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28. Jahrgang

Der Einfluß der Technik 
auf die berufliche 
und soziale Gliederung 
des deutschen Volkes
Von Professor Dr. ERNST GÜNTHER, Gießen

Dem vorliegenden A ufsa tz liegen Ausführungen des 
Verfassers auf dem ersten Tage der deutschen 
Technik zugrunde, und zwar aus der Fachgruppe 
„Organische W irtschaftsgestaltung durch technisches 
Denken“. Professor Günther kommt zu dem E r­
gebnis, daß die Technisierung früher im Dienst der 
W irtschaft, der Privatwirtschaft, Schicksal und Ver­
hängnis war, wider W illen und Wunsch der Men­
schen eine rein technisch-wirtschaftliche Ordnung 
herauf führte. Aber der Fortschritt der Technik gibt 
den Menschen ihr Selbstbestimmungsrecht, ihre 
Freiheit wieder; die innere Freiheit gegenüber der 
Technik, die durch wissenschaftliche Durchdringung 
und geschlechterlange Gewöhnung ihres ursprünglich 
mystisch-dämonischen Charakters entkleidet worden 
ist; und die äußere Freiheit durch die Technik, weil 
diese den Lebensraum so erweitert hat, daß der 
Mensch nicht mehr bedingungslos jeden technischen 
Fortschritt und seine unerwünschten Folgen an­
nehmen muß, sondern auch einmal darauf verzichten 
kann, wenn andere, wichtige Lebensbelange dadurch 
gefährdet werden. Die Technik bedingt nicht mehr 
zwangläufig eine ganz bestimmte Sozialordnung, son­
dern sie gibt je tz t die Möglichkeit, diese Ordnung 
nach höheren Gesichtspunkten frei zu gestalten. Die 
Technik ist nicht Herrschaft, sondern Dienst, aber 
nicht mehr Dienst fü r  Sonderinteressen, sondern fü r  
das ganze Volk.

Das W ort „Technik“ ist sehr vieldeutig; wir sprechen 
von der Atemtechnik der Sängerin ebenso, wie von 
der Seiltechnik des Bergsteigers; von der Technik 
der geistigen Arbeit oder der Technik der Menschen­
fahrung, der Regierungstechnik und unzähligen ändern 
Techniken. Dieser allgemeine Begriff der Technik als 
der Kunst des aufgabegerechten Verfahrens ist hier 
aber nicht gemeint, sondern nur d i e  T e c h n i k  
i m e n g e r e n  S i n n e  als die K unst der bewußten 
Meisterung der Materie, der planvollen Dienstbarmachung 
der N atur fü r menschliche Zwecke; die Technik, wie sie 
uns täglich sinnfällig vor Augen tr itt  in Maschinen, A ppa­
raten und Bauten, in all den „Wunderwerken der modernen 
Technik“ . Diese Technik soll durch den Volkswirtsehaft- 
ler, den Sozialpolitiker einmal in das Ganze der Sozial­
wirtschaft hineingestellt, auf ihre Auswirkungen inner­
halb dieser untersucht werden.

Freilich der technische W irkungsgrad einer Konstruktion 
ist viel leichter und eindeutiger zu ermitteln als deren 
soziale Auswirkung. Und wenn vielleicht auch bei einem 
bestimmten technischen Verfahren, etwa beim Übergang 
von der alten Glasbläserei zur maschinell-automatischen 
Glasfabrikation, die wirtschaftlichen und sozialen Auswir­

kungen wenigstens auf die Nächstbeteiligten noch leidlich 
sicher festgestellt werden können, so schwindet diese Sicher­
heit doch sofort, wenn es gilt, die Technik überhaupt fü r 
bestimmte Vorgänge und Erscheinungsformen innerhalb 
des sozialen Gesamtlebens verantwortlich zu machen.

Wenigstens fü r den vorsichtigen Beobachter, der nicht ein­
fach aus dem zeitlichen Zusammentreffen zweier Entwiek- 
lungsreihen auf ihre gegenseitige Bedingtheit, auf die 
zwangläufige Verursachung der einen durch die andere 
schließen will.

Die „verhängnisvolle“ Rolle der Technik
Nicht immer freilich war man so vorsichtig. W ir brauchen 
uns nur an den bekannten Aussprueh zu erinnern: „Die 
Handmühle ergibt eine Gesellschaft mit Feudalherren, die 
Dampfmühle ergibt eine Gesellschaft mit industriellen 
K apitalisten“ . Der technische Fortschritt wäre danach die 
alles entscheidende Triebkraft fü r die Entwicklung der Ge­
sellschaft, die Technik, der Stand der Technik, bestimmend 
fü r die Formen des gesellschaftlichen Zusammenarbeitens 
und damit der Gesellschafts- und W irtschaftsordnung über­
haupt; die berufliche und soziale Gliederung eines Volkes 
wäre einfach ein Ausfluß, eine Funktion seiner technischen 
Entwicklung; mit dieser notwendigerweise und in allen 
Einzelheiten auch jene gegeben. Nicht aus seiner eigenen, 
innersten Sehnsucht und Veranlagung heraus könnte sich 
danach ein Volk die ihm zusagenden Einrichtungen und 
Lebensformen, die ihm passende Sozial- und W irtschafts­
ordnung schaffen, sondern es müßte einfach die Ordnung 
hinnehmen, von der es überlagert wird, die ihm aufgezwun­
gen wird, und zwar durch den Stand der Technik aufge­
zwungen wird.

A uf den ersten Blick könnte diese Anschauung ja  gerade 
fü r den Techniker etwas Bestechendes haben. Die Teehno- 
kratie, über die wir vor ein paar Jahren aus Amerika 
solche Sirenengesänge vernahmen, wäre danach die natur­
gegebene, notwendige Weltordnung, der Techniker der 
eigentliche H err der menschlichen Geschicke.

In  W ahrheit hätte er allerdings recht wenig zu sagen; denn 
die schicksalhafte Entfaltung der Technik wäre nicht seine 
freie, alle Folgen klar ins Auge fassende sittliche Tat, 
sondern dumpfes Muß im Dienste fremder Gewalten. 
Zweier fremder Gewalten.

Denn entweder ist die Entwicklung der Technik bloßes 
Naturgesetz, das mit naturgesetzlieher Notwendigkeit ab­
läuft, weil aus der einen Maschine ganz zwangläufig und 
unaufhaltsam, ob wir es nun wollen oder nicht, die andere 
leistungsfähigere Maschine, aus dem einen V erfahren das 
andere, technisch verbesserte Verfahren hervorgeht, hervor­
gehen m uß; oder wenn der Mensch wirklich das Abrollen 
dieser Entwicklung etwas leiten und bestimmen kann, dann 
ist es nicht der Techniker, bei dem diese Leitung liegt, der 
Ziele und Grenzen setzt, sondern der W irtschaftler. Eigent­
lich auch nicht der W irtschaftler als Persönlichkeit, sondern
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die unpersönliche W irtschaft selbst, die unter dem Zwang 
des Gesetzes der W irtschaftlichkeit, der Rentabilität steht 
und dieses Gesetz einfach erfüllen muß.

Diese pessimistisch-fatalistische Anschauung von der Rolle 
der Technik hat eines der Kernstücke im Lehrgebäude des 
Marxismus gebildet. Aber der Marxismus sprach dam it 
nur aus, was unausgesprochen und ohne den Mut zu solcher 
pessimistischen Folgerichtigkeit überhaupt die Anschauung 
der Zeit war, was jedenfalls das praktische Handeln und 
damit auch das Gesicht dieser Zeit bestimmte.

Alle sozialpolitischen Maßnahmen, die eigentlich von An­
fang an das Maschinenzeitalter begleiteten •— bereits 1802 
wurde in England der Morals and H ealth Act zum Schutze 
der K inder in den neuen Textilfabriken erlassen — können 
doch nicht darüber hinwegtäuschen, daß diese Zeit völlig 
darauf verzichtet hatte, irgend ein eigenes Ideal der Sozial- 
und W irtschaftsordnung aufzustellen und zu verwirklichen, 
sondern daß sie sich damit abgefunden hatte, daß diese 
mehr oder weniger erfreuliche Ordnung naturwüchsig aus 
der Entwicklung der W irtschaft und Technik hervorgehe, 
durch diese in ihren Grundzügen festgelegt werde, höch­
stens in nebensächlichen Einzelheiten nachträglich durch 
die Sozialpolitik hier und da etwa gemildert, geändert 
werden könne.
Diese Gleichgültigkeit gegenüber den von der Technik aus­
gehenden Einwirkungen auf die Sozial- und W irtschafts­
ordnung hat nun fü r unsere Betrachtungen den Vor­
zug, daß wir die in dieser Zeit eingetretenen Änderun­
gen in der beruflichen und sozialen Gliederung des deut­
schen Volkes zunächst einmal als unter dem Einfluß der 
Technik erfolgt ansehen können, wobei wir die weitere 
Frage, ob die Technik dabei selbständige Triebkraft oder 
nur Treibmittel war, vorläufig zurüekstellen wollen.

Übergang vom Agrar- zum Industriestaat
Ich muß mich natürlich auf die Hervorhebung der wichtig­
sten Vorgänge und Tatsachen beschränken. Zunächst ein­
mal führte die Entwicklung der modernen Technik auch 
in Deutschland zu einer Umlagerung des beruflichen 
Schwergewichts, zum Übergang vom A grarstaat zum 
Industriestaat. Um 1800, ehe die neue Technik bei 
uns einzog, war Deutschland zweifellos noch ein ganz über­
wiegendes A grarland; die landwirtschaftliche Bevölkerung 
machte damals wahrscheinlich mindestens Zweidrittel, viel­
leicht sogar Dreiviertel der erwerbstätigen und der Gesamt­
bevölkerung aus. Nach Schmoller gab es um diese Zeit in 
P reußen erst 160 000 sogenannte Fabrikarbeiter, denen 
aber die vierfache bis fünffache Zahl landwirtschaftlicher 
A rbeiter gegenüberstand. Und diese Fabrikarbeiter waren 
wahrscheinlich noch längst nicht alle echte Fabrikarbeiter 
im modernen Sinn, d. h. Arbeiter im maschinellen Groß­
betrieb, sondern oft nichts anderes als verlegte K lein­
meister, die als solche in der Solinger Fabrik, d. h. in der 
Solinger Messermacherei, oder in  der Schlesisehen Fabrik, 
d. h. in der schlesischen Leinenweberei tä tig  waren. Diese 
Heim arbeiter und vor allem auch die selbständigen H and­
werker in den kleinen Aekerstädten standen vielfach durch 
eigenen kleinen landwirtschaftlichen Betrieb der Landwirt­
schaft noch sehr nahe.

1882, bei der ersten großen Berufs- und Gewerbezählung 
im neuen Reich, hat die Landwirtschaft immer noch die 
Führung in Deutschland; 42,2 %  der erwerbstätigen Be­
völkerung kommen auf sie, und von der Gesamtbevölke­
rung, also einschließlich der von den Erwerbstätigen er­
nährten Angehörigen und ihres häuslichen Gesindes, 40 % .

Aber 1925 waren es von den Erwerbstätigen nur noch
30,5 %  und von der Gesamtbevölkerung sogar nur noch 
23 % . Nicht mehr ganz jeder dritte Deutsche findet also 
heute in der Landwirtschaft seine Beschäftigung, und noch 
nicht einmal jeder vierte Deutsche findet durch sie seinen 
Lebensunterhalt. Diese letzte Zahl ist wohl die richtigere, 
denn darauf kommt es an, wieviel Menschen tatsächlich 
vom landwirtschaftlichen Beruf in Deutschland leben, und 
nicht, wieviele landwirtschaftlich erwerbstätig sind, oder 
von der amtlichen Statistik hier als hauptberuflich erwerbs­
tä tig  betrachtet werden.

Stellen wir der Landwirtschaft je tzt die von der Ent­
faltung der Technik ja  am tiefsten berührte Industrie und 
das Handwerk gegenüber, so entfielen auf diese W irt­
schaftsabteilung im Jahre  1882: 33,8 %  aller Erwerbs­
tätigen und 35 %  der Gesamtbevölkerung, in beiden Fällen 
also ein gutes Drittel. Bis 1925 stieg der Anteil in beiden 
G ruppen auf 41,4 bzw. 41,3 % . Heute leben also in 
Deutschland fast doppelt soviel Menschen vom Gewerbe als 
von der Landwirtschaft — 41,3 %  gegen 23 %  — während 
umgekehrt vor dem Einbruch der neuen Technik doppelt, 
ja  wahrscheinlich dreimal soviel Menschen von der Land­
wirtschaft gelebt hatten.

Die Verlagerung des beruflichen Schwergewichts von der 
Landwirtschaft zum Gewerbe hat nun zur Voraussetzung, 
zur Folge eine entsprechende Verlagerung des Bevölke­
rungsschwergewichtes vom Lande zur Stadt. Wohl gab es 
in Deutschland um 1800 schon mindestens 1500, oder viel­
leicht sogar 2000 Städte, d. h. m it. Stadtrecht begabte Ge­
meinden, aber die wenigsten dieser sogenannten Städte 
waren nach ihrem geistigen, wirtschaftlichen und sozialen 
Gefüge wirkliche Städte im modernen Sinn. Die meisten 
waren nicht viel mehr als erweiterte D örfer oder Acker­
städte, die nicht nur m  ihrem Handel und Handwerk aufs 
engste mit der umliegenden Landw irtschaft verbunden, von 
dieser abhängig waren, sondern deren Bürger selbst noch 
in großem Umfang Landwirtschaft betrieben, unmittelbar 
davon lebten. Vor zwei Menschenaltem (1875) wohnten 
noch 26 Mill. oder 60,9 %  aller Deutschen in Landgemein­
den bis zu 2000 Einwohnern und nu r 2,7 Mill. oder 6,3 % 
in Großstädten m it über 100 000 Einw ohnern; heute woh­
nen nur noch 22,2 Mill. oder 35,6 %  in den Landgemein­
den, aber 16,7 Mill. oder 26,8 %  in den Großstädten. 
Natürlich w ar eine gewisse Verschiebung von den Land­
gemeinden zu den Klein- und M ittelstädten und von diesen 
zu den Großstädten unvermeidlich, denn wenn die Bevölke­
rung im ganzen auf das Dreifache steigt, wie es in Deutsch­
land von 1800 bis heute der Fall war, dann müssen natür­
lich auch viele früheren D örfer die 2000-Einwohner-Grenze 
überschreiten, nebeneinanderliegende kleinere Gemeinden zu 
M ittelstädten und G roßstädten zusammenwachsen. Aber 
über diese natürliche, mit dem Wachstum der Bevölkerung 
notwendigerweise verbundene V erstädterung hinaus hat 
doch die Industrialisierung, die Technisierung eine unmit­
telbare Abwanderung vom Lande zur S tadt zur Folge. 
Berlin gewann von der Mitte des 19. Jahrhunderts bis zum 
Kriegsausbruch rd. 1 Mill. Menschen durch Zuwanderung 
— meist natürlich vom Lande oder aus Landstädten, Ham­
burg 400 000, das rheinisch-westfälische Industriegebiet 
über 600 000 und das industrielle Königreich Sachsen etwa 
350 000. Besonders deutlich wird diese Wanderbewegung 
aber, wenn wir die großstädtische Arbeiterschaft betrach­
ten. Von 2,9 Mill. Arbeitern, die 1907 in 42 deutschen 
Großstädten gezählt wurden, stammten nur 940 000 oder 
ein knappes D rittel aus der Zählstadt selbst, 845 000 aus



ändern Städten, meist natürlich kleineren Städtchen, aber 
über eine Million oder fast 35 %  vom flachen Lande.

Übergang zum Großbetrieb
Die Mobilisierung der Menschen, wie sie in diesen Zahlen 
zum Ausdruck kommt, ist wohl eine der wichtigsten, 
verhängnisvollsten Begleiterscheinungen der neuzeitlichen 
Technik. Millionen von ländlichen Tagelöhnern und Klein­
bauern, von kleinstädtischen Arbeitern und Handwerkern, 
deren Vorfahren seit Jahrhunderten im gleichen Dorf, im 
gleichen Städtchen gesessen, den gleichen Beruf ausgeübt 
hatten, deren Leben bisher fest umhegt von Sitte, Sippe 
und Freundschaft in den alteingefahrenen Geleisen abge­
laufen war, wurden auf einmal aus ihrer gewohnten Um­
gebung und Beschäftigung gerissen und in die fremde 
Stadt, an neue, fremdartige Maschinen, unter fremde, 
unfreundliche Menschen hinausgestoßen und hier ganz 
allein auf sich selbst gestellt. Ganz neue Lebensgewohn­
heiten, ein ganz anderer Arbeits- und Lebensrhythmus, ja 
eine ganz neue Moral mußte hier von ihnen ausgebildet 
und angenommen werden. Eine Aufgabe, der viele rasch 
erlagen, die meisten jedenfalls erst nach einer längeren 
Übergangs- und Leidenszeit einigermaßen gewachsen wur­
den. Verschärft wurde diese seelische Krise durch den 
Übergang zum Großbetrieb, zu dem die sieh selbst über­
lassene Maschine und Technik fast immer drängt. Gerade 
weil man den Großbetrieb fürchtete und vermeiden wollte, 
hatte man ja  in früheren Jahrhunderten immer wieder die 
Anläufe zu einer neuen, verbesserten Technik bekämpft 
und unterdrückt. Der Kleinbetrieb des allein oder doch 
nur mit ganz wenigen H ilfskräften arbeitenden H and­
werkers ist die typische W irtsehafts- und Unternehmungs­
form in der vormasehinellen Zeit, und der Großbetrieb 
wird immer mehr die vorherrschende Unternehmungsform 
im Maschinenzeitalter. Ich kann und darf wieder nur ein 
paar Zahlen nennen: 1882 kamen von den im Gewerbe, 
Handel und Verkehr Beschäftigten noch 4,3 Mill. oder 
59 %  auf die Kleinbetriebe mit bis zu fünf beschäftigten 
Personen und 1,6 Mill. oder 22 %  auf die Großbetriebe, 
wie man sie in einer bescheidenen Zeit schon nannte, mit 
über 50 beschäftigten Personen. Der Kleinbetrieb hatte 
also noch ganz ausgesprochen die Führung, aber er verlor 
sie in der Folgezeit sehr rasch. 1925 waren zwar 5,4 Mill. 
Personen in Kleinbetrieben beschäftigt, aber diese 5,4 Mill. 
machten jetzt nur noch 28,6 %  aller überhaupt Beschäftig­
ten aus und standen 8,8 Mill. in Großbetrieben Beschäftig­
ten gegenüber oder 47,2 % . Nach der neuesten Zählung 
von 1933 wäre ja  der Anteil der Kleinbetriebe wieder etwas 
gestiegen, der Anteil der Großbetriebe etwas gesunken, 
denn an den einzelnen örtlichen Niederlassungen und nicht 
an den Gesamtuntemehmungen, die ja  eine ganze Reihe 
solcher Einzelbetriebe in sieh vereinigen können und heute 
sehr oft vereinigen, gemessen, waren 1933 von rd. 9 Mill. 
im Gewerbe, also ohne Handel und Verkehr, überhaupt be­
schäftigten Personen etwas über 3 Mill. oder 33,9 %  in 
Kleinbetrieben unter 5 Personen tätig  und knapp 4 Mill. 
oder 44,4%  in Großbetrieben; davon reichlich 2% Mill. 
in wirklichen Großbetrieben mit über 200 und reichlich 
1 Mill. in Riesenbetrieben mit über 1000 Beschäftigten. 
Der Rückgang des Anteils der Großbetriebe gegenüber der 
vorletzten Zählung ist wohl auf die W irtschaftskrise zu­
rückzuführen, die gerade die größten Betriebe am schwer­
sten traf. Immerhin hat der Großbetrieb heute ganz aus­
gesprochen die Führung. Das tr itt  noch deutlicher hervor, 
wenn wir zur Zahl der beschäftigten Personen auch die ihre 
Arbeit unterstützenden Maschinen hinzunehmen. Den ge­

werblichen Kleinbetrieben standen 1933 nur reichlich 
2% Mill. PS zur Verfügung, den Betrieben mit über 50 
beschäftigten Personen aber 18 Mill. PS oder mehr als 
siebenmal so viel. Der stärkeren Betriebskraft entspricht 
natürlich auch die bessere, reichlichere Ausstattung mit 
Arbeitsmaschinen und sonstigen technischen Hilfsmitteln.

Auf 2 0 Selbständige kommen 8 0 Unselbständige
Doch nicht die Tatsache, daß das Schwergewicht der Lei­
stung heute zweifellos bei den Großbetrieben liegt, geht uns 
hier an, sondern die sozialen Auswirkungen dieser Betriebs­
vergrößerung. H ier ist nun der entscheidende Vorgang 
die Verschiebung im Zahlen Verhältnis zwischen Selbständi­
gen und Unselbständigen, zwischen Unternehmern und 
Arbeitnehmern. 1875 standen in Industrie, Handel und 
Verkehr den 2,9 Mill. Selbständigen erst 3,5 Mill. Un­
selbständige, Arbeiter und Angestellte, die damals noch 
nicht getrennt wurden, gegenüber, also 45,5 %  zu 54,5 %. 
Bis 1925 war die Zahl der Selbständigen zwar noch um 
14 %  auf 3,3 Mill. gestiegen, aber ein Teil dieses Zu­
wachses war wohl mehr eine wirtschaftliche Krankheits­
erscheinung, entsprang einfach aus der bitteren Notwendig­
keit fü r viele Arbeitslose, sich irgendwie eine eigene küm­
merliche Scheinselbständigkeit aufzubauen. Die Zahl der 
Angestellten, die 1875 noch so niedrig gewesen war, daß 
man ihre besondere statistische Erfassung fü r überflüssig 
gehalten hatte, war bis 1925 auf 2,6 Mill. und die Zahl der 
Arbeiter auf 10,7 Mill. angestiegen. Wenn wir die mit­
helfenden Familienangehörigen außer Betracht lassen, die 
1875 nicht mitgezählt worden waren, und deren Zahlen 
immer stark von der engeren oder weiteren Fassung des 
Begriffs „mithelfend“ abhängen werden, kamen also 1925 
genau 20 %  aller in den W irtschaftsabteilungen B und C 
Beschäftigten auf die Selbständigen, 15,6 %  auf die neue 
Gruppe der Angestellten und 64,4 %  auf die Arbeiter. 
W ährend sich früher die Selbständigen und Unselbständi­
gen ungefähr die Waage gehalten hatten — die etwas 
schwächere Besetzung der Gruppe der Selbständigen er­
klärt sich daraus, daß sie durchschnittlich höheren Alters­
klassen angehören, und diese höheren Altersklassen ja  
normalerweise, in einem wachsenden Volk, stets schwächer 
besetzt sind als die jüngeren Jahrgänge — stehen heute 
20 Selbständige 80 Unselbständigen gegenüber.
W ährend im mittelalterlichen Handwerk, vor Aufkommen 
der neuzeitlichen Technik, die unselbständige Arbeit als 
Geselle im allgemeinen nur eine Alters- oder Jugenderschei­
nung war, ein Durchgang auf dem Wege zur selbständigen 
Meisterschaft, die grundsätzlich jedem als Ziel winkte, 
wenn auch vielleicht nicht jeder das Ziel erreichte, ist heute 
fü r die große Mehrzahl der im Gewerbe Tätigen die ab­
hängige Lohnarbeit unentrinnbares Lebenssehicksal gewor­
den. Das ist selbstverständlich bei den Arbeitern und An­
gestellten im Groß- und Riesenbetrieb, von denen ja  unter 
keinen Umständen, nach welchem System auch immer die 
W irtschaftsordnung gestaltet sein mag, jeder oder auch nur 
ein größerer Teil zu Führerstellungen aufsteigen kann. 
Aber auch der Mittelstandsfreund, dem vielleicht ein Be­
trieb von 5 bis 10 Personen als soziales Wunschbild vor­
schwebt, muß sich darüber klar sein, daß auch in diesem 
Falle die ganz überragende Mehrzahl dauernd in w irt­
schaftlicher Abhängigkeit bleiben müßte. Wirtschaftliche 
Selbständigkeit fü r alle ist tatsächlich nur im Kleinstbetrieb 
möglich, wie eine einfache Rechnung zeigt. Nehmen wir 
als soziales und menschliches Ideal, daß der junge Mensch 
vom 14. bis 18. Jah r als Lehrling und vom 18. bis zum 
25. Jah r als Geselle, als Gehilfe tätig  sein, dann aber w irt­



schaftlieh selbständig, Meister, oder wie wir es nennen 
wollen, werden soll. Nach der deutschen Sterbetafel 
1924/26 ständen dann aus 100 000 jährlichen Knaben­
geburten 338 000 Lehrlingen zwischen 14 und 18 Jahren 
und 578 000 Gesellen zwischen 18 und 25 Jahren rd. 
2,86 Mill. Meister im Alter von 25 bis 65 Jahren gegen­
über, d. h. erst auf jeden fünften  Meister käme ein Gehilfe, 
und erst auf jeden achten bis neunten Meister käme ein 
Lehrling. Und auch wenn wir die Gehilfenzeit bis zum 
30. Jah r verlängern, die Meisterwerdung entsprechend 
hinaussehieben, würde doch erst jeder zweite bis dritte 
Meister einen Gehilfen und erst jeder siebente einen Lehr­
ling halten können. W enn auf jeden Meister mindestens 
eine H ilfskraft — Geselle oder Lehrling — kommen soll, 
müßte das Meisterwerden bis zum 39. Ja h r hinausgescho­
ben werden; zwei H ilfskräfte fü r jeden Meister bedingen 
ein W arten bis zum 4Ö./46. Jah r, drei H ilfskräfte bis zum 
50. Jahr. Es bleibt also dabei, daß wirtschaftliche Selb­
ständigkeit fü r  alle nur im Kleinstbetrieb denkbar ist. 
Weil das M ittelalter unter allen Umständen diese allge­
meine wirtschaftliche Selbständigkeit sichern wollte, hat 
es folgerichtig auch jede Betriebsvergrößerung unterbun­
den, und auch heute würde bei gleichem Ziele kein anderer 
Weg möglich sein. W ir sehen daran aber auch, daß w i r t ­
s c h a f t l i c h e  S e l b s t ä n d i g k e i t  a l l e r  u n d  
m o d e r n e  T e c h n i k  v ö l l i g  u n v e r e i n b a r  sind. 
Denn selbst, wenn die Popularisierung der Technik durch 
Kleinmotore, wie sie schon vor einem halben Jahrhundert 
W erner Siemens vorschwebte, wirklich in größerem Um­
fang möglich wäre — auf vielen Gebieten, wie im Bergbau 
und Hüttenbetrieb, in der Chemischen Industrie u. a. m. 
w ird sie wahrscheinlich auf immer unerreichbar sein — so 
würde sie doch fast niemals dem wirklichen Kleinbetrieb 
zugute kommen können, sondern höchstens den mittleren 
Betrieben m it 5, 10 ja  20 Arbeitern, in denen erst eine 
einigermaßen wirtschaftliche Ausnutzung der Maschine, 
eine vorteilhafte Verbindung verschiedener Maschinen zu 
einem einheitlichen Arbeitssystem möglich ist.

Der soziale Fortschritt
Die wirtschaftlichen und sozialen Nöte, die im Gefolge 
der E inführung der Maschine auftraten, lösten frühzeitig 
eine Gegenbewegung aus. Die Arbeiter, deren bisherige 
Arbeits- und Lebensformen, ja  deren ganze Existenz durch 
die neuen Maschinen untergraben wurden, machten ihrem 
H aß  durch Maschinenzerstörungen L uft; in der englischen 
Textilindustrie waren um die Wende vom 18. zum 19. Ja h r­
hundert solche Maschinenzerstörungen an der Tagesord­
nung. Natürlich wurden sie nur dem Unverstand, der 
Bosheit der Arbeiter zur Last geschrieben und deshalb mit 
den schwersten Strafen, ja  mit dem Tode bedroht. 18] 3 
wurden tatsächlich 18 solcher Ludcliten, wie die Maschinen­
stürm er nach einem ihrer Führer genannt wurden, gehenkt.

Aber nicht nu r die unm ittelbar bedrohten, betroffenen A r­
beiter wurden zu Masehinengegnem; selbst ein so weit­
blickender, allem Neuen stets aufgeschlossener Geist wie 
Goethe sagt doch im Wilhelm Meister, daß er „durch das 
überhandnehmende Maschinenwesen gequält und ge- 
ängstigt“ werde; Sismondi weist frühzeitig auf die mit der 
Industrialisierung verbundenen Gefahren hin, und John  
R uskin  predigt die Abkehr von der Maschine, damit der 
Mensch wieder zu seinem Rechte, zu sieh selbst komme.

Selbst wenn die Technik fü r alles, was ihr zur Last ge­
schrieben wurde, voll verantwortlich wäre, könnte sie doch 
zu ihrer Entlastung auf ungeheure positive Leistungen ver­

weisen. Heute leben in Deutschland dreimal soviel Men­
schen, als um 1800 hier gelebt haben, und alles in allem 
leben diese 66 Mill. heute besser, wenigstens materiell­
wirtschaftlieh besser als die 22 Mill. um 1800; bei der 
W ohnung und Hygiene ist der F ortschritt ganz unleugbar, 
aber auch die Ernährung ist zweifellos ganz allgemein 
regelmäßiger und reichlicher als vor 100 oder 150 Jahren. 
Der beste Beweis fü r die Verbesserung der Lebensbedin­
gungen ist die in dieser Zeit eingetretene Verlängerung der 
durchschnittlichen Lebensdauer. Um 1800 hatte das Neu­
geborene in Deutschland wahrscheinlich durchschnittlich 
höchstens 30 Jahre vor sieh, aber nach der Sterbetafel 
1924/26 betrug die durchschnittliche Lebensdauer bei uns 
bereits 57y2 Ja h r; inzwischen ist sie wahrscheinlich noch 
weiter auf rd. 60 Jah re  gestiegen. Diese Verdoppelung der 
Lebensdauer ist doch ein untrüglicher Beweis dafür, daß 
sich die Lebensbedingungen in dieser Zeit nicht verschlech­
te rt haben können, sondern verbessert haben müssen, denn 
die Verlängerung der durchschnittlichen Lebensdauer ist 
natürlich nicht dadurch zustande gekommen, daß nur die 
Mitglieder der wirtschaftlichen Oberschichten als eigent­
liche Nutznießer des neuen Reichtums 60 oder 120 Jahre 
älter wurden als früher und dadurch trotz ihrer geringen 
Zahl den allgemeinen Durchschnitt so viel hoben, sondern 
die allgemeine Lebensdauer konnte nur steigen, weil vor 
allem die Lebensdauer der breiten Masse der Bevölkerung 
entsprechend anstieg.

Es ist nun kein Zweifel, daß die Zunahme der Bevölkerung 
nur durch die Fortschritte der Technik möglich wurde. Der 
Stillstand oder doch ganz langsame Fortschritt der Technik 
in Deutschland in der Zeit von 1200 bis 1700 ließ auch nur 
eine gleichzeitige Steigerung der Bevölkerung von etwa 12 
auf 15 Mill., also um 25 %  in 500 Jahren  zu. Die erste 
Auflockerung der alten Bindungen, die ersten Anläufe einer 
höheren Technik führten im 18. Jahrhundert zu einer Ver­
mehrung auf 22 Mill. oder um 50 % ; und die volle Tech­
nisierung im 19. Jahrhundert wurde von einer Bevölke­
rungsvermehrung auf 68 Mill. bis 1914, also um reichlich 
200 %  begleitet. Wenn Millionen auch heute noch unter 
gegenüber den gesteigerten Ansprüchen der Zeit und gegen­
über den durch die neuzeitliche Technik scheinbar er­
schlossenen Möglichkeiten ganz ungenügenden Bedingungen 
leben müssen, so dürfen wir doch niemals vergessen, daß 
ohne diese Technik diese Millionen, und noch mehr, über­
haupt nicht leben würden, nicht leben könnten; daß ohne 
diese Technik Deutschland höchstens die H älfte, vielleicht 
nur ein D rittel seiner heutigen Bevölkerung ernähren 
könnte, und wahrscheinlich schlechter ernähren könnte, als 
es heute der Fall ist.

Schon dies eine Argum ent würde genügen, um die schwer­
sten Anklagen gegen die Technisierung zu entkräften. Es 
muß allerdings stark  an Bedeutung verlieren fü r eine Zeit, 
die, wie wir im nächsten Menschenalter, nicht entfernt 
mehr mit einer ähnlichen Bevölkerungszunahme wie das 
19. Jahrhundert rechnen kann, in der also auch nicht mit 
dem Notstand des ständigen Bevölkerungsdruckes alle Nöte 
und Ausschreitungen entschuldigt werden können.

Aber wir haben noch andere Argumente zugunsten der 
Technik, die entweder bereits fü r die Vergangenheit gelten, 
oder doch fü r die Zukunft immer stärkere Geltung gewin­
nen werden. W as wir fü r  die Vergangenheit an unerfreu­
lichen Begleiterscheinungen der Industrialisierung, der 
Technisierung feststellen mußten, dafür w ar die technische 
Entwicklung nur zum Teil wirklich verantwortlich; zum 
Teil handelte es sich dabei auch um bloße Kinderkrank-



heiton, die mit der weiteren Entfaltung der Technik, ge­
rade durch diese, wieder verschwinden werden.

Nicht die Technik führte zur Einspannung auch der klein­
sten Kinder in die Fabrikarbeit und zur Verlängerung der 
Arbeitszeit über jedes vernünftige Maß hinaus, wie sie 
uns aus der Jugendzeit des Industrialismus auch aus 
Deutschland berichtet werden; nicht die Technik schuf die 
dunklen, nassen, unhygienischen, unfallgefährdeten A r­
beitsräume und die entsprechenden Arbeiten- ohnungen, die 
trostlosen Fabrikstädte und Fabrikdörfer. Die Technik 
hätte unbedingt auch hier von Anfang an wirklich Gutes 
schaffen können, aber sie durfte es nicht; sie war ja  nicht 
frei, sondern sie stand im Dienste; nicht im Dienste der 
Volkswirtschaft, sondern der Privatw irtschaft; nicht im 
Dienste des allgemeinen Wohles, sondern des persönlichen 
Nutzens.

Im Dienst wird die Technik ja stets stehen; es liegt schon 
in ihrem Begriff begründet, ob wir sie nun, wie ich es im 
Anfang getan habe, als die K unst des aufgabegerechten 
Verfahrens bezeichnen möchten oder als die K unst des 
besten Weges zum Ziele, wie es von anderer Seite geschieht.

Stets liegt darin auch, daß die Aufgabe, das Ziel der Tech­
nik von außen gesetzt wird. Ich weiß, daß sich die Tech­
niker gegen die bloß dienende Rolle, die ihnen damit zuge­
wiesen wird, sträuben. Aber wenn ein Friedrich der Große 
stolz darauf war, d e r  e r s t e  D i e n e r  s e i n e s  S t a a ­
t e s  zu sein, wer könnte da auch in der Tatsache des Dien­
stes etwas Entwürdigendes finden1? N i c h t  d a ß  i c h  
d i e n e ,  s o n d e r n  w e m  i c h  d i e n e ,  i s t  e n t s c h e i ­
d e n d .  Am Aufbau der deutschen Zukunft an bedeutungs­
voller Stelle mit dienen zu dürfen, sollte auch fü r die 
Technik höchstes Glück sein. Sie wird dann auch zeigen 
können, daß es nicht an ihr lag, wenn in der Vergangen­
heit oft nur unvollkommene Lösungen gefunden wurden, 
sondern nur an der falschen Aufgabestellung.

Freiheit in der Gestaltung der Sozial­
ordnung durch technischen Fortschritt
Einzelnes von dem, was wir als Begleiterscheinung der 
modernen Technik hingestellt hatten, ist nicht nur zeitliche 
Begleiterscheinung, sondern echte, zwangläufige Folge der­
selben. Eine gewisse Verkleinerung des ländlichen Be- 
völkerungs- und des landwirtschaftlichen Berufsanteils — 
wenn auch nicht auf das heutige Maß — wird unter allen 
Umständen bleiben müssen, da eben durch die Techni­
sierung der Landwirtschaft notwendigerweise früher 
ländliche Arbeiten in die Maschinenfabrik, in die 
chemische Fabrik verlegt werden müssen. Auch der Zwang 
zur Maschinenarbeit fü r eine wachsende Anzahl Menschen 
ist unvermeidlich. W ir können die Frage, wie diese 
Maschinenarbeit auf die beteiligten Menschen wirkt, leider 
nicht näher untersuchen. Die Ansichten gehen hierbei be­
kanntlich weit auseinander; neben den Anklägern der 
seelenlosen, geisttötenden Maschinenarbeit finden wir auf 
der ändern Seite — Kämmerer, Öchelhäuser, Ulrich W endt
u. a. m. — andere, die von der fortschreitenden Vergeisti­

gung der Arbeit durch die Maschine sprechen, sich viel 
davon versprechen.

Aber selbst wenn gewisse Schädigungen untrennbar mit 
der Maschinenarbeit verbunden sein sollten, so sind wir 
doch heute in der Lage, diesen Schädigungen durch Ver­
kürzungen der Arbeitszeit, deren Grenzen wir sicher noch 
nicht erreicht haben, entgegenzuwirken.

Die Bestrebungen auf Verschönerung der Arbeitsstätte, 
wie sie jetzt durch die Deutsche Arbeitsfront in Angriff 
genommen worden sind, gehören auch hierher, und ebenso 
die Maßnahmen zur sinnvollen Verwendung der arbeits­
freien Zeit.

Wenn die Masse der Erwerbstätigen im Maschinenzeit-alter 
nicht mehr die wirtschaftliche Selbständigkeit erreichen 
kann, so liegt ein gewisser Trost fü r diese dauernde Dienst­
barkeit vielleicht darin, daß auch die Arbeit des Unter­
nehmers, des Betriebsführers, immer mehr zum Dienste 
wird, und auf der ändern Seite darin, daß der Arbeiter 
selbst außerhalb seiner Berufsarbeit zum freien gleich­
berechtigten Volksgenossen geworden ist.

Abschließend wäre vielleicht noch das eine zu sagen. Im 
Anfang stand der Mensch der neuen Technik unfrei gegen­
über; innerlich unfrei, weil ihn diese neue Technik mit der 
Fülle ihrer Eindrücke und Schöpfungen so überwältigte, 
daß er sich ihr gar nicht entziehen konnte, einfach voll­
ziehen mußte, was die Gesetze der technischen Entwicklung 
brachten und verlangten; und äußerlich unfrei, weil die 
materiellen Grenzen des Lebens noch so eng waren, daß er 
sich überall daran stieß, daß ihm jede Erweiterung dieser 
Grenzen durch die Technik willkommen sein mußte, ganz 
unbekümmert darum, welche Schädigungen auf ändern 
Lebensgebieten etwa damit verbunden sein mochten.
In  beiden Beziehungen ist der Mensch jetzt freier gewor­
den. Nach einem Jahrhundert der größten technischen 
Fortschritte hat er so viel Technik erlebt und in sich auf- 
genommen, daß er die Technik nicht mehr als eine außer 
ihm, über ihm stehende dämonisch-mystische Gewalt an- 
sehen muß.
Und durch diese Technik ist unser Lebensraum weit über 
das bloße Existenzminimum hinaus erweitert worden, so 
daß wir nicht mehr fürchten müssen, sofort auf dieses 
Minimum zurückgeworfen zu werden, wenn wir auf irgend­
welche technischen Möglichkeiten verzichten. W ir haben 
heute die Freiheit gewonnen, neben dem technisch-wirt­
schaftlichen Effekt auch den sozialen Effekt, die außer­
technischen Nebenwirkungen mit ins Auge zu fassen. W ir 
haben so heute gerade durch die Entfaltung der Technik 
zum ersten Male die Möglichkeit, den beherrschenden E in­
fluß der Technik auf die wirtschaftliche und soziale 
Gliederung des deutschen Volkes auszuschalten und diese 
Gliederung nach höheren Gesichtspunkten, nach den 
inneren Anlagen und Lebensbedürfnissen des deutschen 
Volkes zu gestalten. Ich glaube, daß darin keine H erab­
setzung der Technik, des Technikers liegt, sondern hier 
mitzuwirken ist eine Arbeit, des Schweißes der Edelsten 
wert. [2465]

Das Reich als Unternehmer
Das Statistische Reichsamt veröffentlicht soeben eine Über­
sieht über die Einnahmen des Reiches aus den Reichsbe­
trieben und Beteiligungen im E ta t 1933/34. Danach 
stellten sich die E rträge regelmäßiger A rt auf 301,7 Mill.

RM, dazu kommen Einnahmen von 151,9 Mill. RM, die 
fast vollständig aus dem Verkauf von Reichsbahn-Vorzugs­
aktien herrühren. Den Eingängen von 453,6 Mill. RM 
standen Zuschüsse und sonstige Aufwendungen für 
Betriebe von 120,7 Mill. RM gegenüber, darunter
102,5 Mill. RM fü r den Erwerb von Vorzugsaktien der
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Dresdner Bank. Mit den somit als Reineinnahmen ver­
bliebenen 332,9 Mill. RM deckte das Reich 5,9 %  seines 
Zuschußbedarfs von 5,6 Mrd. RM. Die Reineinnahmen 
aus den Betrieben und Beteiligungen entwickelten sich in 
den letzten Jahren  folgendermaßen:

Jahr Reineinnah­
men in Mill.

RM

Anteil an der 
Deckung des 

Zuschuß­
bedarfs in

°/o

Jahr Reineinnah­
men in Mill.

RM

Anteil an der 
Deckung des 

Zuschuß­
bedarfs in

%

1927/28 113 1,6 1931/32 181 2,8
1928/29 200 2,5 1932/33 276 5,0
1929/30 161 2.1 1933/34 333 5,9
1930/31 478 6,1

Den H auptposten unter den Einnahmen regelmäßiger A rt 
bildeten wieder die Ablieferungen der Reichspost mit 228 
(i. Y. einschließlich eines Restbetrages von 19 Mill. RM 
249) Mill. RM. An Dividende aus dem Besitz an Reichs­
bahn-Vorzugsaktien liefen nur noch 6,4 (19,6) Mill. RM ein. 
Die Aktienveräußerung erbrachte außergewöhnliche E in­
nahmen von 151,3 (53,'6) Mill. RM. Von den sonstigen 
Verkehrsunternehmungen des Reiches führte der Sehlepp- 
betrieb auf den westlichen deutschen Kanälen und dem 
M ittellandkanal wieder 120 000 RM an die Reichskasse ab.
Bei den gewerblichen und industriellen Unternehmungen 
des Reiches, die 1932/33 in ihrer Gesamtheit rd. 51 Mill. RM 
mehr an Zuschüssen erhalten hatten, als sie dem Reich 
an Gewinnen zuführten, waren in diesem Jahre die Über­
schüsse und Zuschüsse ziemlich ausgeglichen. Die Viag- 
Dividende (9 Mill. RM) war im vergangenen Jahre zur 
Kapitalerhöhung benutzt worden, diesmal floß sie voll der 
Reichskasse zu. Zum Erwerb junger Aktien aus der 
Kapitalerhöhung der Gesellschaft wendete die Gesellschaft
7,5 (8,1) Mill. RM auf. An die Vereinigten Stahlwerke 
leistete das Reich auf Grund eines Vertrages aus Anlaß 
des Erwerbs von Aktien der Gelsenkirehner Bergwerks-Ges. 
einen Betrag von 4 Mill. RM. Die Deutsche W erke Kiel 
A. G. erhielt wiederum einen Verwaltungskostenzuschuß 
von 2,5 Mill. RM, dem eine Leistung von 500 000 RM an 
Zins- und Tilgungsbeträgen gegenüberstand. Die Über­
schüsse der Reichsdruckerei, des Reichsanzeigers und des 
Reichsverlagsamts ermäßigten sich auf 4 (6) Mill. RM.
Die Beteiligung des Reiches an wasserwirtschaftlichen 
Unternehm ungen erforderte Aufwendungen von 2,5 
(7,4) Mill. RM. — Die Reiehsbank lieferte 36 Mill. RM 
ab, und zwar fü r zwei Jahre. Aus der Beteiligung an der 
Deutschen Bau- und Bodenbank bezog das Reich 
1,53 Mill. RM, wendete aber gleichzeitig 1,08 Mill. RM 
zur Kapitalerhöhung auf. Die Öffa lieferte 7,79 Mill. RM 
ab. Schließlich flössen dem Reich noch 1,4 Mill. RM aus 
seinen Beteiligungen an der Deutschen Bodenkultur A. G. 
und an der Akzeptbank zu. Von den zur S tützung der 
Dresdner Bank vom Reich 1931 fü r die Übernahme von 
300 Mill. RM Vorzugsaktien eingebrachten 300 Mill. RM 
Schatzanweisungen mußten 1933 vertragm äßig 100 Mill. R M 
zu 102,50 %  eingelöst werden, so daß 102,5 Mill. RM auf- 
zuwenden waren. [2480]

Der deutsche Fremdenverkehr 1929  bis 1933
Deutsche reisen in das Ausland, und Ausländer besuchen 
Deutschland. Von der volks- bzw. devisenwirtschaftlichen 
Seite gesehen ist dabei von W ichtigkeit, was wir im Aus­
land ausgeben, und was auf der ändern Seite durch den 
Ausländerbesueh der deutschen Fremdenverkehrswirtschaft 
zukommt.
Die Entwicklung der Umsätze des internationalen Frem ­
denverkehrs ist naturgem äß durch die W eltwirtschaftskrise 
in starkem Ausmaß beeinflußt worden. F ü r den Zeitraum 
von 1929 bis 1933 ist demnach auf beiden Seiten der deut­
schen Fremdenverkehrsbilanz, die die Ausgaben Deutscher 
im Ausland den Ausgaben der Ausländer in Deutschland 
gegenüberstellt, ein Absinken der Umsätze festzustellen. 
Dabei ist aber die Beobachtung zu machen, daß die Ab­
nahme der durch den Fremdenverkehr nach Deutschland 
kommenden Gelder wesentlich geringer ist als die E in ­
schränkung deutscherseits. Es ergibt sieh somit eine V er­
besserung des Saldos, wie Zahlentafel 1 zu erkennen gibt.
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Zahlentafel 1. Bilanz des Reiseverkehrs zu Land

In M ill. RM

A k tiv p o sten P a ss iv p o s te n Salden

d e r  d e u tsc h e n  F re m d e n v e rk e h rsb ila n z

A u sg ab en  von  A u slän d ern  
in D eu tsch lan d

A u sg a b e n  von  D e u tsch e n  
im  A u slan d Saldo

1929 180 282 — 102
1930 185 198 — 13
1931 130 144 — 14
1932 100 110 — 10
1933 75 95 — 20

Insgesamt wurden, abgesehen von 1929, somit rd. 10 bis 
20 Mill. RM mehr von Deutschen im Ausland ausgegeben, 
als der ausländische Reiseverkehr in Deutschland ein­
brachte. Letzterer wies 1929 Ausgaben in Höhe von 
180 Mill. RM auf, die bis 1933 auf 75 Mill. RM sanken. 
1929 ergaben sich die hauptsächlichen Einnahmen aus dem 
Besuch der Amerikaner, die mit rd. 40 Mill. RM und 
22,2 %  der Gesamtausgaben den größten Anteil hatten. Es 
folgt Holland, Großbritannien, die Schweiz und Dänemark, 
1933 ergibt sich aber ein anderes Bild. Der Holländer wird 
zum wichtigsten Besucher Deutschlands. 1933 beträgt der 
Anteil der Holländer an den Gesamtausgaben rd. 22,5 %, 
während der Amerikanerverkehr au f rd. 1.3,3 %  der Um­
sätze fiel.
Beantworten wir aber nun die F rage: Wohin reist der
Deutsche? Zunächst reist er weniger in das Ausland. Die 
Gesamtabnahme der Ausgaben Deutscher in fremden Län­
dern während des Zeitraums von 1929 bis 1933 beträgt 
nach Zahlentafel 1 rd. 66 % . Am stärksten wurde der 
Reiseverkehr nach Österreich eingeschränkt. Gegenüber der 
Schweiz und Italien ist der Rückgang als Folge der 
devisenwirtschaftlichen Regelungen nicht so stark.
Länder, in denen von Deutschen mehr ausgegeben wird, 
als die Reisenden des betreffenden Landes nach Deutsch­
land bringen, sind die Schweiz, Italien, Österreich, die 
Tschechoslowakei, Frankreich, Jugoslawien, umgekehrt ist 
dagegen das Verhältnis in Beziehung auf die Vereinigten 
Staaten, Holland, Großbritannien und Dänemark.
Ein anderes Bild ergibt sich, wenn die Ergebnisse des See­
verkehrs Berücksichtigung finden. Deutsche Schiffe waren 
und sind immer die gesuchtesten Verkehrsmittel zur See, 
so daß es als Selbstverständlichkeit erscheint, daß die Aus­
gaben Fremder auf deutschen Schilfen ganz wesentlich 
über dem liegen, was wir auf ausländischen Schiffen 
ausgeben.

Zahlentafel 2. Bilanz des Fremdenverkehrs  zur See

Ja h r

A k tiv p o ste n P a ss iv p o s te n Saldo

A u sg ab en  a u s lä n d i­
sc h er R e isen d e r auf 
d eu tsch en  Schiffen

A u sg ab en  d e u tsc h e r  
R e isen d e r a u f  f re m ­

d en  S chiffen

1929 140 18 +  122
1930 160 12 +  148
1931 125 9 +  116
1932 110 7 +  103
1933 70 3 +  67

Zahlentafel 3. Gesamtbi anz des Fremdenverkehrs
Ja h r A k tiv p o ste n P a ss iv p o s ten Saldo

1929 320 300 +  20
1930 345 210 +  135
1931 255 153 +  102
1932 210 117 +  93
1933 145 98 +  47

Aus den oben angegebenen Gründen sinken zwar die Ein­
künfte aus dem Fremdenverkehr zur Sec, immerhin aber 
ist die Seeschiffahrt in der Lage, den Verlust ans dem 
Landreiseverkehr mehr als auszugleichen, so daß sich in 
der Gesamtheit eine aktive Fremdenverkehrsbilanz ergibt 
(Zahlentafel 3), die 1933 m it einem Mehr von 47 Mill. RM 
abschließt. F ü r das Ja h r 1934 liegen Schätzungen vor 
(vgl. Archiv fü r den Fremdenverkehr 5. Jahrgg. Nr. 3), 
die einen Saldo in Höhe von 80 Mill. RM ° zugunsten 
Deutschlands erwarten lassen. y/yy [2429]



I
 Gangbare
Wege zur Treibstoff- 
Eigenversorgung 
Deutschlands

Von Oberbaurat 
Dr.-Ing. H. MEUTH VDI, Stuttgart

Von den Verfahren zur Gewinnung flüssiger Treib­
stoffe aus der Kohle erscheint die Schwelung beson­
ders aussichtsreich. Für die künftige Eigenversor­
gung Deutschlands mit Treibstoffen ist es aber dann 
von größter W ichtigkeit, ob fü r  die große Menge des 
beim Schwelen anfallenden Kokses Absatz vorhan­
den ist. Zur Klärung dieser Frage hat der Ver­
fasser im W ürtt. Wärmewirtschaftsverband Versuche 
über die Verwendung von Schwelkoks in Großver­
brauchergebieten angestellt, die in Hef t  9 des 
„Archiv fü r  W ärmewirtschaft“, Jahrgang 1935 ver­
öffentlicht sind. In  dem folgenden, vor der W ürtt. 
Volkswirtschaftlichen Gesellschaft gehaltenen Vortrag 
ist versucht worden, über die Möglichkeiten zur 
Eigenversorgung Deutschlands mit heimischen Treib­
stoffen einen Überblick zu geben.

Erdöl, schon früher als Brenn- und Leuchtöl ein wichtiger 
Faktor in der Volkswirtschaft, ist heute mit der zunehmen­
den Verwendung als Kraftstoff, namentlich im Verkehr zu 
Land, zu Wasser und in der Luft nicht bloß eine bedeu­
tende Kraftquelle der W irtschaft geworden, es beeinflußt 
geradezu die Machtstellung eines Staates in der W elt­
politik.
Leider ist Deutschland in der Verteilung der natürlichen 
Ölvorräte sehr schlecht weggekommen. Bei einem Anteil 
von annähernd V 30 der Erdbevölkerung kommt auf 
Deutschland kaum Viooo der Welterdölgewinnung. Trotz 
des Aufschwungs der deutschen Erdölindustrie in den letz­
ten Jahren wird damit kaum 1/io, mit den flüssigen Treib­
stoffen aus den Kokereierzeugnissen der Zechen und Gas­
werke kaum V3 des gegenwärtigen Bedarfs gedeckt. Mehr 
als 2/3 an flüssigen Motorentreibstoffen müssen eingeführt 
werden. Ja  der Dieselbetrieb, der in der letzten Zeit durch 
die besondern Leistungen des deutschen Maschinenbaues zu 
hoher Entwicklung und Verbreitung gelangt ist, ist fast 
ganz auf ausländischen Treibstoff angewiesen.
Abgesehen von den Devisenschwierigkeiten besteht die Ge­
fahr, daß im Falle einer politischen Verwicklung und einer 
dadurch bedingten Unterbrechung der E infuhr unser 
Kraftverkehr in kürzester Zeit lahmgelegt würde, da der 
im Lande verfügbare Treibstoff restlos für die Landesver­
teidigung beschlagnahmt werden müßte. Es werden des­
halb jetzt von allen verantwortlichen Stellen die größten 
Anstrengungen gemacht, um der durch eintretenden Treib­
stoffmangel fü r die W irtschaft entstehenden Gefahr zu 
begegnen. Das ist übrigens nicht bloß in Deutschland, 
sondern auch in ändern erdölarmen Ländern gegenwärtig 
festzustellen.
Welche Möglichkeiten, und zwar welche sofort praktisch 
nutzbaren Möglichkeiten zur Deckung unseres Treibstoff­
bedarfs aus heimischen Rohstoffen bestehen fü r Deutsch­
land? Hierbei ist ein Dreifaches zu fordern:
1. daß fü r das betreffende Verfahren eine ausreichende 

Rohstoff- und Gewinnungsgrundlage vorhanden ist;
2. daß das gewonnene Erzeugnis nicht zu teuer ist, denn 

die Entwicklung des Kraftverkehrs wird vom Preis 
des Betriebstoffes stark beeinflußt, und

3. daß mit dem Erzeugnis ein unbedingt sicherer und 
leistungsfähiger Betrieb möglich ist.

Gasförm iger Treibstoff
G a s f ö r m i g e r  T r e i b s t o f f  kommt im Betrieb dem 
flüssigen am nächsten; er bietet sogar geringere A nlaß­
schwierigkeiten und verhütet von vornherein eine Verdün­
nung des Schmieröls. Es eignen sich besonders die soge­
nannten Reichgase, Propan, Butan und Methan in ver­
flüssigtem Zustand, die als Nebenerzeugnisse bei der E rd ­
ölindustrie und im Kokereiprozeß anfallen. Bei ihrem hohen 
Heizwert lassen sich diese Gase in Flaschen unter verhält­
nismäßig niedrigem Druck mitführen und mit Rücksicht 
auf die Frachtkosten im Umkreis der Gewinnungsstelle von 
30 km bei Methan und bis zu 200 km bei Propan und 
Butan wirtschaftlich verwenden. Die Brennstoffkosten 
stellen sich um etwa Vis niedriger als bei Benzinbetrieb. 
Ähnlich verhält es sich bei dem in flüssigem Zustand bei 
der Zerlegung des Kokereigases gewonnenen Ruhrgasol, 
einem Treibstoff von ebenfalls hohem Energiegehalt. Ab­
gesehen von der Reichweite ist der Betrieb mit solchen 
Reichgasen auch noch durch die Erzeugungsmenge be­
schränkt, die heute nur einige Tausend Tonnen beträgt, 
aber noch einer mehrfachen Steigerung fähig ist.

Kokereigas stünde in weit größeren Mengen fü r den 
K raftfahrbetrieb zur Verfügung, wenn das in den Kohlen­
zechen zur Beheizung der Koksöfen verwendete Gas durch 
geringwertige Brennstoffe ersetzt würde. Auch könnten 
die städtischen Gaswerke durch Steigerung ihrer meist 
nicht voll ausgenutzten Leistungsfähigkeit eine beträcht­
liche Gasmenge fü r den K raftfahrbetrieb liefern. Mengen­
mäßig würden die von den Kokereien und Gaswerken mit 
etwa 6 Mrd. m3 verfügbaren gasförmigen Betriebsstoffe 
zur Deckung unseres gegenwärtigen Treibstoffbedarfs nahe­
zu ausreichen. Hinderlich ist nur der geringe Heizwert, 
der eine Verwendung im Fahrzeug nur mit sehr starker 
Verdichtung und entsprechend schweren Druckflaschen 
zuläßt. Dies bedingt wieder hohe Gewichts- und Raum- 
beanspruehung im Fahrzeug, hohe Beförderungskosten und 
teure Verdichteranlagen. Von behördlicher Seite wird die 
Zulassung von Leichtflaschen und die Errichtung von Ver­
suchstankstellen sowohl fü r Reich- wie fü r Schwachgase 
gefördert, um den Aktionsradius fü r Fahrzeuge mit 
Flaschengas zu erweitern. Vorläufig ist der Verkehr noch 
auf die Umgebung der Gewinnungsstellen und auf städti­
sche Verkehrs- und Straßenreinigungsfahrzeuge beschränkt. 
Wenn auch eine allgemeine Verwendung nicht in Frage 
kommt, so kann doch der in der Sicherheit und Zuver­
lässigkeit erprobte und wirtschaftliche Flaschengasbetrieb 
in fühlbarem Betrag den Bedarf an ausländischem Be­
triebsstoff verringern. Deshalb sollten wenigstens die ver­
fügbaren Mengen Reichgase restlos fü r den K raftverkehr 
ausgenutzt werden, wozu ohne erhebliche Kosten Benzin­
fahrzeuge in wenigen Tagen eingerichtet werden können.

Betrieb mit festen Brennstoffen
F ür den B e t r i e b  m i t  f e s t e n  B r e n n s t o f f e n ,  
Holz, Torf und Kohle haben wir in Deutschland eine fast 
unerschöpfliche Rohstoffgrundlage. Der Anteil Deutsch­
lands an der W eltförderung von Stein- und Braunkohle 
beträgt nahezu 1U, gegenüber 1/iooo der Mineralölförderung, 
wie schon erwähnt. Das weist uns deutlich auf die Kohle 
als Treibstoff hin. Das Brenn- und Abfallholz aus unsern 
W äldern könnte ein Mehrfaches des Energiebedarfs unse­
rer K raftfahrzeuge decken.
Die Frage der Betriebssicherheit und Leistungsfähigkeit 
ist bezüglich des Holzes heute schon durchaus geklärt. 
Schon seit 1931 befaßt sieh das W ürtt. Landesgewerbe­
amt mit dem Holzgasbetrieb von Nutzfahrzeugen, um für
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A bb. 1. Fahrzeug mit H o lzg asgenera to r (G asre in iger  
am Ende untergebracht)

die E inführung dieses Betriebes im Interesse der Holzwirt­
schaft und des K raftverkehrs Erfahrungen zu sammeln. 
A uf Grund eines dreijährigen praktischen Fährbetriebs 
mit über 50 000 km konnte der Nachweis erbracht werden, 
daß mit Holzgas bei sachgemäßer Bedienung und W artung 
eine nicht wesentlich geringere Betriebssicherheit zu er­
reichen ist als m it Benzin. Denn der Versuchsbetrieb, bei 
dem ein mit Normalgewichten belasteter Fünftonner gleich­
zeitig zur P rüfung der Bodenwaagen in W ürttemberg 
diente, hatte unter allen im Lande vorkommenden Straßen- 
und Geländeverhältnissen, bei jeder W itterung und auch

Abb. 2. Fahrzeug mit H olzkoh lengasgenerato r

m it verschiedenen Holzarten keine nennenswerte Störung 
erfahren und konnte alle festgesetzten Termine auf die 
Stunde einhalten. Die Erfahrungen wurden in mehreren 
M erkblättern niedergelegt; sie haben zur Verbreitung die­
ser Betriebsart in W ürttem berg und darüber hinaus wesent­
lich beigetragen. W irtschaftlich bringt der Betrieb beson­
dere Vorteile. Die Brennstoffkosten werden um 75 bis 
80 %  der Benzinkosten gesenkt. Auch unter Einrechnung 
der Sonderkosten fü r die Gaserzeugungsanlage ergeben 
sich noch wesentliche Ersparnisse in den Gesamtbetriebs­
kosten. Abb. 1 zeigt das Fahrzeug mit Holzgasgenerator

Abb. 3. Auch Personen-Fahrzeuge w erden mit H olz­
kohlengaserzeuger ausgerüstet

und den am Ende untergebrachten Gasreinigern. Abb. 2 
zeigt ein weiteres Fahrzeug mit Holzkohlengasgenerator. 
Der Tank wird zur W aagenprüfung mit 3000 1 Wasser 
gefüllt.

Um die Verwendbarkeit fester Brennstoffe auch für mitt­
lere und kleinere Fahrzeuge festzustellen, wurden aucli 
Personenfahrzeuge mit Holzkohlengaserzeuger ausgerüstet, 
wovon Abb. 3 eine Ausführung zeigt. Bei der Holzkohle, 
wie bei allen Brennstoffen m it geringem Wassergehalt 
macht die Ausscheidung des pulverigen Staubes aus dem 
Gas große Schwierigkeiten; hierzu mußten erst besondere 
Rcinigungsvorrichtungen geschaffen werden. Auch ver­
langt die höhere Tem peratur im Feuerraum  besondere 
Rücksicht bei der Gestaltung des Herdes, der Düse für die 
Luftzuführung und des Rostes. Nach mehrfacher Ände­
rung auf Grund längerer Versuche ist jetzt eine befriedi­
gende Lösung gefunden. Damit können jetzt auch andere 
Kokse wie Stein- und Braunkohlenschwelkoks, Torfkoks
u. a. erprobt werden in der bei der Verkokung anfallenden 
Beschaffenheit und auch in gepreßter Form, die den Brenn­
stoffen ein höheres Schüttgewicht und damit der Generator­
füllung einen größeren Aktionsradius verleiht. Bis jetzt 
hat sich gezeigt, daß der teerfreie verkokte, verschwelte 
oder brikettierte Brennstoff gute Brenneigenschaften im 
Generatorbetrieb besitzt und auch bei größerem Asche- 
gehalt, als Holz und Holzkohle keine Schwierigkeiten durch 
Asche und Schlacken verursacht.

Der zur Zeit stark beachtete K raftfahrbetrieb  mit festen 
Brennstoffen könnte wohl den fremden flüssigen Treibstoff 
ganz entbehrlich machen; aber er ist an eine Feuerung zur 
Gaserzeugung und eine Reinigungs- und Kühlanlage für 
das Gas gebunden. Solche Raum und Gewicht bean­
spruchenden Einrichtungen und ihr nicht ganz einfacher 
Betrieb passen nicht recht zum neuzeitlichen K raftfah r­
zeug. Der Sauggasgenerator (auch der Dampfkessel) auf 
dem Automobil ist eine Notgeburt, die sich allerdings 
durchaus lebensfähig und vor allem außerordentlich wirt­
schaftlich erweist. Das versöhnt einigermaßen mit dieser 
wenig automäßigen Betriebsweise, auf die wir uns aber 
wohl längere Zeit einrichten müssen, bis wir aus unsem 
W äldern und Kohlenlagern den vollwertigen Ersatz für 
das ausländische Treiböl werden gewonnen haben. Ich 
schätze den Zeitraum auf immerhin 10 bis 15 Jahre. Für 
Sonderfälle wie in Gegenden mit sonst schlecht oder nicht 
verwertbarem Abfallholz wird auch das Generatorfahrzeug 
und namentlich der ortsfeste Holzgaserzeuger fü r Motoren­
betrieb sich auch weiter halten.

Das Ziel wird sein müssen, fü r  den K raftverkehr und 
Motoren betrieb den dafür geeignetsten flüssigen Brennstoff 
aus unsem  heimischen Rohstoffen zu schaffen, solange es 
noch nicht gelungen ist, die Energiequelle unserer Wälder 
und Kohlenlager unm ittelbar in den Motoren in Triebkraft 
umzusetzen. Zur Verwirklichung des zuletzt genannteu 
Zieles liegen im Kohlenstaubmotor schon aussichtsvolle An­
sätze vor. Der ursprüngliche P lan  von Diesel lief ja  auf 
die unmittelbare Verbrennung von Kohlenstaub im Motor­
zylinder hinaus; die unüberwindlich scheinenden Schwierig­
keiten veranlaßten ihn, sein V erfahren zunächst mit 
Schweröl durchzuführen. Sein früherer M itarbeiter Pawli- 
koivski in Görlitz hat mit verbissener Zähigkeit den alten 
P lan Diesels weiter verfolgt. Die Entwicklung seiner orts­
festen Maschine, an der sich nunm ehr aucli große deutsche 
Industriefirmen beteiligen, ist nach 40 jährigen mühevollen 
Arbeiten so weit gediehen, daß wärmetechnisch die Aus­
nutzung des Brennstoffes wie beim Schweröldiesel erreicht
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ist. Die größten Schwierigkeiten sind mit der Losung der 
Verschleißfrage verbunden. Doch ist es der planmäßigen 
Bekämpfung des Verschleißes bis jetzt schon gelungen, 
ihn auf 1/ioo seines anfänglichen Betrages herabzumindern. 
Zweifellos wird es in absehbarer Zeit gelingen, durch Aus­
wahl aschearmer Kohle mit einer unschädlichen Aschen­
zusammensetzung, durch Auswahl verschleißfester W erk­
stoffe fü r Laufflächen und Dichtungen, durch geeignete 
Ausbildung der Kolben, richtige Bemessung der Verdich­
tung und Verbesserung der Spülung die noch vorhandenen 
Mängel ganz zu beseitigen und damit einen K raftm oto r mit 
unerreicht niedrigen Betriebskosten zu schaffen. Die deut­
sche Automobilindustrie, die in der Entwicklung eines 
betriebssicheren, wirtschaftlichen und leistungsfähigen 
Fahrzeugdiesels in verhältnismäßig kurzer Zeit den Beweis 
ihres Könnens erbracht hat, wird sicher nicht ihre Mit­
arbeit an der Schaffung eines betriebsfähigen Fahrzeug- 
Kohlenstaubmotors versagen, um damit den deutschen 
Kraftverkehr von der Sorge um den Betriebsstoff ein für 
allemal zu befreien.

Erzeugung von flüssigem Treibstoff
Solange dieses Ziel noch nicht erreicht ist, ist anzustreben, 
die Erzeugung von flüssigem Treibstoff aus unsern heimi­
schen Rohstoffquellen auf jede mögliche Weise zu steigern. 
Es ist klar, daß dabei jede Umwandlung vom festen in 
den flüssigen Zustand mit einer wesentlichen Verteuerung 
verbunden ist. Es werden sich deshalb d i e Verfahren am 
ehesten durchsetzen, bei denen die Umwandlung mit den 
geringsten Gestehungskosten erzielt werden kann.

Für die Steigerung der bisherigen Erzeugung flüssiger 
Treibstoffe kommen in Betracht:
a) Die Steigerung unserer Erdölförderung (Abb. 4). Die 

staatlichen Bohrbeiliilfen in den letzten Jahren lassen 
zwar einen Anstieg deutlich erkennen, doch wird die 
gewonnene Menge im Verhältnis zum Verbrauch immer 
gering bleiben.

b) Spiritus in Mischung mit mineralischen flüssigen 
Treibstoffen. Zur Steigerung der Gewinnung sollten 
aber keine fü r die Ernährung tauglichen Anbauflächen 
benutzt werden, sondern nur sonst unverwertbare Ab­
fälle, besonders Holz.

e) Die Benzin- und Benzolgewinnung aus der Steinkohlen­
verkokung im Zechenbetrieb und in den Gaswerken. 
Sie betrug 1933 etwa 350 000 t und konnte 1934 mit 
der Besserung der W irtschaftslage auf 380 000 t  ge­
steigert werden. Es besteht hier, wie aus Abb. 5 her-
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Abb. 5. Kokserzeugung und Rohbenzolgewinnung im 
Vergleich zur Eisengewinnung

vorgeht, eine feste Abhängigkeit der Gewinnung von 
dem Verbrauch des anfallenden Kokses in der Eisen­
industrie und von dem Koksabsatz im Hausbrand. 
Deshalb wird die hier mögliche Steigerung der Ölerzeu­
gung immer begrenzt sein und 500 000 t  kaum über­
schreiten können, wahrscheinlich aber wesentlich dar­
unter bleiben müssen, wenn das Ausland deutschen 
Koks nicht in größeren Mengen bezieht.

d) Die Hochdruckhydrierung, d. i. die Wasserstoffanlage- 
rung an die vergaste Kohle mit H ilfe von K atalysato­
ren, auf welchem Wege z. B. das Leunabenzin gewon­
nen wird, ist von dieser Bindung an den Absatz des 
anfallenden Kokses frei. Die Kohlesubstanz wird hier 
restlos verflüssigt. Diese Umwandlung ist zweifellos 
das fü r die Kohlewirtschaft günstigste Verfahren. 
Leider sind die Gestehungskosten des so gewonnenen 
Benzins sehr hoch. Deshalb konnte es bis jetzt nur 
unter dem Schutz des hohen Einfuhrzolls auf Aus­
landsbenzin überhaupt damit in Wettbewerb treten und 
die Gewinnung von der Anfangmenge von 100 000 t 
nicht wesentlich gesteigert werden. Dieses Verfahren 
erfüllt wohl die Forderung der ausreichenden Roh­
stoffgrundlage und des sicheren, störungsfreien und 
leistungsfähigen Betriebes, aber nicht den des billigen 
Betriebes, der fü r die Motorisierung auch der weniger 
begüterten Volksschichten und zur Erfüllung der volks­
wirtschaftlichen Aufgaben der Nutzkraftwagen die 
Voraussetzung ist.

e) Günstiger erscheint das drucklose Verfahren von 
Fischer, bei welchem die Kohle bzw. nach dem Ver­
fahren Fischer-Tropsch der Koks ebenfalls restlos ver­
gast und das erzeugte Gas über geeignete K ataly­
satoren in Leicht- und Schweröle übergeführt wird. 
Zur weiteren praktischen Erprobung hat der Ruhr­
bergbau bereits eine größere Versuchsanlage errichtet. 
Auch dieses Verfahren erweist sich noch als zu teuer.

f) Am aussichtsreichsten zur Herstellung eines billigen 
Treibstoffes erscheint d i e  V e r s c h w e l u n g  d e r  
K o h l e  b e i  m ö g l i c h s t  n i e d r i g e r  T e m p e ­
r a t u r ,  denn dabei entweichen nur die flüchtigsten 
Bestandteile aus dem festen Brennstoff, aus denen 
dann schon durch einfaches Auswaschen und Destillie­
ren und durch Hydrieren des Restes Leichtbenzin und 
Dieselöle gewonnen werden können. Teer wird bei



Verkokungstemperahir
A bb. 6. Teer- und G asausbeute und Eigenschaften  
des Teeres bei verschiedenen V erkokungstem pe­
raturen

Tieftemperaturverkokung nahezu doppelt soviel ge­
wonnen wie bei dem gewöhnlichen Kokereiprozeß (s. 
Abb. 6). Durch Destillation erhält man Dieselöl von 
um so höherem Wasserstoffgehalt, bei je tieferer Tem­
pera tu r die Schwelung vorgenommen wurde.

Zur Verschwelung eignen sich alle gasreichen Steinkohlen 
und etwa V3 der Braunkohlen. Daraus kann eine ge­
nügende Menge flüssiger Treib- und Schmierstoffe gewon­
nen werden. Durch die auf Anregung der Reichsregierung 
gegründete Braunkohlenbenzin A.-G., die die Errichtung 
großer Sehwelanlagen plant, wird die bisher aus der Braun­
kohlenschwelung gewonnene Teermenge beträchtlich erhöht 
werden. Als sehwelwürdig werden heute die Braunkohlen 
bis 6,5 %. Teergehalt angesehen, woraus Benzin und Diesel­
öl in einer Menge von 1,3 Mill. t  gewonnen werden können. 
Voraussetzung fü r  die D urchführung der Stein- und 
Braunkohlenschwelung ist allerdings auch hier wie bei der 
Verkokung, daß fü r den m it etwa 75 %  der verarbeiteten 
Kohle anfallenden Schwelkoks Absatz gefunden werden 
kann. Bis vor kurzem w ar das keineswegs der Fall. Der 
schwammige, leicht zerreibliehe und dadurch schwer trans­
portfähige Stein- und Braunkohlenschwelkoks konnte nur 
in der Nähe der Schwelereien abgesetzt werden. Die Stein­
kohlenschwelerei konnte sich daher in Deutschland über­
haupt nicht entwickeln, die Braunkohlenschwelerei nur so­
weit, als der Grudekoks zum H ausbrand in besondern 
Öfen von der Nachbarschaft des Grubengebietes aufge­
nommen wurde (in einer Menge von etwa V2 Mill. t). 
Nunmehr ist es den Kokereifachleuten gelungen, einen 
transportfesten, nicht zerreiblichen Schwelkoks von sehr 
guten Brenneigenschaften herzustellen. Um dessen Eig­
nung fü r  große Verbrauchergebiete zu erproben, haben 
w ir im W ürtt. W ärmewirtschaftsverband im vergangenen 
W inter ausgedehnte Versuche mit der Verteuerung von 
Schwelkoks in den üblichen Hausbrandöfen und -herden, 
sowie in Zentralheizungskesseln und in Hochdruckdampf­
kesseln durchgeführt. Das Ergebnis war sehr günstig. Es 
hat sich gezeigt, daß dieser Brennstoff leicht entzündlich 
ist, sich rasch dem jeweiligen W ärmebedarf anpaßt, ähn­
lich wie Anthrazit, gleichmäßig, fast schlackenlos und völlig 
rauch- und rußlos verbrennt. Auch in Zentralheizungs­
kesseln ü-bertrifft er den Zechen- und Gaskoks, nur nimmt 
er einen 15 bis 20 %  größeren Raum ein. F ü r die V er­
suche in Hochdruckkesseln hatte die S tadt S tu ttgart ihre 
neueste Dampfkesselanlage zur Verfügung gestellt. Soweit

der verfügbare Schwelkoks ausreiehte, konnte auch hier 
die Verwendbarkeit von Steinkohlenschwelkoks festgestellt 
werden. F ü r Braunkohlenkoks ist anderwärts schon die 
gute Eignung in Dampfkesselfeuerungen erprobt worden. 
Es kann danach angenommen werden, daß Schwelkoks in 
weitem Umfang auch fü r Industriefeuerungen m Frage 
kommt. Erw ähnt habe ich schon, daß sich Schwelkoks 
bei unsern Versuchen im Fahrzeuggaserzeuger bewährt hat; 
das gleiche ist fü r K raftgaserzeugung in ortsfesten Gas­
erzeugern ohne weiteres anzunehmen. Der Absatz in gro­
ßen Verbrauehsgebieten erscheint sonach gesichert. Wird 
künftig jede schweiwürdige Stein- und Braunkohle vor der 
Verteuerung abgeschwelt, so kann eine Treib- und Schmier­
ölmenge erzielt werden, die auch einen um das Doppelte 
des jetzigen Verbrauchs gesteigerten Bedarf deckt, der in 
etwa fünf Jahren zu erwarten ist, entsprechend der bis 
dahin fortgeschrittenen Motorisierung. Abb. 7 zeigt neben 
dem gegenwärtigen Betriebsstoffverbrauch dessen mutmaß­
liche und mögliche Entwicklung und seine Deckung aus 
heimischen Rohstoffen in etwa fü n f Jahren, wo wir wenig­
stens Frankreich in der Motorisierung des Verkehrs erreicht 
haben sollten, das heute noch etwa doppelt so viel K ra ft­
fahrzeuge besitzt als Deutschland. Aus der Darstellung 
wird deutlich, um welche gewaltigen Mengen flüssiger Treib­
stoffe es sich dann handelt, fü r deren Gewinnung ernstlich 
nur unsere Kohlenlager in Betracht kommen können.
Auch das auf dem Wege der Schwelung gewonnene Treiböl 
wird noch eines Zollschutzes gegen die ausländischen Erd­
ölerzeugnisse bedürfen. Es ist aber anzunehmen, daß die­
ser schon in absehbarer Zeit sich vermindern wird mit der 
Verteuerung des Erdöls infolge der drohenden Erschöpfung 
seiner Quellen; die Sachverständigen schätzen sie bei dem 
weiter steigenden Verbrauch schon nach 15 bis 30 Jahren. 
In  unsern Kohlenlagern haben wir aber noch auf viele 
Generationen hinaus eine Quelle fü r unsern Bedarf an 
flüssigen Treibstoffen; wir werden dann einen Vorsprung 
vor dem Ausland haben, wenn wir uns jetzt schon auf ihre 
Gewinnung aus der Kohle einrichten.

Mill. I MilU

Abb. 7. D eutscher B etriebss to ffverb rauch  und 
heim ische Erzeugung



Zweckmäßig werden die Schwelereien nicht ausschließlich 
mit den Kohlenzechen verbunden, die ohnehin schon an 
wenigen Stellen und zum größten Teil im Grenzgebiet zu­
sammengedrängt sind. Es liegt nahe, auch die Gaswerke 
an der Schwelung zu beteiligen, die in ihrem Betrieb und 
in ihren Einrichtungen fü r die Schwelung und die V erar­
beitung der Schweierzeugnisse keiner größeren Umstellung 
bedürfen. Sie sind auch schon dem Gasverbrauch ent­
sprechend im ganzen Reichsgebiet verteilt und könnten 
deshalb künftig außer der Gasversorgung durch die E r­
zeugung des festen Brennstoffes für Hausbrand und In ­
dustrie und des flüssigen Treibstoffes für den Kraftbetrieb 
den örtlichen Bedarf in ihrem Gebiet teilweise befriedigen.

Störungen auf dem Brennstoffmarkt, die durch die Ver­
drängung gewisser Kohlensorten, namentlich der Mager­
kohlen, durch den Schwelkoks befürchtet werden, werden 
unvermeidlich sein, aber dadurch gemildert werden, daß 
sich die Schwelung mit Rücksicht auf die damit verbun­
denen Anlagekosten nur schrittweise vollziehen wird, in

den Gaswerken etwa derart, daß an Stelle eines ersatz- 
bedürftigen Kammerofens ein Schwelblock tritt. Der Über­
gang zur Schwelung wird also eine längere Zeit in An­
spruch nehmen und deshalb die Gewinnung flüssiger Treib­
stoffe bei diesem Verfahren den vollen Bedarf schätzungs­
weise erst in 10 bis 15 Jahren decken können. Aus diesem 
Grund müssen aber inzwischen erst recht alle ändern 
Möglichkeiten zur Selbstversorgung mit Treibstoffen aus­
genutzt und namentlich die schweren Nutzfahrzeuge in 
größerem Umfang auf feste Brennstoffe umgestellt werden. 
Wer allerdings vor wenigen Jahren von der Möglichkeit 
einer Treibstoffselbstversorgung Deutschlands gesprochen 
hätte, den hätte man kaum ernst genommen. Es wird frei­
lich bis zur Erreichung des Zieles noch harter Anstrengung 
und des guten Willens aller beteiligten Kreise bedürfen. 
Aber wir werden es auch in der Treibstoffselbstversorgung 
schaffen, einfach weil wir aus Gründen der Selbsterhaltung, 
solange noch die gottgewollte Abhängigkeit der Völker in 
den Schätzen der Erde dazu benutzt wird, den ändern auf 
die Knie zu zwingen, es schaffen m ü s s e n .  [2460]

Ausnutzung der Wasser­
kräfte im Auslande
insbesondere der Bau von Talsperren
Von Dr. KREUZKAM, Berlin

Statistik der vorhandenen 
und ausgenutzten Wasserkräfte
Deutschland hat auch in den letzten Jahren trotz überaus 
schwieriger wirtschaftlicher und finanzieller Verhältnisse 
bedeutende W asserkraftanlagen, namentlich mächtige Tal­
sperren ausgeführt und in Angriff bzw. in Aussicht genom­
men, und zwar in Preußen, Bayern, Sachsen, Baden und 
Württemberg. Aber auch das Ausland — sowohl die übri­
gen Länder Europas als auch die außereuropäischen E rd­
teile — hat bedeutsame Leistungen auf diesem Gebiete, in 
erster Linie im Talsperrenbau aufzuweisen. Die auslän­
dischen Staaten sind meistens besser mit W asserkräften 
ausgestattet als Deutschland und sind daher z. T. schon 
früher und intensiver an deren Verwertung herangegangen. 
Wasserwirtschaft wurde immer mehr als eine wichtige 
Funktion der Volkswirtschaft von den meisten K ultur­
völkern erkannt und ihre Förderung nachhaltig betrieben. 
Deutschland ist unter den europäischen Staaten am wenig­
sten reich mit W asserkräften bedacht. Der V orrat an 
deutschen W asserkräften ist zu verschiedenen Zeiten von 
verschiedenen Stellen verschieden angegeben worden: W äh­
rend man früher die verfügbaren W asserkräfte auf rd. 
l ]/2 Mill. PS schätzte, kann man nach neueren zuverlässi­
geren Erhebungen rd. 6 Mill. PS mittlere Jahresleistung 
für ganz Deutschland annehmen, wovon etwa 700 000 PS 
und mehr, d. h. 10 bis 15% , ausgenutzt werden. Zwei 
Drittel der deutschen W asserkräfte entfallen auf den 
Süden, ein Drittel auf den Norden: es ist dies gleichsam 
eine ausgleichende Gerechtigkeit der Natur in der Vertei­
lung der Kohlen- und Wasserenergie zwischen Süd und 
Nord.

Deutschland ist danach nicht so arm an W asserkräften, 
wie früher vielfach geglaubt wurde; wurden doch die 
W asserkräfte in dem wasser- und gefällreiehen Schweden 
und Norwegen früher nur auf 7 bis 8 Mill. PS, neuer­
dings auf 17,5 Mill. PS und für Frankreich auf 9 bis 
10 Mill. PS angegeben. Die Vereinigten Staaten von

Amerika gehören wie hinsichtlich des Kohlenreichtums, 
so auch in bezug auf die W asserkräfte zu den meistbegün­
stigten Ländern. Die von den vier bekannten Seen ge­
speisten Niagarafälle können eine doppelt so große K ra ft­
leistung entwickeln, wie sie ganz Deutschland kaum zu er­
zielen vermag. Im übrigen sind Schätzungen der W asser­
kräfte recht schwierig und demgemäß unter Vorbehalt zu 
bewerten, denn es ist zu berücksichtigen, daß die Aus­
nutzung der W asserkräfte zu einem guten Teile auch von 
technischen Fortschritten abhängt. Und schließlich liegt 
auf der Hand, daß nicht allein das Vorhandensein der 
W asserkraft, sondern ihre zweckmäßige Ausnutzung durch 
geschickte bauliche Anordnungen und maschinelle Einrich­
tungen die Überlegenheit des einen Staates über den ändern 
bedingt.

Zahlentafel 1
Vorhandene und ausgenutzte W asserkräfte  (geschätzt)

Land Vorhandene 
Wasserkräfte in PS

Ausgenutzte 
Wasserkräfte in PS

Ver. Staaten v. Amerika . 26 736 000 4 100 000 = 15%
R u ß la n d ........................... 20 000 000 1 000 000 = 5%
K anada................................ 18 000 000 1 000 000 8%
Schweden-Norwegen . . 17 500 000 2 400 <00 14%
F r a n k r e ic h ....................... 10 000 000 1 600 000 = 16%
D e u t s c h la n d .................. 6 000 000 700 000 = 12%
E n g la n d ............................ 1 000 000 100 000 = 10%

Daraus ergibt sich, daß Amerika hinsichtlich der Menge 
der vorhandenen W asserkräfte wie auch hinsichtlich ihrer 
Ausnutzung an erster Stelle steht. Rußland steht hinsicht­
lich des Umfanges der vorhandenen W asserkräfte an zwei­
ter Stelle, bei der Ausnutzung dagegen an letzter Stelle.

Aufgabe der W eltkraftkonferenz
Im allgemeinen sind unsere Kenntnisse von der Ausstat­
tung der einzelnen Länder mit Roh- und Hilfsstoffen und 
von der Ausbaufähigkeit der Kraftquellen recht unzurei­
chend. Seit der bahnbrechenden Entwicklung, die in den 
letzten Jahren die Elektrotechnik genommen hat, sind 
indes die Fragen der Energiewirtschaft zu W eltfragen ge­
worden. Die Folge waren die weltumspannenden Beratun­
gen, die unter dem Titel der „W eltkraftkonferenzen“ vor 
sich gehen. Im einzelnen haben die W eltkraftkonferenzen, 
die als Vollkonferenzen etwa alle 6 Jahre und als Teil­
konferenzen über bestimmte Gebiete je nach Bedarf ab- 
gchalten werden, die Aufgabe, die Kraftquellen der ganzen
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Erde festzustellen und die Erfahrungen auszutauschen, die 
bezüglich ihrer Gewinnung, Verteilung und Anwendung in 
den verschiedenen Ländern gemacht werden. Bei der Ge­
winnung der Energie handelt es sich nicht nur um die 
Wärmeenergie, wie sie in den Brennstoffen enthalten ist, 
sondern auch um die Energien des fließenden Wassers, um 
die Nutzbarmachung der außerordentlich großen und bis­
her fü r sehr inkonstant gehaltenen Energien des Windes, 
von Ebbe und F lu t usw. Man ist sieh darüber klar, daß 
noch eine sehr erhebliche Steigerung der Verwendung der 
Energien möglich ist in Industrie, Gewerbe, Handwerk, 
Landwirtschaft und Hauswesen.

Spanien
Mächtige Talsperrenbauten haben in neuester Zeit aus­
g e fü h rt1): Spanien, Frankreich, die Schweiz und Italien, 
also Länder, die arm an Kohle, aber in ihren Gebirgen reich 
an W asserkräften sind und besonders nach dem Kriege den 
Ausbau ihrer natürlichen Energiequellen sehr gefördert 
haben. S p a n i e n s  größte Talsperren stehen unmittelbar 
vor der Vollendung. Es sind dies: Die Rio-Esla-Sperre in 
der Provinz Zamora, errichtet zur W asserkraftgewinnung 
und Regelung des Duero. Sie hat einen Nutzinhalt von 
1 Mrd. m3; die Staumauer ist 98 m hoch und 251 m lang. 
Die neue Ebro-Talsperre, gebildet durch einen Erddamm, 
fa ß t 540 m3 fü r  W asserkrafterzeugung und Landbewässe­
rung. Im  Ebrogebiete liegt auch die Talsperre von Tremp 
mit 225 hm3 Stauinhalt und 104 m Mauerhöhe. Es folgt die 
84 m hohe Talsperre von San Antonio mit 197 hm3 
Inhalt.
Frankreich
F r a n k r e i c h  nimmt in bezug auf W asserkräfte eine be­
vorzugte 'Stellung unter den Ländern Europas ein. Es be­
sitzt drei Gebiete, deren Gewässer zur K rafterzeugung her­
angezogen werden können, in den W estalpen, den Pyrenäen 
und im Zentralmassiv stehen große und zum Teil bereits 
nutzbar gemachte W asserkräfte zur Verfügung. F rank­
reich kommt dabei zugute, daß sich die Energiegewinnung 
in den beiden hohen Gebirgen mit der im Zentralmassiv ge­
wonnenen W asserkraft zeitlich ausgleieht; der Energie­
anfall in den hohen Gebirgen ist um die Zeit der Schnee­
schmelze am stärksten, im Zentralmassiv, wo der Regen die 
Wassermenge liefert, im Herbst. Die deutschen R epara­
tionslieferungen haben Frankreich bei der Ausgestaltung 
seiner W asserkräfte erheblich unterstützt. Die bereits aus­
gebauten W asserkräfte werden etwa zur H älfte zur Licht­
erzeugung verwendet; von der zweiten Llälfte der bei wei­
tem größte Teil fü r die Zwecke der Elektrochemie, die Ver­
hüttung von Erzen und fü r ähnliche Zwecke; nur ein 
kleiner Teil w ird fü r  Eisen- und Straßenbahnen aus­
genutzt. Der elektrische Betrieb bei den Eisenbahnen be­
findet sich noch in den ersten Anfängen. A uf allen Ge­
bieten der Ausnutzung der Eisenbahnen werden aber be­
ständig Fortschritte gemacht. In  bezug auf die Beförde­
rung der durch die W asserkräfte erzeugten E lektrizität 
au f größere Entfernungen ist man in Frankreich zurück­
haltend. Die Ausstattung des flachen, nicht allzu dicht be­
siedelten Landes mit Überlandleitungen ist in Frankreich 
kostspieliger als die A usstattung der dichter besiedelten 
deutschen Industriegebiete; auch ist der Aufwand fü r die 
U nterhaltung eines solchen Stromnetzes größer. Aus der 
nachstehenden Zusammenstellung ergibt sich, daß die fran ­
zösische Elektrizitätserzeugung trotz der zunehmenden 
wirtschaftlichen K rise von 1933 auf 1934 keinen Rück­
gang erfahren hat.
1) Vgl. d arüber D ipl.-Ing. H arald  Linie, Essen, „R iesen talsperren  in 
a ller W elt“ in  Nr. 39 der DAZ vom 19. O ktober 1933.

Im Jahre 1933 belief sich die W ärm ekraftleistung auf 
4 263 209 041 kWh, im Jahre 1934 auf 4 013 021 449 kWh, 
zeigte also einen Rückgang um nur 5,9 % , während im 
Jahre 1933 die W asserkraftwerke 6127 847 039 kWh, im 
Jahre 1934 dagegen 6 652 757 068 kW h, mithin um 8,6%  
mehr lieferten. Die gesamte in Frankreich in den beiden 
letzten Jahren  erzeugte elektrische Energie belief sieh 
1933 auf 10 391 056 080 kW h und 1934 auf 10 664 778 517 
kW h, also um 2 ,6 %  mehr. Zur Ausnutzung der Wasser­
kräfte kommt in Frankreich wie in ändern Ländern die 
Veredlung von Eisen und Stahl, das Schweißen und Schnei­
den von Metallen auf elektrischem Wege, die Herstellung 
von Düngemitteln, Sprengstoffen, Zement und Glas sowie 
die elektrische V erhüttung von Erzen zur Gewinnung von 
Aluminium, Zink, Blei, K upfer, Nickel, Zinn usw. in 
Frage. Die Erzeugungsverfahren eignen sieh zum Teil be­
sonders auch deshalb fü r den Betrieb mit E lektrizität und 
W asserkraft, w'eil sie nicht dauernd den gleichen K raft­
bedarf haben; er kann vielmehr den Schwankungen der 
verfügbaren Wassermenge angepaßt werden. Bei manchen 
Betrieben genügt es auch, wenn der Strom nur an einigen 
Stunden des Tages geliefert wird, so daß ein Ausgleich 
insofern vorgenommen werden kann, daß diese Werke die 
K ra ft in den Stunden entnehmen, in denen am ändern 
wenig Strom fü r Licht und K ra ft gebraucht wird. Im 
ganzen kann man sagen, daß Frankreich alle Anstrengun­
gen macht, um seine W asserkräfte, m it denen es von der 
N atur reichlich ausgestattet worden ist, nutzbringend zu 
verwenden; es will so die unerschöpfliche K raft des 
Wassers an die Stelle der Kohle setzen, deren Vorräte ab­
nehmen, und die man in stets wachsendem Maße einführen 
müßte, wenn nicht im W asser einheimischer Ersatz ge­
boten wäre. Es ist berechnet worden, daß, wenn es mög­
lich wäre, die gesamten französischen W asserkräfte ge­
werblich zu verwerten, Frankreich jährlich 25 Mill. t  Koh­
len sparen und dadurch auch fü r seine Kohlenversorgung 
vom Auslande entsprechend unabhängiger werden könnte. 
Die größte Talsperre Frankreichs liegt im Süden des Lan­
des; es ist die Durance-Talsperre von Serre Poncet, die 
durch eine 91 m hohe Mauer einen See von 600 m3 Inhalt 
aufstaut. Im Flußgebiete der Dordogne liegen im Zentral­
gebirge die neuen großen Talsperren in der Truyere bei 
Sarrans und in Chavanon. Ih r  Beckenraum beträgt 310 
und 210 lun3, aufgestaut durch 105 und 84 m hohe 
Mauern. Frankreichs und zugleich Europas höchste Beton­
mauer, eine Gewichtsstaumauer von 127 m Höhe, besitzt 
die Romanehe-Talsperre in der Dauphinee. Noch höher, 
nämlich 135 m, wird die kürzlich als dünne Bogenstau­
mauer begonnene D raetalsperre von Le ßan tet unweit 
Grenoble, die einen Inhalt von 130 hm3 aufw'eisen wird. 
Sämtliche Anlagen sind bestimmt, der W asserkraftnutzung 
zu dienen.

Italien
Die größten i t a l i e n i s c h e n  Talsperren befinden sich 
in Sardinien; ihr Zweck ist Landbewässerung und K raft­
erzeugung. Die Tirso-Talsperre, die durch eine 283 m 
lange und 50 m hohe kühne Gewölbereihenmauer gebildet 
wird, staut 444 hm3, die Coghinas-Talsperre, im Norden 
der Insel, ist 55 m hoch und faß t 260 hm3. Die höchste 
M auer wreist die 100 m hohe iSuviana-Sperre auf.

Schweiz
In  der S c h w e i z  war das Streben der Wassertechniker 
naturgem äß schon lange und eindringlich darauf gerichtet, 
natürliche und künstliche W asserreserven fü r  die K ra ft­
gewinnung, Trinkwasserversorgung, Bewässerung und den



Hochwassersehutz zu schaffen, ersterc durch Anzapfung' be­
stehender Seen in größtmöglicher Tiefe, durch Aufstau 
der Wasserspiegel und durch Zuleitung weiterer W asser­
läufe zu ihrer Speisung, letztere durch Herstellung künst­
licher Staubecken mittels Talsperren. Diese Schaffung 
möglichst inhaltreicher und tiefer Stauseen, hoher S tau­
mauern und Dämme und die damit zusammenhängende Ab­
leitung des Wassers in Stollen und Wasserleitungen unter 
hohem inneren Druck haben die Techniker vor viele neue 
Fragen gestellt. Die Abdichtungskommission des Schwei­
zerischen W asserwirtschaftsverbandes suchte besonders die 
Frage der Abdichtung von Stauseen, Staudämmen, S tau­
mauern, Kanälen, Druckstollen, Druckleitungen usw. durch 
Sammlung von Erfahrungen und Vornahme von Abdich­
tungsversuchen nach Möglichkeit lösen zu helfen. Die geo­
logischen Verhältnisse der Alpen — wie die der Gebirge 
anderer Länder auch — sind oft derartig ungünstig, daß 
man nicht nach Belieben neue Staubecken schaffen und be­
stehende Seen durch A ufstau vergrößern kann ■— und zwar 
nicht nur aus Gründen des Heimatschutzes wegen der 
Unterwassersetzung von zum Teil bewohnten und kultivier­
ten Talschaften, sondern einfach darum, weil viele Tal­
böden und Berghänge wasserdurchlässig sind. Ganz be­
sonders gefährlich ist der Kalkfelsen, der vielfach zerklüf­
tet ist, und bei dem sich durch das fließende Wasser die 
zum Teil mit Schlamm und Sand verstopften K lüfte durch 
Auswaschung noch vergrößern. Gerade in den Alpen trifft 
man die Kalksteinformation sehr häufig an.
Die bedeutendsten Talsperren der Schweiz sind die Wäggi- 
Talsperre oberhalb des Zürichsees mit 147 hm3 Stauraum 
und einer 110 m hohen Mauer und die vor einigen Jahren 
vollendete Grimsel-Sperre, die den Spiegel des Grimselsees 
um 37 m hebt und ein Becken von 100 hm3 Inhalt bildet. 
Ihre Mauer ist 100 m hoch. Zu erwähnen ist noch die 
65 m hohe Barberine-Sperre nahe der französischen Grenze.

Österreich
Ö s t e r r e i c h  besitzt wohl mehrere stattliche Talsperren, 
Spullersee-, Achensee-, Stubachsperre, aber alle nur ge­
ringen Inhalts, wie es die engen Alpentäler mit ihrem 
steilen Talgefälle mit sieh bringen. Den Kern des um­
strittenen Tauernprojekts sollen aber drei große Becken 
bilden mit zusammen 465 hm3 Stauraum. Zwei Sperren 
erhalten 150 m hohe Mauern.
Tschechoslowakei
In der T s c h e c h o s l o w a k e i  ist nur die neue Thaya- 
Talsperre von Bedeutung, sie ist 55 m hoch und besitzt 
180 hm3 Stauinhalt, ihr Hauptzweck ist Hochwasserschutz. 
Rußland
Im Südosten Europas befindet sich schließlich die größte 
europäische Talsperre, nämlich die Anlage Dnjeprostroj 
in R u ß l a n d 2), die im Jahre 1935 fertiggestellt wurde. 
In seinem Unterlauf wird der Dnjepr, der drittgrößte 
Strom Europas, durch eine 900 m lange Sperre um 37 m 
gestaut. Der 65 km lange Stausee von rd. 3 Mrd. m3 In ­
halt überdec-kt große Stromschnellen, so daß der D njepr 
jetzt auf 2300 km Länge schiffbar wird. Die Staustufe, 
bringt bei der großen Wassermenge des D njepr von i. M. 
1270 m3/s  einen gewaltigen Kraftgewinn. Es werden 
900 000 PS ausgebaut, und die jährliche Stromerzeugung 
beträgt 2,5 bis 4 Mrd. kWh. 3,4 Mill. m3 Erdbewegung,
1,8 Mill. m3 Felsausbrueh und 1,15 Mill. m3 Betonherstel­
lung kennzeichnen die bedeutenden Bauleistungen für 
Sperre, K raftw erk und Schleusen.
2) Ygl. d arüber „R ußlands künftige W asserkraftw irtschaft“ , „T iefbau“, 
45. Jg. Nr. 60 v. 27. Ju li 1932.

Afrika
Aus ändern Erdteilen mögen noch die nachstehenden Bau­
werke und Anlagen hervorgehoben werden: Jenseits des 
Mittelmeeres haben wir in Ä g y p t e n  als größte Talsperre 
Afrikas die Niltalsperre von Assuan. Sie wurde um die 
Jahrhundertwende gebaut, seitdem zweimal erhöht und hat 
jetzt eine Stauhöhe von 26 m um einen Stauraum von 
5380 hm3. Ih r Zweck, zur Bewässerung des Kulturlandes 
die Hochfluten des Nils zu speichern und das Niedrigwasser 
zu heben, ist bekannt. In  Ägypten gab es bereits vor 
4000 Jahren einen gewaltigen künstlichen See zu dem 
gleichen Zweck: den Mörissee aus der Pharaonenzeit mit
4,5 Mrd. m3 Fassungsraum. Die Talsperre im Blauen Nil 
bei Scnnar hat 484 hm3 Inhalt, ist 40 m hoch und 3025 m 
lang.

Asien
In  A s i e n  gibt es vier Riesentalsperren: Die Nira-Tal- 
sperre von Bathgar in Ostindien speichert durch eine 58 m 
hohe und 1600 m lange Mauer 6600 hm3 für Bewässerungs­
zwecke. In  Korea befindet sich die 80 m hohe Fusenko- 
Sperre mit 6500 hm3 Inhalt fü r Krafterzeugung. Dies 
sind z. Zt. die größten Stauseen der Welt. In  Britisch­
indien liegen noch die Cauvery-Talsperre bei Metur im 
Süden mit 2640 hm3 Stauinhalt und einer 70 m hohen, 
1400 m langen Mauer und die Lloydsperre mit 670 hm3 
Fassungsraum für Landbewässerung und Wasserversorgung.

Australien
Die größte Talsperre A u s t r a l i e n s  ist Humedam, ein 
60 m hoher und 1590 m langer Erddamm, der 2470 hm3 
staut. Die Burrin-Juiek-Sperre zur Bewässerung hat 
940 hm3 Inhalt und eine 74 m hohe Mauer, die Eilden-Tal- 
sperre faß t 377 lim3.

Amerika
F ür S ü d a m e r i k a  ist die Sperre von San Roque in Rio 
Primero in Argentinien mit 260 hm3 Inhalt bemerkenswert.
In  N o r d a m e r i k a  hat Kanada die Riesentalsperre von 
,St. Maurice mit 4,4 Mrd. m3 Stauraum . Dann kommen als 
t a l s p e r r e n r e i c h s t e s  L a n d  der Welt d i e  V e r ­
e i n i g t e n  S t a a t e n .  Dort finden sich mehrere 100 
Staubecken in jeder Größe und Höhe m it Absperrbauwer- 
ken der verschiedensten Konstruktion. Wie allgemein in 
Übersee steht in der W asserwirtschaft die Landbewässerung 
und Wasserversorgung als Aufgabe voran, daneben die 
Krafterzeugung. Mehr als 30 Talsperren in den Vereinig­
ten Staaten von Amerika sind größer als die Bleiloch­
sperre, 12 Becken fassen mehr als 1 Mrd. m3 Wasser. Der 
zur Zeit größte ist der Elefant-Butte-Stausee in New 
Mexiko mit 3230 hm3 Inhalt. Im  Staate Oregon liegt die 
Owyheesperre m it der höchsten Gewichtsstaumauer der 
Welt von 157 m Höhe. Der Staat W ashington hat die 
127 m hohe Diablosperre als höchste Bogenstaumauer der 
Welt, Kalifornien in der 99 m hohen Salt-Springs-Tal- 
sperre den höchsten ßteindamm, wasserseitig mit einer 
Eisenbetondecke gedichtet, und wieder W ashington den 
höchsten gespülten Erddamm der Welt, den Tietondam 
von 96 m Höhe.

Das bei weitem mächtigste W erk der Talsperrenbau­
kunst wurde 1931 begonnen, die H oover-Sperre3) in dem 
berühmten 15 m tiefen Canyon des Colorado. Die Mauer 
wird 222 m hoch und unten 198 m dick. Der 175 km lange 
Stausee wird die ungeheure Wassermenge von 36,3 Mill. m3 
fassen, das ist etwa 5 mal soviel wie der Inhalt des Boden-
3) Ygl. darüber die A uf satzreihe im „T iefbau“ „Vom B au  des 220 m 
hohen H oover-Staudam m es“ von D r.-Ing . D r. oec. pol. Haller, Regie­
rungsbaum eister a. D., im Jah rg an g  1934, S. 223 ff., S. 239 ff.
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sees. Die W asserkraft beträgt 1 Mill. PS. Die Bau­
leistungen im einzelnen sind von einem riesigen Umfange: 
Die Erdbewegung, die Beförderung von Kies, die Aus­
rüstung der Materialzubereitungsanlagen, die Beschickungs­
anlagen, der Maschinenpark, die Installation der Hoch­
druckverteilungsleitung, stationäre und transportable Kom­
pressoranlagen, der A btransport von Steinen und sonsti­
gem M aterial erforderten kaum je gekannte Vorrichtungen 
zur Durchführung des komplizierten Programmes, das fol­
gende Aufgaben versah: Flußregulierung, Verbesserung 
der Sehiffahrtsverhältnisse, Regelung der Abflußverhält­
nisse, Bewässerung großer Ländereien, W asserversorgung 
von Los Angeles und Umgebung und schließlich K ra ft­
gewinnung.

Wasserwirtschaftliche Aufgaben in der Zukunft
Von besonderm Interesse ist naturgem äß die Frage, ob sich 
über kurz oder lang fü r die deutsche Industrie die Möglich­
keit zur Beteiligung an wasserwirtschaftlichen Aufgaben 
im Auslande ergeben dürfte. Eine hervorragende Leistung 
war, wie erinnerlich, das von deutschen Firm en erbaute 
W asserkraftwerk am iShannon in Irland, in dessen Lauf 
drei regulierte Seen mit einem Speicherraum von 827 hm3 
liegen. Von den Staaten in der näheren und kontinentalen 
Umgebung Deutschlands, denen sich große und auch 
privatwirtsehaftlich lohnende Aufgaben der in Rede stehen­
den A rt bieten, sind zu nennen: die Iberische Halbinsel 
und vor allem weite Gebiete des Ostens und des Südostens. 
F ü r  jeden Teil sind die Bauprojekte auch schon mehr oder 
minder weit durchgereift. In  der W asserwirtschaft Spa­
niens, wo es sich um den Ausbau des Ebrogebietes mit Tal­
sperren, Bewässerungsanlagen und K raftkanälen handelt, 
waren bisher neben Deutschland überwiegend englisches 
und amerikanisches K apital und Bauwesen tätig, und 
Spanien wird auch auf die Dauer ohne fremdes K apital 
und fremde Bauwirtschaft nicht auskommen. W eitere 
große Ausbauaufgaben, zum Teil gemeinsam fü r Spanien 
und Portugal, liegen in den atlantischen Strömen Duero, 
Tajo, Guadalquivir vor. Ihre große Unbeständigkeit ver­
langt eine umfangreiche Talsperre auf spanischem Gebiet. 
Im  Osten liegen in den Randstaaten je ein großes weit­
gehend vorbereitetes W asserkraftprojekt an Memel und 
Düna vor. In  Sowjetrußland sind ungewöhnlich große 
Ausbauten teils im Gange, teils in intensiver Vorbereitung. 
Von N atur sehr begünstigte W asserkraft-Ausbaumöglich­
keiten bieten dann im Südosten und Süden die K arpathen­
abschnitte von Polen, Rumänien, Tschechoslowakei und 
Ungarn, ferner einzelne Balkangebiete, die Donauschnellen 
am Eisernen Tor und die regenreiche Steilküste Dalmatiens. 
Die hier zum Teil sehr dicht massierten W asserkräfte wer­
den in erster Linie — wie früher schon — fü r  Massengüter 
erzeugende elektrochemische und elektrothermische Wasser- 
kraftindustrien (Aluminium, Luftstickstoff usw.) und in 
zweiter Linie einmal im Rahmen eines mitteleuropäischen 
Großkraftnetzes über 1000 und mehr Kilometer nach 
Deutschland ins Auge zu fassen sein.
Wesentlich näher liegt uns der auch wirtschaftlich vorteil­
haftere Ausbau der österreichischen Alpen- und Donau­
kräfte. Österreich besitzt zwar mehrere Talsperren, wie 
bereits oben bemerkt, aber durchweg geringeren Umfanges. 
Die reichen W asserkräfte Skandinaviens sind erst zum 
kleineren Teil ausgebaut. Die N atur kommt hier der An­
lage von Speicherbecken zum Ausgleich des W asserabflus­
ses sehr entgegen. Im  Oberlauf der meisten Flüsse liegen 
im unwirtlichen F jä ll große Seen, die beim H öherstau ge­
waltige Wassermengen fassen. Die größte Talsperre

Schwedens liegt 100 km nördlich des Polarkreises: es ist 
die Suorvasperre des Porjuswerkes, das den Strom fü r den 
Erzbergbau und den elektrischen Bahnbetrieb der Linie 
Lulea—Gällivara—Narvik liefert. Zwei neue 14 m hohe 
Gewölbereihensperren stauen die Quellseen des Luleälv zu 
einem See von 900 hm3 Inhalt. Die größte Stauanlage Nor­
wegens zeigt ähnliche günstige Verhältnisse. Die Regulie­
rung des Mosvatn in Telemarken durch ein bis 25 m hohes 
Stauwerk liefert 768 hm3 Nutzinhalt. Es ist ein Speicher­
becken fü r das gewaltige R jukankraftw erk mit 300 000 PS 
ausgebauter Leistung, die vornehmlich der chemischen In­
dustrie dienen. Es folgen in Norwegen das Staubecken des 
regulierten Storglaamvand mit 570 lim3, die Tunhövdal- 
sperre in Numedal mit 386 hm3 Inhalt und einer 37 m 
hohen Mauer, die Tyinseesperre in Jotunlieim und die 
Ringedaltalsperre bei Odda am H ardangerfjord  mit je 
250 hm3 Beckenraum. Bei allen Anlagen werden Gefälle 
von 600 bis 1000 m genutzt.

Schluß
Bei der großen Bedeutung des W assers fü r das mensch­
liche und wirtschaftliche Leben ist seit unvordenklichen 
Zeiten W asserwirtschaft und W asserbau betrieben worden. 
Der Benutzung des W assers zum Trinken folgten bald 
weitere Anwendungen, so fü r Bewässerung der Felder, Ver­
wertung der W asserkraft und Verkehr mit Flößen und 
Schiffen. Das Verlangen nach gesteigertem Nutzen be­
dingte frühzeitig künstliche Anlagen; schon im Altertum 
bei den Ägyptern, Assyrem, Indern und Chinesen bestand 
eine hochentwickelte W asserwirtschaft. Der Ausbau der 
Flüsse, die Herstellung von Bewässerungs- und Schiffahrts­
kanälen, der Betrieb von Wassermühlen, der Bau groß­
artiger Trinkwasseranlagen, ja  selbst Talsperren fehlten 
im Altertum nicht. Diese Errungenschaften haben mit 
der fortschreitenden Zivilisation in der ganzen W elt aus­
gedehnte Anwendung gefunden und sich mehr und mehr 
entwickelt.

Die größte deutsche Talsperre steht in Europa an 16. 
Stelle, ohne Einrechnung der regulierten Ströme an 12. 
Stelle. Es sind noch nicht 50 Jahre her, als in Deutsch­
land eine lebhafte Bewegung einsetzte, um eine bessere 
Nutzbarmachung der W asserkräfte und eine zweckmäßigere 
W asserwirtschaft insbesondere in den Gebirgstälern herbei­
zuführen. Die derzeitige W asserkraftnutzung in Deutsch­
land war die denkbar einfachste und ging regellos vor sich; 
durch unvollkommene Verwertung der Abflußmengen und 
Gefallhöhen und ihre Zersplitterung wurde eine unfrucht­
bare Raubwirtschaft getrieben. In  den letzten Jahren hat 
Deutschland trotz der nachteiligen Einwirkungen des Welt­
krieges auch auf diesem Gebiete durch inniges Zusammen­
arbeiten von W issenschaft und Technik, insbesondere auch 
mit Flilfe der neueren Entwicklung des Versuchswesens 
und der Modellversuche große Erfolge im W asserbau er­
zielt und weitgehende Anerkennung seiner Leistungen auch 
im Auslande gefunden, das der deutschen Industrie zahl­
reiche bedeutende Aufgaben und Bauten übertragen hat 
und gevriß auch in Zukunft übertragen wird.

Die wirtschaftliche Lage Deutschlands erfordert beson­
ders dringend die Ausnutzung der von der N atur gegebe­
nen K räfte, die vom Standpunkt des Gemeinwohls nach 
einheitlichen Grundsätzen und planm äßig durchgeführt 
werden muß, um so mehr, als der Technik des Dritten 
Reiches auch auf diesem Gebiete eine andere Aufgabe und 
ein tieferer Sinn zukommt als früher. Auf die Nutzbar­
machung der N aturkräfte wird sich denn auch in gestei­



gertem Maße die Aufmerksamkeit der Regierung wie der 
Bau- und Finanzwelt bei der Suche nach weiteren Ansatz­
punkten fü r die Neubelebung der W irtschaft von der P ro­
duktionsseite her mit in erster Linie richten müssen. Es 
hat sich gezeigt, daß die Verwertung der natürlichen 
Kräfte, zunächst des Wassers, genügend neue Arbeitsplätze 
schafft und wirtschaftlich genug ist, um in den K am pf für 
die Freiheit des Volkes und seiner K ultur miteinzutreten. 
Unter den Aufgaben der W asserwirtschaft steht die An­
lage von Talsperren in erster Reihe, die in Deutschland 
gleichzeitig den mannigfachsten Zwecken dienen: der Be- 
und Entwässerung, der Trink- und Kraftwasserversorgung, 
der Verminderung der Hochwassergefahren, der Gewin­
nung elektrischer K ra ft und Beleuchtung, der Schiffahrt, 
der Fischerei usw. ln  allen Fällen werden wirtschaftliche 
Anlagen von großer Bedeutung geschaffen, die geeignet 
sind, die Lebensgrundlagen des Volkes wesentlich zu ver­
bessern.

In  dieser Erwägung hat die Deutsche Gesellschaft fü r 
öffentliche Arbeiten (Oeffa), die kürzlich mit dem Aus­
laufen der Arbeitsbeschaffungsprogramme Kredite über 
50 Mill. RM fü r volkswirtschaftlich bedeutsame M aßnah­
men bereitstellte, u. a. dem rheinisch-westfälischen Indu­
striebezirk erhebliche Mittel zugeführt, die in der H aupt­
sache fü r Talsperrenbauten — die Biggetalsperre, die 
Rurtalsperre bei Schwemmenauel, die Bevertalsperre und 
die Kallbachtalsperre — und fü r Arbeiten der wasser­
wirtschaftlichen Verbände (Emsehergenossenschaft, W up­
per- und Niersverband) verwandt worden sind. Auch sind 
wichtige mit dem Talsperrenbau zusammenhängende A r­
beiten in Gebieten, die noch immer unter hoher Arbeits­
losigkeit zu leiden haben, aus Mitteln der Oeffa finanziert 
worden, so im mitteldeutschen Notstandsgebiete der Bau 
einer Trinkwasserversorgungsanlage aus der Talsperre 
Weiterswiese, Herstellung eines Stauweihers im Lutzsche- 
grund u. a. m. [2447]

A R C H IV  FÜR
Wl RTSCH A FTSPR Ü  FU NG
Die neue Indexziffer der'lndustrieproduktion  
Erweiterung der Grundlagen
Das Institu t fü r Konjunkturforschung hat seine laufend 
veröffentlichte „Indexziffer der industriellen Produktion“ 
neu durchgearbeitet und hat sie dabei auf eine wesentlich 
verbreiterte Grundlage gestellt1). Schätzungsweise werden 
jetzt in 69 Reihen etwa 66 %  der industriellen Nettopro- 
duktion erfaßt. Man wird überrascht, sein, daß erst jetzt 
bei der Neuberechnung eine so wichtige Gruppe wie die 
chemische Industrie in die Indexbildung einbezogen werden 
konnte (neben ändern, wie z. B. Wasserwerke, Hausrat- 
und Spielzeugproduktion). Man wird weiter überrascht 
sein, daß so überaus wichtige und doch gewiß in ihrem 
Produktionswert nicht zu unterschätzende Industriegrup­
pen wie die Eisenwaren-, Stahlwaren- und Metallwarenin­
dustrie, die ganze Holzindustrie sowie die gesamte elektro­
technische, feinmechanische und optische Industrie bei der 
Tndexbildung a u c h  h e u t e  n o c h  f e h l e n .  Lediglich 
in der „Gewichtung“ der tatsächlich erfaßten Indexgrup­
pen konnten diese fehlenden Industrien mittelbar berück­
sichtigt werden.
Indexzahlenreihen können sich indessen immer nur auf ein­
zelne „repräsentative“ Reihen stützen; immer müssen ge­
wisse, nicht erfaßbare Ausfälle in den K auf genommen 
werden. Die grundsätzliche Richtigkeit des Index als 
Kennzeiger einer Entwicklung braucht darunter nicht 
wesentlich zu leiden. So zeigt auch ein Vergleich der 
neuen, auf bedeutend breiterer Grundlage als bisher be­
rechneten Kennzahlen mit den bisherigen, daß sich nur sehr 
geringe Abweichungen ergeben. Mithin ist anzunehmen, 
daß die — hoffentlich in absehbarer Zeit mögliche — E in­
beziehung der noch fehlenden Industriegruppen nur die 
grundsätzliche Richtigkeit der gegenwärtigen Indexreihe 
bestätigen, nicht aber wesentliche Abweichungen bedingen 
würde.

Vier Gruppen
Die Gruppeneinteilung der Indexziffern ist geblieben wie 
sie war. Unterschieden werden Produktionsgüter und Ver­
brauchsgüter. Aus den Produktionsgütern werden beson­
ders herausgelöst die Investitions- oder Anlagegüter, bei 
den Verbrauchsgütern werden die des starren und des 
elastischen Bedarfs unterschieden. Damit ergeben sich 
folgende vier Gruppen, die fü r die Betrachtung des Kon­
junkturverlaufs je ihre besondere Bedeutung haben:
1) W ochenberichte (les In s titu ts  fü r  K onjunkturforschung, 8. Jahrgg  
Nr. 24 v. 19. Ju n i 1935.

1. I n v e s t i t i o n s -  o d e r  A n l a g e g ü t e r  (halbfer­
tige und fertige, wie Eisen, NE-Metalle, Maschinen, 
Fahrzeuge, Bauten).
Diese Gruppe zeigt Konjunkturveränderungen be­
sonders rasch und nachhaltig an; „reagibler P ro ­
duktionsindex“ .

2. S o n s t i g e  P r o d u k t i o n s g ü t e r  (z. B. Kohle,
Gas, Wasser, Elektrizität, Verpackungsmaterial, 
Chemikalien).
Weil sehr breiter Markt geringere Schwankungen, 
aber besonders kennzeichnend fü r allgemeine Ten­
denz der Güterproduktion.

3. V e r b r a u e h s g i i t e r  d e s  e l a s t i s c h e n  B e ­
d a r f s  (z. B. Textilien, Schuhe, H ausrat, Musik­
instrumente, Spielwaren).
Besonders beeinflußt durch Veränderungen des Ver­
brauchereinkommens, deshalb „konjunkturempfind­
lichster Teil“ der Gesamtziffer.

4. V e r b r a u c h s g ü t e r  d e s  s t a r r e n  B e d a r f s
(z. B. Fleisch, Milch, Zucker, Bier, Tabak). 
Erfahrungsgemäß wenig veränderlich, „unbeweg­
lichster Teil“ der Gesamtindexziffer.

„Gewichtung“
Innerhalb der einzelnen Gruppen werden nun die fü r die 
Zusammenstellung erhobenen Einzelreihen noch ihrer Be­
deutung nach „gewichtet“ , und zwar im einzelnen nach 
sehr verwickelten, durch vielfache Vergleiche und Quer­
vergleiche und weitreichende Erfahrung offenbar sehr sorg­
fältig durchgeprüften Gewichtszahlen. Von dem Gesamt-
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gewicht entfallen innerhalb der Gesamtindexziffer GO %  
auf die Produktionsgüter (davon 40 %  Anlagegüter, 20 %  
sonstige) und 40 %  auf die Verbrauehsgüter (25 %  elast. 
Bedarf, 15 %  starrer B edarf).

„Saisonbereinigung“
Auf eine Saisonbereinigung, d. h. eine Ausschaltung der 
jahreszeitlichen Schwankungen, ist bei der monatlichen 
Indexbildung jetzt erfreulicherweise verzichtet worden. 
Das Institu t hebt hervor, daß „auch die feinsten Metho­
den . . . nicht ausreiehen, um eine wirklich brauchbare 
,saisonbereinigte1 Reihe monatlich zu erstellen“ . Um aber 
den Einfluß der besonders stark nach der Jahreszeit 
schwankenden Nahrungs- und Genußmittelherstellung aus­

zuschalten, wird die m o n a t l i c h e  Produktionsindex­
ziffer o h n e  Nahrungs- und Genußmittel gebildet. 
Daneben aber wird v i e r t e l j ä h r l i c h  eine vollständige 
Indexziffer veröffentlicht, die auch die Nahrungs- und Ge­
nußmittel enthält. Auch diese Zahl wird erfreulicherweise 
„bereinigt“ und „unbereinigt“ angegeben. D i e s e r  
v i e r t e l j ä h r l i c h e  I n d e x  w i r d  h i n f o r t  f ü r  
d i e  e i g e n t l i c h e  K o n j u n k t u r b e o b a c h t u n g  
a l s  m a ß g e b e n d  a n z u s e h e n  s e i n .
Absoluter Produktionswert
F ü r die Öffentlichkeit leichter erfaßbar und deshalb von 
größerer Bedeutung als die abstrakte Indexziffer ist natür­
lich eine Angabe über den tatsächlichen, absoluten W ert 
der Industrieproduktion. Das Institu t berechnet deshalb 
den B r u t t o p r o d u k t i o n s w e r t ,  der etwa dem Um­
satzwert entspricht, durch M ultiplikation des Wertes einer 
M onatsproduktion im Jahre 1928 (rd. 7 Mrd. RM) mit 
dem auf der Volumengrundlage 1928 =  100 berechneten 
Produktionsindex und durch weitere M ultiplikation mit der 
auf 1928 als 100 bezogenen Großhandelskennzahl fü r In ­
dustriepreise (Halbstoffe und Fertigw aren). Die Viertel­
jahressumme dieses Bruttoproduktionswertes der Industrie 
liegt gegenwärtig (1. Viertel 1935, einschließlich Saarge­
biet) auf 13,77 Mrd. RM, im Monatsdurchschnitt also auf 
4,6 Mrd. R M 2). Sp. [2474]
2) Die h ie r beigefügten beiden Schaubilder sind  nach  der Veröffent­
lichung des K o n ju n k tu rin stitu ts  gezeichnet u n te r E rgänzung  der im 
O riginal leider fehlenden Null-Linien.

WIRTSCHAFTSBERICHTE
Die deutsche Wirtschaft im Juni 1935
Mit Beginn des Ju n i hat die Z a h l  d e r  A r b e i t ­
s u c h e n d e n  bei den Arbeitsämtern, erstm alig seit den 
H ochkonjunkturjahren 1928/29, die Zweimillionengrenze 
erreicht und damit, was bemerkenswert ist, auch erstmalig 
den Stand der Arbeitslosigkeit in Großbritannien unter­
schritten (Abb. 1). An zahlreichen Orten macht sich be­
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reits in einer ganzen Reihe von W irtschaftsgruppeu seit 
über einem Jahre mehr und mehr ein M a n g e l  a n  g e ­
s c h u l t e n  u n d  l e i s t u n g s f ä h i g e n  A r b e i t s ­
k r ä f t e n  männlichen und weiblichen Geschlechtes be­
merkbar. Man kann daher annehmen, daß die endgültige 
Beseitigung der heute noch verbleibenden Arbeitslosigkeit 
weniger eine Aufgabe der W irtschaftsbelebung, als viel­
mehr eine solche der beruflichen Ausbildung und Um­
schulung der „Sehwerverwendungsfähigen“ einerseits, der 
E rnährung und Durchhaltung der „Niehtmehrverwendungs- 
fähigen“ anderseits sein wird und damit eine Aufgabe 
jenes Teiles der sozialen Gesundungsmaßnahmen, der sich 
mit der Überwindung der eigentlichen „menschlichen 
Krisenreste“ der vergangenen Jahre  befaßt. Es versteht 
sich von selbst, daß die hier zu leistende Arbeit ebenso 
schwer wie sozial bedeutungsvoll ist, aber aller W ahr­
scheinlichkeit nach in zahlreichen Fällen mit ihrem 
Schwerpunkte mehr im Felde der Volksbildung und 
Volkswohlfahrt als in dem der eigentlichen Volkswirt­
schaft liegt. Es ist wichtig, gerade diesen Gesichtspunkt 
bei der Beurteilung der letzten zwei Millionen Arbeit­
suchenden und ihrer Bedeutung im Rahmen des gesamten 
Volkslebens nicht zu vergessen.
Inzwischen hat sich die P r o d u k t i o n s g ü t e  r -  
e r z e u g u n g ,  vor allen Dingen die Erzeugung der An­
lagegüter und damit die eigentliche Grundlage jeder A r­
beitsbeschaffung auf weite Sicht, w i e d e r u m  e r h e b ­
l i c h  v e r b e s s e r t ,  während die V e r b r a u c h s -  
g i i t e r e r z e u g u n g  nach wie vor eine f a l l e n d e  
R i c h t u n g  auf weist (Abb. 2). Die Berechnung der 
Kennzahlen wird neuerdings vom Institu t fü r  K onjunktur­
forschung auf erweiterter und damit veränderter Grund­
lage vorgenommen, über die wir an anderer Stelle in diesem 
H efte berichten1).
1) Vgl. Speiser, D ie neue Indexziffer der Industriep roduk tion . S. 207.

Abb. 2. H erstellung von Erzeugungs- und V e r­
brauchsgütern

Abb. 3 /4 . W ertum sätze  des Einzelhandel! 
(Inst. f. Konj.)
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Am deutlichsten wird die liier festzustellende Entwicklung 
dadurch gekennzeichnet, wenn man die Kennzahlen des 
Januar 1933 mit denen dieses Jahres (letzte zur Zeit ver­
öffentlichte Kennzahl A pril 1935) vergleicht:

Produktionskennzahlen w ich t ige r Industriezweige

N eue B erechnung Jan . 1933 A pril 1935 S te ig e ru n g

Industrielle Produktion (ohne 
Nahrungs-und Genußmittel) 52,7 94,5 41,8

Produktionsgüter insgesamt 
(Gruppe 1 und 2) . . . . 44,2 98,8 54,6

1. Investitionsgüter, d .h.halb­
fertige und fertige Anlage­
güter, wie Eisen, NE-Me­
talle, Maschinen, Fahrzeuge, 
B a u te n ....................................

2. Sonstige Produktionsgüter 
mit allgemeinem Verwen­
dungszweck, wie Kohle, 
Gas, W asser, Elektrizität, 
Verpackungsmaterial, Che­
mikalien ................................

30,8

75,6

100,2

93,0

69.4

17.4
3. Verbrauchsgüter des elasti­

schen Bedarfs, wie Textilien, 
Schuhe, Musikinstrumente, 
Hausrat, Spiel waren

73,0 84,2 
nach max. 

93,1 
im Okt. 1934

11,2

Im einzelnen Grundstoffe . .
Kraftstoffe . . 
Konstruktionen

46,6
78,2
28,4

102,1
94,0
98,3

55,5
15.8
69.9

Im Gegensatz zu der Entwicklung in den Verbrauchs- 
giiterindustrien, wo die Übersteigerung der Produktion im 
Laufe des vergangenen Jahres zu Rückschlägen führte, 
hat sich der A b s a t z  d e r  V e r b r a u e h s g ü t e r  a n  
d i e  e i g e n t l i c h e n  K o n s u m e n t e n  i m  g r o ß e n  
u n d  g a n z e n  b e f r i e d i g e n d  e n t w i c k el t  (Abb. 3 
und 1). Zwar liegen hier nur die W ertumsätze vor, in 
denen sich sowohl die Mengen- als auch die Preisbewegun­
gen äußern, und die deshalb sich mit den entsprechenden 
Kennzahlen der Abb. 2 nicht ohne weiteres vergleichen 
lassen. Nichtsdestoweniger dürfte auch unter Berücksich­
tigung der inzwischen eingetretenen Preissteigerungen der 
Verbrauchsgüter festzustellen sein, daß sich der mengen­
mäßige Absatz, wenn auch nur in geringem Ausmaße im 
Gesamt-Einzelhandel im iSteigen befindet (Abb. 3).
Am bemerkenswertesten ist die Umsatzverbesserung in der 
G r u p p e  H a u s r a t  u n d  W o h n b e d a r f ,  wo sich 
nach wie vor die bekannten Regierungsmaßnahmen um­
satzbelebend auswirken (Abb. 4). Die G r u p p e  B e ­
k l e i d u n g  weist demgegenüber eine ganze Reihe ver­
schiedenartiger Einflüsse auf, so z. B. im Frühling dieses 
Jahres den Einfluß der kalten W itterung, die zu einer 
Verzögerung in der Eindeckung des Sommerbedarfes 
führte (Abb. 4).
Eine ganz ähnliche Entwicklung zeigen die Umsätze in 
den einzelnen Gruppen der F a c h g e s c h ä f t e  d e s  
E i n z e l h a n d e l s ,  in denen allerdings neben den 
saisonmäßigen und konjunkturellen Veränderungen auch 
strukturelle Verlagerungen zum Ausdruck kommen (Abb. 5 
bis 7). Denn der Anteil der Fachgeschäfte des Einzel­
handels am Gesamtwarenumsatz hat sich gegenüber den 
Waren- und Kaufhäusern im letzten Jahre weiter ver­
stärkt.
Auch in den U m s ä t z e n  d e r  E i n k a u f s g e n o s s e n ­
s c h a f t e n  ist der vorher erwähnte Zug einer stetigen, 
wenn auch langsamen Verbesserung der Umsatzbewegung 
festzustellen (Abb. 8 bis 10). Einen besonderen A uf­
schwung hat im Herbst vorigen Jahres offenbar das 
G a s t w i r t s g e w e r b e  genommen, während der K o ­
l o n i a l w a r e n h a n d e l  nach der starken Absatz­
belebung im vorigen Sommer seit dem letzten W inter eine 
leichte Abschwäehung gegenüber dem Jahre 1933/34 zeigt 
(Abb. 8). Auch im S c h n e i d e r g e w e r b e  ist, ge­
messen an den Umsätzen der Einkaufsgenossenschaften 
nach den starken Eindeckungen der Verbraucher im Jahre 
1934 ein leichter Rückgang festzustellen, während das 
S e h u h m a c h e r g e w e r b e  sich offenbar nach wie vor 
einer zunehmenden Nachfrage erfreut (Abb. 9).

Abb. 5. Um sätze in Fachgeschäften des E inzel­
handels (Inst. f. Konj.)

Abb. 6. Umsätze in Fachgeschäften des Einzel­
handels (Inst. f. Konj.)

Abb. 7. Umsätze in Fachgeschäften des Einzel­
handels (Inst. f. Konj.)

Abb. 8. Um sätze in Einkaufsgenossenschaften (Inst, 
f. Konj.)

Abb. 9. Um sätze in Einkaufsgenossenschaften (Inst, 
f. Konj.)



Abb. 10. Um sätze in Einkaufsgenossenschaften  
(Inst. f. Konj.)

Eine bemerkenswerte Umschichtung ist in der dritten 
Gruppe von Umsätzen in Einkaufsgenossenschaften zu 
verzeichnen (Abb. 10). Die übermäßige K onjunktur des 
M a l e r g e w e r b e s  im F rü h jah r 1934, die vor allem 
auf den erheblichen Bedarf an Materialien und Arbeits­
kräften zurückzuführen war, der durch die damals in 
großem Umfange kurzfristig vorzunehmenden H ausrepa­
raturen entstand, hat einer maßvolleren und sicherlich 
wesentlich gesünderen Entwicklung P latz gemacht. Die 
Umsätze in den Einkaufsgenossenschaften des Maler­
gewerbes sind wieder auf einen dem F rüh jahr 1933 ähn­
lichen Stand zurückgesunken. Demgegenüber hat das 
G e w e r b e  d e r  S a t t l e r  u n d  P o l s t e r e r  seine Um­
sätze gegenüber den früheren Jahren nicht unerheblich zu 
verbessern vermocht. Das gleiche gilt, wenn auch in etwas 
geringerem Maße, fü r die M e t a l l  b z w.  H o l z  v e r ­
a r b e i t e n d e n  G e w e r b e .
Wie auf allen Gebieten des menschlichen Lebens erweist 
sich auch hier einmal wieder die alte Lehre von der Be­
deutung des M aßhaltens als nur zu berechtigt. Vom 
Himmel gefallene K onjunkturen sind nur selten fü r  die 
davon Betroffenen auf die Dauer ein Segen. Ein wirk­
licher Aufstieg im Leben muß von jedem erkäm pft und 
erarbeitet werden. Leicht und mühelos Erworbenes hat 
nur selten Bestand. Es wiegt zu leicht. Denn die p rak ­
tisch erprobte und bewährte Leistung des Erwerbenden 
fehlt und damit das, was den Sieg erst zum Sieg, den 
Lohn erst zum Lohne macht. Das sollte auch bei allen 
Maßnahmen zur Förderung eines Gewerbes oder Betriebes 
Beachtung finden. Bredt [2484]

W irtschaftskennzahlen

G r u p p e Jun i M ai A pril
1935 1935 1935

Lebenshaltungskennzahl des Stat.
Reichsamtes (neue Berechnung)
(1913/14 =  1 0 0 ) ............................ 123,0 122,8 122,3

Großhandelskennzahl des Statist.
Reichsamtes (1913 =  100) . . . 101,2 — 100,8

Baiikennzahl (Stat. Reichsamt, neue
B erech n u n g )..................................... — 132,3 132,5

Maschinenkennzahl (Gesamtkenn­
zahl — Stat.Reichsamt 1913 =  100) — 121,3 121,3

Aktienkennzahl (Stat. Reichsamt) 27. 5. bis 1. 6.: 93,14; 3. 6. 
bis 8. 6.: 94,64; 10. 6. bis 15. 6.: 94,05; 17. 6. bis 22. 6.; 93,10; 
24. 6. bis 29. 6.: 93,29.

Erw erbslosenzahlen1) (in 1000) am 3 1 . 5 . 3 5 .  Gesamt­
zahl 2019

Arbeitslosen­ K risen­ W ohlfahrts­ Nicht­
versicherung fürsorge erwerbslose unterstützte

277 739 465 538
')  Vorl. Zahlen aus „W irtsch a ft u. S ta tis tik “ 1. J u n i -H e f t  1935. Die
G esam tziffer be tru g  nach  Zeitungsm eldungen am 30. J u n i n u r  noch
1,877 M illionen.

G eldm arkt am 1. Juli 1935 o/o
R e i c h s b a n k d i s k o n t s a t z  ab 2. 9. 3 2 ........................ 4
L o m b a r d z i n s f u ß  der Reichsbank ab 2. 9. 32 . . .  . 5
P r i v a t d i s k o n t s a t z  in Berlin kurze S i c h t ...................  3

„ „ lange S i c h t ...................  3
T a g e s g e l d  an der Berliner B ö r s e ...................3V 2bis3a/4

P rod u ktionsstatisti k

L a n d I n d u s t r i e
A pril
1935

M ai 
1935 

1000 t

M ai
1934

D e u ts c h la n d .............. Steinkohle . 11 018,8 11 624,0 9 511,5
B raunkohle. 10 510,0 11 936,7 10 468,9

>* ................... Rohstahl . . 1 223,5 1 314,5 989,6
W alzwerk­

erzeugnisse 859,9 939,5 688,6
B e lg i e n ......................... Roheisen . . 252,1 271,4 255,1

Rohstahl . . 246,4 268,5 252,8
F ra n k r e ich ................. Kohle . . . . 3 895,0 3 991,4 3 959,4
Luxemburg ................. Roheisen . . 154,4 165,3 163,8

Rohstahl . . 155,8 167,5 160,9
Güterwagengestellung der

D e u t s c h e n  R e i c h s b a h n  (ar­
beitstäglich in 1000 Stück) . . . . 119,6 125,5 116,7

Statistik

Kräftige Zunahm e  
der industriellen Welterzeugung
Nach dem Rückschlag im H erbst 1934 ist die industrielle 
W elterzeugung wieder k räftig  gestiegen. Die Warenerzeu­
gung der W elt ist gegenwärtig größer als jemals seit dem 
Tiefpunkt der K rise; nach dem Institu t fü r K onjunktur­
forschung ist im ganzen der Stand vom Jah r 1928 wieder 
erreicht. Die Indexziffer der industriellen Welterzeugung 
erreichte mit 70 ,9%  des Standes von 1928 im Juli 19-32 
ihren Tiefstand, im Dezember 1934 stellte sie sich auf
102,3 (1928 i= 1 0 0 ), fü r den Jan u ar 1935 auf 105% . Seit 
1913 zeigt die Entwicklung folgendes Bild (1928 '=100):

Ja h r K ennzahl Ja h r K ennzah l J a h r Kennzahl

1913 73 1924 82 1930 96
1919 65 1925 88 1931 87
1920 71 1926 90 1932 77
1921 60 1927 96 1933 87
1922 73 1928 100 1934 96
1923 79 1929 107

Da seit dem Jahre 1928 mit einem durchschnittlichen Preis­
rückgang von 20 %  zu rechnen ist, ergibt sich fü r 1934 erst 
ein Bruttowert der industriellen Welterzeugung von 
G50 Mrd. RM gegenüber 850 Mrd. RM im Jahre 1928. 
Dabei ist noch nicht berücksichtigt, daß ein Teil der Er­
zeugung zu Verlustpreisen ausgeführt wird.
W ährend in einer ganzen Reihe von Ländern seit 1928 die 
Produktionsanlagen erweitert wurden (Dänemark, F inn­
land, Griechenland, Norwegen, Rumänien, Rußland, 
Schweden, Japan  und Chile), läßt die Ausnutzung der vor­
handenen Erzeugungsmöglichkeiten in ändern Ländern 
noch sehr zu wünschen übrig. In  Polen beträgt die Aus­
nutzung der Produktionsmöglichkeit 53 % , in Belgien 
56 % , in USA 58 % , in K anada gleichfalls 58 % , in der 
Tschechoslowakei 59 % , in Österreich 61 % , in Frankreich 
62 % , in Italien 68 % , in Deutschland 73 % , in Ungarn 
88 %  und in G roßbritannien 88 % .
Vergleicht man die Anteile wichtiger Ländergruppen an 
der industriellen Welterzeugung, so zeigt sich, daß der 
Anteil Europas gegenüber 1928 von 42 auf 39 %  gesunken 
ist. Aber auch der Anteil der Länder, die unter dem Be­
griff „Außereuropäischer Hochkapitalism us“ zusammen­
gefaß t sind, hat sich von 47 auf .37 %  ermäßigt, während 
die sogenannten halb-, neu- und nichtkapitalistischen Län­
der ihren Anteil von 11 auf 24 %. steigern konnten. Aber 
noch immer liegt der Schwerpunkt der industriellen Lei­
stung der Welt in den alten Industriestätten, die 73 %, 
also fast drei Viertel, der gesamten industriellen Leistungs­
fähigkeit der W elt auf sich vereinigen, obwohl in diesem 
Bereiche n u r 30 %  der Menschheit wohnen. Dement­
sprechend ist auch die industrielle Leistung auf den Kopf 
der Bevölkerung in den „alten“ Industrieländern noch bei 
weitem höher als in den „jungen“ Industriegebieten. 
Deutschland stand im Jahre 1934 mit einer Industrieerzeu­
gung von 1100 RM je K opf der Bevölkerung an dritter 
Stelle. Es wurde nur von den Vereinigten Staaten von 
Amerika (1750 RM) und G roßbritannien (1550 RM) über-



troffen. In  Japan  beträgt die Industrieerzeugung' je K opf 
der Bevölkerung erst 225 KM und in Rumänien 130 KM.
Deutschlands Anteil an der industriellen Erzeugung der 
Welt, der von 1929 bis 1932/33 ständig gesunken war, hat 
wieder zugenommen, und zwar von 9 ,2%  in den Jahren 
1932 und 1933 auf 10,3%  im Jahre 1934. Damit ist fast 
wieder der Anteil vom Jahre 1929 erreicht, ln der gleichen 
Zeit ging der Anteil der Vereinigten Staaten von Amerika 
an der industriellen Welterzeugung von 44,5 auf 33,2 %  
und derjenige Frankreichs von 7,2 auf 5 ,7 %  zurück, ln 
Großbritannien ist dagegen eine Zunahme von 9,1 auf 
10,1 °/n eingetreten. [24821

Versicherung

Wiedereinschaltung 
der Sozialversicherung als Kapitalgeber
Das Statistische Reichsamt veröffentlichte kürzlich eine 
Übersicht über die Vermögensanlagen der Sozialversiche­
rung im Jahre 1934. Daraus geht hervor, daß die beiden 
für den Kapitalm arkt wichtigsten Träger der Sozialver­
sicherung, die Reichsversicherungsanstalt fü r Angestellte 
und die Landesversicherungsanstalten der Invalidenver­
sicherung sich im V orjahr zum ersten Male wieder in 
größerem Umfange in die Versorgung der W irtschaft mit 
Langkrediten haben einschalten können. Mit der Wieder­
beschäftigung der versicherungspflichtigen Arbeitnehmer 
sind bei beiden Versicherungsträgern die Beitragseinnah - 
men gestiegen. Damit hat sich auch die Vermögensbildung 
erhöht. Hinzu kommt vor allem die finanzielle Gesundung, 
die durch das Gesetz zur Erhaltung der Leistungsfähigkeit 
der Invaliden-, der Angestellten- und der knappschaft- 
lichen Versicherung vom 7. Dezember 1933 erreicht wor­
den ist.
Die Vermögensveränderungen der Angestellten- und In ­
validenversicherung und die Anlage der Vermögen in den 
letzten Jahren gehen aus folgender Übersicht hervor (in 
Mill. RM):

Stand
am

Jahres­
ende

Reinvermögen
zus.

Von dem Rohvermögen 
entfallen auf zus.

Angest.-
Vers.

InvaL-
Vers.

Wert­
papiere

Dar­
lehen

Hypo­
theken

1930 1568 1637 3204 981 939 1069 2989
1931 1811 1451 3263 961 937 1198 3096
1932 2003 1267 3270 871 941 1217 3028
1933 2167 1229 3396 931 946 1236 3113
1934 2376 1417 3793 1350 892 1252 3493

Bei der Angestelltenversicherung ist das Reinvermögen im 
Jahre 1934 um 197,7 Mill. RM gewachsen, während es in 
den beiden Vorjahren (nach den Jahresabschlüssen) nur 
um 163,9 Mill. RM (1933) und 192,1 Mill. RM (1932) ge­
stiegen war. Die hohe Zunahme der Jahre 1928/1931, die 
sich auf einem nominell höheren Gehaltstand aufbaute, ist 
allerdings nicht erreicht. W eit stärker ist die Vermögens­
bildung bei der Invalidenversicherung. H ier war durch 
den starken Rückgang der Beitragseinnahmen (von 
1092,0 Mill. RM im Jahre 1929 auf 642,2 Mill. RM 1932 
und 678,7 Mill. RM 1933) die Bilanz der Einnahme- und 
Ausgaberechnung passiv geworden. Das Ende 1930 wieder 
auf 1636,7 Mill. RM angesammelte Reinvermögen war bis 
Ende 1933 auf 1229,1 Mill. RM, also um ein Viertel, zu­
rückgegangen. Die Wiederbelebung der W irtschaftstätig­
keit und die Bereinigung der finanziellen Lage haben dazu 
geführt, daß das Reinvermögen der Invalidenversicherung 
im Jahre 1934 erstmalig wieder zunahm, und zwar um den 
verhältnismäßig hohen Betrag von 223,7 Mill. RM. Bei 
beiden Versicherungen zusammen stand also im Jahre 1934 
neugebildetes Vermögen im Umfange von 421,4 Mill. RM 
(gegenüber 126,5 Mill. RM i. V.) zu einer Anlage am 
Kapitalmarkt zur Verfügung.
Allerdings ist nicht dieser Gesamtbetrag voll am K apital­
markt, d. h. in W ertpapieren, Kommunaldarlehen und 
Hypotheken, angelegt worden. Zur Steigerung ihrer 
Liquidität haben die Träger der Invalidenversicherung 
ihren Kassenbestand (einschließlich Einlagen bei S p ar­
kassen) um 37,4 Mill. RM erhöht. Die K apitalm arktan­
lagen haben nur um 403,4 Mill. RM zugenommen.

V erte ilg . d. K ap ita lm ark t-  
an lag , in % W e rtp a p ie re D arlehen H yp o th .

Ende 1925 . . . . 17,9 26,7 55,4
„ 1926 . . . . 30,6 23,5 45,9
„ 1927 . . . . 32,6 27,9 .39,5
„ 1928 . . . . 30,6 33,0 36,4
„ 1929 . . . . 29,7 34,8 35,5
„ 1930 . . . . 32,8 31,4 35,8
„ 1931 . . . . 31,0 30,3 38,7
„ 1932 . . . . 28,7 31,1 40,2
„ 1933 . . . . 28,9 30,8 40,3
„ 1934 . . . . 38,7 25,5 35,8

Die Verteilung dieser Kapitalm arktanlagen hat sieh gegen­
über den Vorjahren erheblich verschoben. In den ersten 
Jahren nach der Stabilisierung hatten beide Träger der 
Sozialversicherung die Direkt-Ausleihungen an die Träger 
der öffentlichen W irtschaft und im Hypothekargeschäft 
bevorzugt. Der W ertpapierbestand war an der Summe 
der Kapitalmarktanlagen Ende 1930 bei der Invaliden­
versicherung nur mit 42,9 %  und bei der Angestelltenver- 
sicherung sogar nur mit 25,1 %  beteiligt. Bis Ende 1933 
war die W ertpapieranlage noch weiter zurückgegangen, 
weil die Träger der Invalidenversicherung ihr Defizit weit­
gehend durch Effektenverkäufe finanzierten.
Im Jahre 1934 dagegen hat die W ertpapieranlage bei den 
Trägern der Sozialversicherung um 456,4 Mill. RM zu- 
genommen, ihr Anteil an der Gesamtheit der K apitalm arkt­
anlagen ist, von 28,9 %  Ende 1933 auf 38,7 %  Ende 1934 
gestiegen. Die Zunahme betrifft in erster Linie die Anlage in 
kommunaler Umschuldungsanleihe, von der fast 300 Mill. RM 
in den Besitz der beiden Sozialversicherungen übergegan­
gen sind. Ein Teil davon floß ihnen zur Ablösung kurz­
fristiger oder kurzfristig fälliger Kommunal dariehen zu. 
Ferner hat die Angestelltenversicherung größere Beträge 
Umschuldungsanleihe aus Reichsbesitz übernommen. Der 
Zugang im W ertpapierbestand beschränkt sieh jedoch nicht 
auf diese Umschuldungsanleihen. Beide Sozialversicherun­
gen haben auch am M arkt Rentenpapiere gekauft; die Be­
stände an Pfandbriefen sind um 46,5 Mill. RM, die an 
Reichsanleihen um 76,9 Mill. RM gestiegen. Namentlich 
die Träger der Invalidenversicherung haben in diesen bei­
den W ertpapierarten ihren Bestand beträchtlich erhöht.
Die im Jahre 1934 zu beobachtende stärkere Betonung der 
W ertpapieranlage ergab sieh aus der geringeren Bedeu­
tung, die die Direkt-Ausleihungen hatten. Der Hypothe­
kenbestand hat nur um 6,4 Mill. RM zugenommen, der 
Bestand an Kommunaldarlehen hat sieh sogar um
59,5 Mill. RM verringert. Immerhin hatte das Neugeschäft 
größeren Umfang, als sich aus der Veränderung des Ge­
samtbestandes erkennen läßt. Im Hypothekengeschäft sind 
die Rückflüsse aus landwirtschaftlichen, gewerblichen und 
Althausbeleihungen wieder fü r Wohnungsneubauten ver­
ausgabt worden. Der Rückgang im Bestand an Kommunal­
darlehen ist nur auf die Umschuldung kommunaler Kredite 
zurückzuführen; an Länder sind 19,6 Mill. RM, an „son­
stige“ Kreditnehmer 34,1 Mill. RM neu ausgeliehen worden.

[2483]
Verkehr

Der Güterverkehr im Jahre 1934
Der Güterverkehr des Jahres 1934 liegt in seiner Gesamt­
heit über dem der Vorjahre. Die Reichsbahn verzeichnete 
eine Zunahme der Leistungen und Einnahmen, desgleichen 
der See- und Binnenschiffahrtsverkehr.
Reichsbahn
Der Reichsbahngüterverkehr des vergangenen Jahres war 
stärker als in den Jahren 1933, 1932 und 1931. In  Zahlen­
tafel 1 sind die zu Monatsdurchschnitten erreehneten E r­
gebnisse der Jahre 1934 und 1933 zusammengestellt.

Zahlentafel 1. Güterverkehr der Reichsbahn
(M onatsdurchschnitte 1934 und 1933)

1934 1933

W agengestellung (in 1000 W agen) . . 2970 2650
Güterwagenachskilometer (in Mill.) . . 1315 1125
Beförderte Güter (in Mill. t ) .................. 30,4 25,7
Verkehrsleistungen (in Mill. t/km) . . 4745 3980
Einnahmen (in Mill. R M ) ....................... 178,3 151,3
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Bei um 19 %  steigenden Verkehrsleistungen erhöhten sich 
die Einnahmen um 18 % . Aufschlußreich ist eine Gegen­
überstellung der Wagengestellungen fü r verschiedene Güter­
gruppen, aus der die stark gestiegene Beförderung von 
Baustoffen, Düngemitteln und Zuckerrüben ersichtlich ist.

Zahlentafel 2
W agengeste l lung für e inzelne Güterarten 

(in 1000 Stck.)

1934 1933

K o h l e ................................................................. 13 200 12 000
Baustoffe ....................................................... 398 249
Künstliche D ü n g e m itte l ............................ 662 541
Getreide, M e h l .............................................. 398 409
K a r to f fe ln ....................................................... 250 243
Zucker ............................................................ 98 85
Z u ck errü b en ................................................... 733 593

Binnenschiffahrt
Auch in der Binnenschiffahrt lagen 1934 die Leistungen 
über denen des Vorjahres, und zwar hier zurück bis 1930. 
Insgesamt wurden 124 Mill. t  umgeschlagen, gegenüber 
102 Mill. t  im Vorjahre. Den größten Anteil an der Ver­
kehrszunahme verursachte die Steigerung der Erzbeförde­
rung, die um 76 %  zunahm. Es folgen Eisen und Eisen­
waren (3 5 % ), Kohle (1 6 % ) und andere. Dagegen 
nahm der Umschlag von Holz um 9 %  ab.

Seeschiffahrt
Der Güterverkehr zur See lag 1934 um 16 %  über dem des 
Vorjahres. Die Zunahme ist stärker auf den um 20 %  
gesteigerten Auslandsempfang zurückzuführen als auf den 
um 10 %  gestiegenen Versand an das Ausland (stärkere 
Zufuhr von Rohstoffen infolge wachsender industrieller 
Tätigkeit). In  Abb. 1 ist die Entwicklung des Seeverkehrs 
der wichtigsten deutschen H äfen wiedergegeben. Als M aß­
stab sind die Leistungen des Jahres 1929 zugrunde gelegt 
worden.

A bb. 1. Die Entw icklung des G üterverkehrs zur See  
der deutschen H äfen ( 1 9 2 9 =  100)

A uffallend schlecht entwickelte sich der H am burger Hafen. 
Im  Vergleich zum Ja h r 1929 sanken seine Güterverkehrs­
leistungen bis 1933 ab, und auch 1934 war die Besserung 
nur gering, während alle übrigen H äfen nach einem Tief­
punkt, der zumeist in das Ja h r 1932 fällt, eine wesentlich 
gesteigerte Tätigkeit entfalten. Allen voran steht der be­
deutende A uftrieb der H äfen Königsberg und Emden, 
deren Leistungen wesentlich über denen des Jahres 1929 
liegen. H N  [2430]

Energiewirtschaft 

Die ländliche Stromversorgung in USA
Im  Gegensatz zum dichtbesiedelten Deutschen Reich, wo 
über vier Fünftel der landwirtschaftlichen Betriebe mit 
E lektrizität versorgt sind, hat sieh die öffentliche E lek tri­
zitätsversorgung auf dem flachen Land in USA bisher nur 
sehr zögernd entwickelt. Von den rd. 6 Mill. Farm en ver­

fügt nur etwa ein Sechstel über E lektrizität. Die letzte 
amtliche Gesamterhebung bezieht sich auf den. 1. April 
des Jahres 1930 und ergab 841333 m it E lektrizität ver­
sorgte Farmen (13 ,4%  der Gesamtzahl aller Farm en), 
wovon 570 953 an die öffentlichen Netze abgeschlossen 
waren, während 270 380 Farm en ihren E lektrizitätsbedarf 
durch betriebseigene Erzeugungsanlagen deckten. Damals 
wurden, also nur erst 9,1 %  aller landwirtschaftlichen Be­
triebe von öffentlichen W erken beliefert1). Teilberichte 
aus dieser Zeit ließen einen durchschnittlichen Elektrizi­
tätsverbrauch von 1603 kWh je F arm  erkennen2). Etwa 
45 %  der versorgten Farm en arbeiteten mit Elektromoto­
ren. Inzwischen hat sich die Zahl der an  öffentliche Netze 
angeschlossenen Farm en weiter erhöht, so daß gegen­
w ärtig einschließlich der Selbstversorger rd. 1 Mill. F a r­
men E lektrizität verwenden. Die nachfolgenden Zahlen 
lassen einen fast völligen Stillstand der ländlichen An­
schlußtätigkeit in den K risenjahren und einen wieder 
stärkeren Anstieg im Jah re  1934 erkennen3).

Zahlentafel 1
Landw irtscha ft l iche  E lektr iz itä tsversorgung in USA

Ja h r
Z ah l 

a lle r  F a rm e n  
in  1000

H ie rv o n  an  die 
ö ffen tlich en  N etze  

an g esch lo ssen  
in 1000

A nte il d e r 
ang esch lo ssen en  

F a rm e n  in %

1923 6448*) 178 2,8
1925 6372 246 3,9
1927 393 6,2
1929 ZtA 576 9,2
1930 6289 650 10,4
1931 699 11,1
1932 709 11,3
1933 **) 714 11,4
1934 732 11,6

*) 1920. **) E rhebungsergebnisse liegen n ich t vor.

Die amerikanischen Elektrizitätsunternehm ungen haben 
sich im Ausbau der Verteilungsnetze vorwiegend auf die 
großen städtischen und die den S tädten benachbarten 
ländlichen Gegenden beschränkt und demgemäß auch nur 
erst solche landwirtschaftlichen Gebiete erschlossen, deren 
Versorgung einen möglichst raschen E rtrag  abzuwerfen 
verspricht. Dadurch ei’k lä rt sich auch der verhältnis­
mäßig hohe Durchschnittsverbrauch je F arm ; er ist übri­
gens in Gebieten, in denen der großbetriebliche Charakter 
der Landwirtschaft stärker ausgeprägt ist, noch wesent­
lich höher und belief sich beispielsweise 1933 in K alifor­
nien auf 15 551 kW h je  F a rm 4). Nach Berechnungen 
der Electrica! Equipm ent Division des Bureau of Foreign 
and Domcstic Commerce waren 1930 von den Haushaltun­
gen der großen Städte (16,83 Mill.) bereits 94,9 % , von 
den der kleinen, Landgemeinden und -städte (5,72 Mill.) 
nur 60,0 %  und von denen der Farm en (7,43 Mill.) sogar 
lediglich erst 8,7 %  an die öffentlichen Netze angeschlos- 
son, ). Da die Elektrizitätswerke im allgemeinen die 
ländlichen Großverbraucher bevorzugten, beträgt trotz der 
geringen Anschlußdichte der jährliche Stromverbrauch der 
landwirtschaftlichen Abnehmer in USA rd. 1)4 Mrd. kWh.
Von Farm erseite wird erklärlicherweise immer wieder die 
Forderung nach wesentlich rascherer Anschlußtätigkeit 
erhoben. -Seitens der Public Utilities wird m it dem H in­
weis auf die umfangreichen Staatsm ittel, die die neuen 
großen W asserkraftanlagen erfordern, erwidert, daß 
sich im Durchschnitt ein Stromverbrauch von vielleicht 
5000 kWh je F arm  jährlich erreichen lasse, daß aber 
staatliche Mittel im Ausmaß von rd. 1 Mrd. $ zur Durch­
führung eines die Gesamtheit der USA umfassenden länd­
lichen Ausbauprogramms zur V erfügung gestellt werden 
m ü ß ten '’). Ein konkreter Gesamtplan m it dieser Ziel­
setzung ist aber offenbar bisher noch nicht ausgearbeitet 
worden.
Eine verhältnism äßig umfangreiche Aktion beabsichtigt 
die A rkansas Power and L ight Co. gemeinsam mit der
i) E lectrical W orld Bd. 100 (1932) S. 664 f.
D Electrical W orld Bd. 100 (1932) S. 376 f.
3) E lectrical W orld Bd. 105 (1935) S. 45.
4) E lectrical W orld Bd. 103 (1934) S. 451.
D Electrical W orld Bd. 100 (1932) S. 150.
6) E lectrical W orld Bd. 103 (1934) s. 843 und
S. 506.



Mississippi Power and Light Co. und der Louisiana Power 
and Light Co. durchzuführen: Rd. 15 000 Farmen in
55 Bezirken, des Staates Arkansas sollen angeschlossen 
werden. Die genannten Public Utilities wollen das Ver­
teilungsnetz bis zu den einzelnen Höfen und Wohnungen 
ausbauen, den Farmern durch Finanzierung der Anlage 
behilflich sein und sie auch im Verkauf ihrer Erzeugnisse 
unterstützen. Die Gesamtkosten sollen sich auf etwa 
000 S (1500 RM) je Farm belaufen, alles in allem also 
auf 9 Mill. $ (rd. 22 Mill. RM). Die Farmer sollen ein 
Drittel ihres Kostenteils im Laufe von 5 Jahren in kleinen 
Raten zurückzahlen. Bei erfolgreicher Durchführung sol­
len später 20 000 bis 25 000 weitere Farmen in den Staa­
ten Arkansas, Louisiana und Mississippi angeschlossen 
werden7). A. Fr. [2351]
7) Electrical W orld Bd. 105 (1935) S. 68.

Rasche Zunahme des italienischen 
Stromverbrauchs
Die Gesamterzeugung der öffentlichen Werke Italiens be­
lief sich im Jahre 1934 auf knapp 12,7 Mrd. kWh und 
iibertraf den Stund von 1929 um 19, den von 1933 um rd.
7  y 2 % •
Die verbandsmäßig organisierten größeren Werke ver­
zeichnen eine Zunahme der Wasserkraft-Stromerzeugung 
von 10,72 auf 11,56 Mrd. kWh, während die Erzeugung 
der Wärmekraftwerke von 388 auf 324 Mill. kWh sank. 
Rd. 70 % der gesamten italienischen Stromerzeugung ent­
fallen auf das wasserkraftreiche oberitalienisehe Gebiet. 
Dementsprechend verfügte auch Oberitalien zu Beginn des 
Jahres 1934 über eine eingebaute Masehinenleistung von
3,03 Mill. kW, während die Leistung der Kraftwerke in 
Mittelitalien 590 000, in Süditalien 360 000 und auf den 
Inseln 80 000 kW betrug. Das in sämtlichen Elektrizitäts­
werken einschließlich der Übertragungs- und Verteilungs­
einrichtungen angelegte Kapital beläuft sich gegenwärtig 
auf rd. 25 Mrd. L oder etwa 5y2 Mrd. RM.
Nach Angaben der National-Faschistischen Vereinigung der 
Elektrizitätswerke belief sich 1933 der Stromverbrauch im 
Versorgungsgebiet der ihr angeschlossenen Unternehmun­
gen auf 8,45 Mrd. kWh.
Gliederung des  i ta l ie n is c h e n  S tro m v e rb ra u c h s  1933

Verbrauchergruppe
Stromverbrauch 

Mill. kWh Anteil in %

Industrieller Kraftbedarf . . . . 3593 42,5
Energiebedarf der elektrochemi­

schen und metallurgischen Ind. 2353 27,8
Bahnen .......................................... 872 10,4
H au sh a ltu n g en .............................. 668 7,9
Offentl. B e le u c h tu n g ................. 225 2,7
Industrieller Wärmebedarf . . . 198 2,4
Kleinere elektrische Geräte . . 187 2,2
L an dw irtschaft.............................. 103 1,2
Bergwerke und Steinbrüche . . 80 0,9
Sonstiger V e r b r a u c h ................. 169 2,0

Einer der größten Stromverbraucher Italiens ist der 
Monteeatini-Konzern, der im Jahre 1933 insgesamt 
1122 Mill. kWh benötigte; von diesem Bedarf wurden 
415 Mill. kWh durch eigene Erzeugung gedeckt, der Rest 
durch Bezug von öffentlichen Werken. A. Fr. [2407]

Uhrenindustrie

Die schweizerische Uhrenindustrie 1)
Die Uhrenindustrie in der Schweiz hat ihren Ausgang von 
drei verschiedenen Stellen genommen, wo sie unabhängig 
auftauehte. Bereits 1587 wurde die Herstellung von Uhren 
in Genf aufgenommen, 1680 findet sich Uhrmacherei im 
Neuenburger Jura, zu Beginn des 18. Jahrhunderts im 
Waadtländer Jura. Heute sind die Städte La Chaux-de- 
Fonds und Biel die verwaltungsmäßigen und kaufmänni­
schen Mittelpunkte der schweizerischen Uhrenindustrie. 
Ursprünglich stellten die meisten Uhrmacher sowohl die 
Werke als auch die Gehäuse her, in Handarbeit mit weni-
1) Im wesentlichen nach einem B ericht des Schweizerischen B ank­
vereins.

Abb. 1. Berufsorganisa tion in der  schweizerischen 
Uhrenindustrie

gen, einfachen Werkzeugen. Mit einer fortschreitenden 
Spezialisierung der Arbeiter entstanden Sonderwerkzeuge 
und maschinelle Hilfsmittel, aus denen sich die heutigen 
mechanischen Uhrenmaschinen entwickelt haben, die ge­
rade die Schweiz in hoher Vollkommenheit herstellt und 
verwendet.
Heute sind in der Schweiz zwei verschiedene Arten der 
Uhrenherstellung scharf getrennt, die Etablissage, in der 
die Uhren durch Handwerker aus Teilen zusammengesetzt 
werden, die aus ändern Fabriken bezogen werden, und die 
Manufacture, die als eigentliche Uhrenfabrik häufig einen 
großen Teil der einzelnen Bestandteile der Uhr selbst her­
stellt. Die Etablissage zählt etwa 500 Unternehmungen, 
die Manufacture etwa 70. Daneben bestehen zahlreiche 
Groß-, Klein- und Kleinstbetriebe für die Herstellung ein­
zelner Uhrenbestandteile. Insgesamt waren in der schwei­
zerischen Uhrenindustrie im Jahre 1929 in etwa 1200 bis 
1400 Unternehmungen rd. 64 000 Personen beschäftigt, für 
1932/33 wurde die Zahl der Uhrenarbeiter nur noch auf 
rd. 54 000 geschätzt, so daß infolge der Wirtschaftskrise 
ein Rückgang um etwa 15 % eingetreten ist.
Organisiert war die schweizerische Uhrenindustrie schon 
vor dem Kriege in der halbamtlichen S c h w e i z e r i ­
s c h e n  U h r e n k a m m e r ,  die alle Zusammenschlüsse 
nach Geschäftszweigen und Bezirken umfaßt und die 
standortlichen und kantonalen Interessen wahren soll. 
Daneben entstand nach dem Kriege eine weitere, ziemlich 
verwickelte Organisation, die in dem wirtschaftlichen Aus-

Abb. 2. Schweizerische Uhrenausfuhr nach 
Deutschland
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Z a h le n ta fe l 1 . U h renaus fuh r  d e r  S chw e iz

Jahr Taschen­
uhren

Arm­
band­
uhren

Uhren
für

Kraft­
fahr­
zeuge

Werke
von

Taschen­
uhren

Vorge­
arbeitete

und
fertige

Bestand­
teile

einschl.
Roh­

werke

Stand­
uhren
und

Wecker

Uhr­
gehäuse
rohoder
fertig

Ge­
samte
Uhren­
ausfuhr

in Tausend Fr
1929 95033 97 037 4 965 70249 27915 2676 9 465 307339
1930 71301 84133 2 735 43 761 22416 2 365 6 742 233453
1931 38 839 54 259 3111 24 842 17 239 1 545 3 807 143642
1932 19671 33252 1382 16674 12573 687 2 064 86304
1933 18642 41727 1445 17 668 13 449 700 2 384 96015
1934 17627 46 914 1258 24 699 15291 722 2571 109081

bau der neueren Zeit eine aktivere Rolle spielen sollte als 
die halbamtliche Uhrenkammer. Zunächst bildeten sich 
drei verschiedene Berufsorganisationen, nämlich 1924 die 
F é d é r a t i o n  S u i s s e  de F a b r i c a n t s  d ’ H o r ­
l o g e r i e  („F. H.“ ), 1926 die E b a u c h e s  A.-G.2), 
1927 die Branchenvereinigung, Union des Branches 
Annexes de l’Horlogerie („Ubah“ ). Diese drei großen 
Verbände sind zur Wahrung ihrer allgemeinen Interessen 
in einer Konvention der Uhrenindustrie (Délégations 
réunies) zusammengeschlossen. Sie umfassen bei weitem 
die Mehrheit aller größeren Betriebe, soweit sie Quali­
tätsuhren hersteilen, doch sind zahlreiche kleine Betriebe 
unabhängig geblieben. Auch die bedeutende Industrie der 
billigen, sogenannten Roskopf-Uhren hat bisher noch keiner 
Organisation zugeführt werden können.
Zu den Aufgaben der Uhrenkonventionen gehört insbeson­
dere der für die schweizerische Uhrenindustrie besonders 
wichtige A u s f u h r s c h u t z .  Namentlich die Frage der 
Schablonenausfuhr hat zu wichtigen Abmachungen zwi­
schen den beteiligten Verbänden geführt, erstmalig im 
Jahre 1928, weiter 1931. Wenn Schablonen lose, also nicht 
zusammengesetzt, ausgeführt werden, betragen die Zoll-
2) Ebauche oder R ohw erk ist die U hrplatte , die B rücke aus Mes­
sing, die H auptte ile  des R äderw erkes u nd  die A ufzieheinrichtung. 
Die einzelnen U hrenbestandteile heißen F o urn itu ren , d a ru n te r  sind 
die Assortim ente (A nkerhem m ungen), die B alanciers (U nruhen ) und 
die Spiralen. U nter Schablone versteht man die säm tlichen B estand­
teile einer U hr m it A usnahm e des ^Zifferblattes, der Zeiger u nd  der 
Schale.

Z a h le n ta fe l 2. B e s t im m u n g s lä n d e r  d e r  U h renaus fuh r  
de r  S chw e iz

L än d er 1934 1933 1932 1931 1930 1929

1. E u r o p a ................... 73698 67 478
in T a 

59721
jse n d  F r  

98309 145 754 159413
d a v o n :

1. G ro ß b rita n n ie n ,
I r l a n d ................... 17 950 17536 14886 28305 35 499 28 421

2. F ra n k re ic h  . . . 8819 10158 8549 11 952 16 335 18147
3. I ta lien  . . . . . 10494 97 3 4 7 782 9706 15 927 18538
4. D eu tsch lan d  . . 12073 7 996 7 252 12478 25370 3 3940
5. S p an ien , P o r tu g a l 4 925 45 3 3 3692 4859 7881 9736
6. S k an d in av ien  . . 4748 37 2 8 3490 8204 12013 10241
7. B elg ien  . . . . 2 284 3 0 5 5 3097 4 064 4 857 4817
8. T sc h e ch o s lo w a k e i 31 2 0 2 985 37 7 6 4 621 5069 6386
9. H o llan d  . . . . 1923 2467 2177 3 210 45 9 9 4708

10. B a lk a n lä n d e r . . 2 020 1334 1244 2 918 4677 5367
11. O e s te rre ic h  . . . 1207 939 1377 3193 4 769 6069
12. P o l e n ................... 1588 1075 1107 2 11 5 3879 6346
13. R u ß la n d  . . . . 243 740 460 555 891 1222
14. U n g a rn  . . . . 1066 667 468 801 1696 2365
15. B altische  L ä n d e r 827 532 363 1328 2292 3109
II. A m erika  . . . . 19574 13754 12504 22818 5 1676 93781

d a v o n :
1. V e re in ig te S ta a le n 12 599 7 346 6947 13193 3 0677 64 924
2. K an ad a  . . . . 2 380 2115 2 602 4 208 6518 8218
3. A rg en tin ien  . . . 1626 1892 1351 2158 4 763 6443
4. B rasilien  . . . . 1 501 1034 431 409 1403 3067

111. A s i e n ................... 10413 10547 10708 17883 26404 39405
d a v o n :

1. B ritisc h -ln d ie n  , . 3298 3 501 3122 5 236 7217 9 940
2. C h i n a ........................ 2335 2 002 2 880 3918 5700 8009
3. J a p an  ........................ 2 327 2411 3031 6 697 9194 16 025
IV . A f r i k a ................... 3025 2 578 2137 3 545 5101 6329
V. A u s tra lie n  . . . 2 371 1502 1 173 1055 450 6 8401

VI. V ersch ied en e  . . — 155 61 32 12 11

S um m e 109081 96015 86 304 143 642 233453 307339

sätze nach Gewicht nur etwa x/io bis V 20 des Zolles für 
die fertigen Schablonen. Dabei wird aber die Arbeit zur 
Vollendung der Uhr den schweizerischen Arbeitern ent­
zogen, weiter ist die aus Schablonen fertiggestellte Uhr 
im Wettbewerb mit der fertig eingeführten Uhr begünstigt, 
endlich bilden sich in Ländern, die bisher keine Uhren - 
industrie hatten, Uhrmacherzentren auf Kosten der schwei­
zerischen Uhrenindustrie. Deshalb verpflichteten sich die 
schweizerischen Uhrenverbände gegenseitig zunächst zu 
einer Beschränkung der Schablonenausfuhr auf bestimmte, 
mengenmäßig begrenzte Kontingente nach Polen, Japan 
und Deutschland; 1931 wurde die Sehablonenausfulir nur 
auf Deutschland beschränkt, da die Schweiz hier den neu- 
geschaffenen deutschen Schablonenfabriken entgegentreten 
wollte.
Um eine Umgehung der Konventionsbestimmungen durch 
Außenseiterwerke zu verhindern, wurde ferner im Jahre 
1931 durch die Konventionsfirmen die A l l g e m e i n e  
S c h w e i z e r i s c h e  U h r e n i n d u s t r i e  A.-G. ge­
gründet, von deren Aktienkapital von 50 Mill. Fr die 
Bundesregierung 13,5 Mill. Fr zur Verfügung stellte, 
während der Rest zur Hälfte von Banken, zur Hälfte von 
der beteiligten Industrie aufgebracht wurde. Die All­
gemeine Schweizerische Uhrenindustrie A.-G. erwarb die 
Aktienmehrheit der Ebauches A.-G. und kaufte bis auf 
zwei alle freien Rohwerkfabriken auf, ferner 19 Hem­
mungenfabriken und 32 Unruhefabriken.
Endlich gehört zu dem Aufbau der Uhrenindustrie-Organi­
sation noch die 1928 gegründete F i d u c i a i r e  H o r -  
I o g e r e  S u i s s e  („Fidhor“ ), die im Aufträge der die 
Uhrenindustrie stützenden Banken eine Überwachung und 
Prüfung der Einhaltung der Konventionen ausübt.
Die schweizerische Uhrenindustrie führt etwa 95 % ihrer 
Erzeugung aus. Sie hat deshalb schwer unter den Wirkun­
gen der Weltkrise gelitten. Erst seit 1933 ist wieder eine 
leichte Steigerung der tief gesunkenen Ausfuhr eingetre­
ten (Zahlentafel 1). Der Ausfuhrrückgang wird lediglich 
der wirtschaftlichen Krise in .der ganzen Welt zugeschrie­
ben, nicht etwa ausländischem Wettbewerb; die amerika­
nische und die französische Uhrenindustrie haben den glei­
chen Ausfuhrrückgang zu verzeichnen. Die neue Pforz- 
heimer Uhrenindustrie kann zwar nach schweizerischer 
Auffassung der Schweiz gewisse Gefahren für die Zukunft 
bringen, sie wird aber bei weitem nicht als ausschlag­
gebend für den Rückgang des Geschäftsumfanges der 
schweizerischen Uhrenindustrie angesehen.
Die schweizerische Uhrenausfuhr nach Deutschland war 
von 1929 his 1932 auf weniger als ein Viertel zurüekgegan- 
gen (Zahlentafel 2). Sie hat sich bei der Besserung der 
deutschen Kaufkraft in den letzten beiden Jahren wieder 
etwas gehoben und hat im Jahre 1934 wieder ungefähr den 
Stand von 1931 erreicht.
Die Gesamtausfuhr der schweizerischen Uhrenindustrie 
war von 1929 bis 1932 dem Wert nach auf fast genau ein 
Viertel zurückgegangen. Sie hat sich seither wieder um 
eine Kleinigkeit gehoben und im letzten Jahre den Wert 
von 109 Mill. Schweizerfranken erreicht (rd. 88 Mill. RM). 
Im Vergleich dazu betrug die deutsche Ausfuhr an Uhren 
im Jahre 1929 noch rd. 67 Mill. RM, sie ist bis auf 
31 Mill. RM im vorigen Jahre gesunken. Die Schrump­
fung der deutschen Uhrenausfuhr (auf rd. 46 % in der 
genannten Zeit) ist also bedeutend geringer als die der 
Schweiz. Nach dem Stande des letzten Jahres betrug aber 
der Wert der deutschen Uhrenausfuhr insgesamt nur etwa 
35 % der schweizerischen. " Sp. [2424]

Chemische Industrie

Deutsche Druckerschwärze am Weltmarkt
Die Ausfuhr von Druckerschwärze ist in den letzten Jah­
ren stark zurückgegangen und hat sich auch in den beiden 
ersten Monaten 1935 wenig erholen können. Sie betrug 
im Jahre 1930 noch 11 499 dz im Werte von 2 770 000 RM. 
Im Jahre 1934 ist die Ausfuhr auf 7331 dz zurückgegan­
gen, und der Wert betrug noch weniger als die Hälfte des­
jenigen von 1930, nämlich 1 345 000 RM. In den Mo­
naten Januar und Februar 1935 waren es 1151 dz im 
Werte von 218 000 RM gegen 1101 dz im Werte von 
199 000 RM in der entsprechenden Zeit des Vorjahres.
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Z a h le n ta fe l 1
Ausfuhr  von D ru c k e rs c h w ä rz e  s e i t  dem Ja h re  1930

1930 11 499 dz im Werte von 2 770 000 RM
1931 10 479 „ » n » 2 383 000 »
1932 8 376 » » n 1 683 000 »

1933 8 395 n y> n n 1 525 000 »
1934 7 331 n „ V n 1 345 000 1)

Jan./Febr. 1934 1 101 i f n » 199 000 n
1935 1 151 n » 218 000 „

Die Ausfuhr nach den Hauptausfuhrländern war nur nach 
den Niederlanden und Brasilien im Jahre 1934 geringer 
als 1933.

Z ah le n ta fe l 2. H a up ta us fuh r län de r

1933 1̂ 3 \

S a a rg e b ie t...................................... 546 dz 642 dz
I ta lie n .............................................. 790 » 896 »>
Niederlande...................................... 1608 » 1243 *>
S c h w e iz .......................................... 513 572 n
Britisch-Indien - ......................... 293 1) 324 »
B rasilien .......................................... 311 n 281 n
In den beiden ersten Monaten des Jahres 1935 ist die 
Ausfuhr nach den Niederlanden von 146 dz auf ‘224 dz 
und nach Italien von 123 dz auf 176 dz gestiegen.

[2481]
Länderberichte

Wirtschaft und Verteidigung in Japan
Der Begriff der nationalen Verteidigung deckt sich völlig 
mit der Auffassung vom Dasein des Staates und der Ent­
wicklung seiner gesamten Lebenskräfte. Es ist daher nicht 
verwunderlich, daß Japan nach der Regelung der Fragt' 
der chinesischen Ostbalm und der dadurch bewirkten zeit­
lichen Entspannung seiner Beziehungen mit Sowjetruß- 
land seine Ausdehnungsbestrebungen auf dem asiatischen 
Kontinent unvermindert aufrechterhält. Den Beweis haben 
wir in der Entfaltung einer groß angelegten diplomatischen 
Tätigkeit mit dem Ziele einer Annäherung an Nanking, die 
geeignet wäre, die englisch-amerikanische Einflußsphäre 
allmählich zu beseitigen, Japan den großen chinesischen 
Markt zu sichern und ihm anderseits eine aktivere Politik 
gegenüber Rußland erlauben würde. Vom Standpunkt der 
nationalen Verteidigung ist nach den Veröffentlichungen 
des Pressebüros des japanischen Kriegsministeriums derwirt- 
sehaf'tliche Aufbau des Landes noch unzureichend. Bisher 
hat sich das Bild der japanischen Wirtschaft im wesent­
lichen nach den Grundsätzen des Individualismus ent­
wickelt. Weiterhin die Erzeugung auf der Grundlage 
individuellen Gewinnstrebens fortsetzen zu wollen, würde 
keinesfalls den allgemeinen Interessen des Landes dienlich 
sein, verbreiten sieh doch mit zunehmendem Wettbewerb 
der einzelnen untereinander Gedankengänge, die zur Ent­
stehung von Klassengegensätzen führen, und ist doc-h das 
Volksvermögen ungleich verteilt, wobei die große Masse 
darben muß und Arbeitslosigkeit sowie Verarmung bei 
den kleinen und mittleren Gewerbetreibenden zunehmen. 
Die Festlegung eines Lebensstandards ist in einer indivi­
dualistischen Wirtschaftsordnung unmöglich; sieht man 
jedoch das Problem ausschließlich vom Standpunkt der

nationalen Verteidigung, so kommt man zu folgender Er­
kenntnis:

1. Jede Wohlstandssteigerung der Nation und Entwick­
lung ihrer Lebenskräfte soll ihre Verwirklichung in der 
moralischen und wirtschaftlichen Seite des nationalen 
Gedankens finden.

2. Der Arbeitswille der gesamten Nation soll durch ge­
rechte Entlohnung und Festigung der Einkommensver­
hältnisse der arbeitenden Volksschichten einen neuen 
A uftrieb erfahren.

3. Eine bessere Organisation des Finanzwesens und der 
industriellen Erzeugung soll die restlose Ausnutzung 
der natürlichen Quellen und die Hebung von Industrie 
und Handel, stets ausgerichtet auf die nationale Ver­
teidigung, ermöglichen.

4. Privatinitiative und Erfindergeist sollen nur insoweit 
gefördert werden, als sie den Interessen des (Staates 
nicht zuwiderlaufen.

5. Das Steuersystem soll gerecht und billig sein.
Das wichtigste Problem ist zur Zeit die landwirtschaftliche 
Not, deren Ursachen mannigfaltig sind, von denen aber 
eine Reihe in dem immer größer werdenden Gegensatz 
zwischen iStadt und Dorf zu suchen ist. „Wiedergeburt des 
Dorfes“ ist wie bei uns eine Forderung des Tages! Die 
Auffassung des Kriegsministeriums geht dahin, daß man 
im Frieden alles vorbereiten muß, um im Ernstfälle die 
Wirtschaft reibungslos in den Dienst der Verteidigung 
stellen zu können. Die notwendigen Voraussetzungen hier­
für sind:

a) Begünstigung jener Erzeugungszweig'e, bei denen im 
Kriegsfälle ein Mangel eintreten kann;

b) eingehendes Studium der Ersatzindustrien und Schaf­
fung von ausreichenden Vorräten. London und Washing­
ton wissen z. B. sehr genau, daß es Japan an Treib­
stoff fehlt, daß es 80 %  seines Bedarfs bei der Standard 
Oil und der Royal Dutch decken muß, und daß es seine 
Treibstoifunäbhänjgigkeit durch den Gebrauch von syn­
thetischem Benzin.frühestens in 4 bis 5 Jahren gewin­
nen kann. — In dem Zusammenhang interessieren auch 
noch die großen Viehaufkäufe Japans in Argentinien, 
das an Ort und Stelle zu Konserven verarbeitet wird. 
— Die Heeresverwaltung der USA dagegen kauft große 
Mengen von Y e r b a m a t e t e e  auf und sucht seine 
Truppen an den Genuß dieses Getränkes zu gewöhnen, 
könnte doch der Schwarztee des Fernen Ostens zu gege­
bener Zeit ausibleiben;

c) Orientierung der Bedarfsdeckung nach jenen auslän­
dischen Quellen, die man auch im Kriegsfälle erreichen 
k ann ;

d) Begünstigung aller Bestrebungen fü r die Ausfuhr von 
überschüssigen Waren.

Die äußerst wichtige Rolle, die die Armee in der poli­
tischen Entwicklung Japans spielt, verleiht den Veröffent­
lichungen des Kriegsministeriums eine besondere Note, wen­
den sie sich doch an die öffentliche Meinung des Landes 
und bereiten so die gesamte Nation für die Verteidigung 
vor. Japan hat aus dem großen Völkerringen von 1914/18 
gelernt, wenn es in seiner Bevölkerung einen geschlossenen 
Willen im Kampf mit äußeren Feinden großzieht.

Dipl.-Kaufmann A lfred Betz, Stuttgart
[2419]

SCHRIFTTUM
| Wirtschaftswissenschaft und -politik | 

Deutschlands wirtschaftliche Lage 
an der Jahreswende 1934/35
Als Manuskript gedruck te  Schrift der  Reichs-Kredit-Gesell- 
schaft  A. G., Berlin
Die Reiehs-Kredit-Gesellsehaft zu Berlin gibt halbjährlich 
eine Übersicht über alle wirtschaftlich wichtig erscheinen­
den Vorgänge der deutschen Wirtschaft, deren letzte unter 
dem obengenannten Titel bald nach der Jahreswende er­

schien. Diese Schriften zeichnen sich durch eine über­
raschend schnelle und zuverlässige Berichterstattung aus. 
Die Ergebnisse liegen in dieser Form eher als die amtlichen 
vor und sind dabei durchaus zuverlässig.
Zunächst wird im allgemeinen an Hand der durch Schau­
bilder ergänzten amtlichen Indices die Erzeugung, der Ver­
brauch und der Absatz der industriellen Wirtschaft dar­
gestellt, wobei besonders zeitgemäße Fragen eingehender 
behandelt werden. Von Vorteil ist dabei, daß bei allen 
Zahlenangaben und graphischen Darstellungen bis auf die
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Zeit von 1928 zurückgegangen wird, wobei, wenn möglich, 
auch die Vorkriegsergebnisse Berücksichtigung finden. 
Unter den Stichworten: Landwirtschaft, Arbeit und Ein­
kommen, Einzelhandel und Verbrauch, Preise und Vorräte, 
Außenhandel und Währung, Kreditmärkte u. a. werden 
dann in sehr sachverständigen Ausführungen die gegebenen 
Zahlenangaben verarbeitet, so daß sich in der Gesamtheit 
ein guter Überblick über die deutsche Wirtschaftslage er­
gibt, auf der ändern Seite aber auch über Einzelfragen 
unterrichtet wird. Als Anhang wird in Form von Sehau- 
bildern eine Übersicht über die internationale Entwicklung 
gegeben, indem aus rd. 30 europäischen und überseeischen 
Ländern die wichtigsten Daten bezüglich der industriellen 
und Handelstätigkeit, der Arbeitslosigkeit, des Geld- und 
Kapitalmarktes zusammengetragen werden.
Es wäre zu wünschen, daß diesen Arbeiten die Beachtung 
zuteil wird, die ihnen zukommt. Norden [2432]

Zur Frage der Landesplanung
Zu den großen Versäumnissen der Vergangenheit gehört 
das Unterlassen der Voraussicht über die Schäden über­
triebener Großstadtbildung und mancher sonstigen Sied­
lungsverschiebung im Rahmen der inneren Wanderungen 
der Bevölkerung. Wenngleich die ganz großen Siedlungs­
entscheidungen in den Grenzen unseres Vaterlandes in 
dieser hinter uns liegenden Zeit der stärksten Bevölke­
rungszunahme und entscheidender technischer Neuerungen 
schon gefallen sind, und leider, wie auch in ändern Län­
dern, an vielen Stellen in Richtungen, die wir rückblickend 
als falsch erkennen, so haben wir doch noch alle Ursache, 
uns mit diesen Fragen zu befassen. Das ist Aufgabe 
dessen, was wir heute unter „Landesplanung“ verstehen.
Die Landesplanung vermag noch manchen Fehler der Ver­
gangenheit zu mildern, überfüllte Siedlungsgebiete auf- 
zuloekern, eine gesundere Industrieverteilung anzubahnen, 
das Verkehrsnetz den Zukunftsaufgaben besser anzupassen 
und in diesem Rahmen die Gefahren von Arbeitslosigkeit 
und unproduktiver (Leerlauf-) Beschäftigung zurüekzu- 
drängen. Auf kaum einem Gebiet wird das Ineinander­
greifen von Wirtschaft und Technik, werden die ungeheu­
ren Auswirkungen dieser beiden Lebenskreise auf das Ge­
samtleben der Nation und das Schicksal des einzelnen so 
deutlich wie auf diesem. Hier lernt man, daß fast keine 
scheinbar noch so nebensächliche privatwirtschaftliche und 
technische Handlung ohne Rückwirkung auf die gesamte 
Umwelt bleibt. Mit einer Fülle von Einzelbeziehungen hat 
man sich auseinanderzusetzen. Ich habe 1923 in einem 
Vortrag in einer Vorstandsitzung eines Wirtschaftswissen­
schaftlichen Ausschusses der Handelskammer Hannover 
den Versuch gemacht, die hauptsächlichsten Stichworte zu­
sammenzutragen, die die wirtschaftliche Gesamtlage und 
das Ineinandergreifen in diesem. Sinne kennzeichnen, und 
war selber erstaunt, auf was für eine Fülle von Zusammen­
hängen man dabei stößt (veröffentlicht im Einführungs­
heft der Wirtschaftswissenschaftlichen Gesellschaft zum 
Studium Niedersachsens in Hannover).
Jetzt hat Professor Brüning-Hannover eine sehr be­
merkenswerte Arbeit auf dem Gebiet der Vorbereitung der 
Landesplanung im Aufträge der Hannoverschen Provin­
zialverwaltung veröffentlicht1). Es handelt sich um einen 
Atlas, der in ausgezeichneten Karten und Schaubildern alle 
erdenklichen Zusammenhänge der Landesplanung aufzeigt, 
die sich kartographisch darstellen lassen. Die Arbeit ist 
auf die Provinz Hannover abgestellt, sie erscheint aber 
darüber hinaus vorbildlich für ähnliche Arbeiten in ändern 
Teilen des Reichs. Keiner wird an dieser Arbeit Vorbei­
gehen können, der sich mit Landesplanungsfragen zu be­
fassen hat. Prof. Dr. Otto Goebel-Hannover [2362]
l)  A t l a s  N i e d e r  S a c h s e n .  N a tu r u nd  Bevölkerung, Sied- 
lungs-, W irtschafts- und  V erkehrsverhältn isse eines deutschen K ultur- 
u nd  Leben sraum es. Übersichten fü r  W irtschafts- u nd  Siedlungs­
p lanung. Von K u rt B rü n in g . O ldenburg i. O. 1934, V erlag G erhard 
Stalling. 122 K artenb lä tter. P reis  geb. 36 RM.

Die Arbeitslosigkeit der Gegenwart. Herausgegeben 
von Manuel Saitzew. I. Teil: Sachverhalt und Pro­
blemstellung. II. Teil: Deutsches Reich I. III. Teil: 
Deutsches Reich II. München und Leipzig 1932/1933, 
Verlag von Duncker & Humblot. Preis 7,50 RM, 
8,40 RM, 9 RM.

Im I. Teil gibt der Herausgeber Begründung, Methode und 
Arbeitsplan dieser vom Verein für Sozialpolitik unter­
nommenen Untersuchung. Die Arbeitslosigkeit wird in ihre 
konstante (normale), kurzwellige (saisonale), mittelwellige 
(konjunkturelle) und langwellige (strukturelle) Kompo­
nente zerlegt. Die ersten drei Komponenten, nach Ursache, 
Größe und Verlauf verhältnismäßig leicht erfaßbar, wer­
den aus der Untersuchung ausgesehieden. Es wird der Ver­
such gemacht, die nicht immer zuverlässigen Statistiken so 
zu bereinigen, daß die Tendenz der strukturellen Arbeits­
losigkeit, die aus Strukturwandlungen der Wirtschaft ent­
steht, erkenntlich wird. Hierbei kommt es weder auf die 
exakte Größenbestimmung noch auf die Ermittlung des vor­
aussichtlichen Verlaufs an, sondern auf die Festlegung 
eines ausreichenden Spielraums, in der sie größenmäßig 
liegen könnte, und die Erkennung ihrer steigenden oder 
fallenden Tendenz.
Die Ursachen der strukturellen Arbeitslosigkeit, die andere 
sind als die der saisonalen oder konjunkturellen Arbeits­
losigkeit, werden nach 8 Gesichtspunkten geordnet, die 
für die anschließenden Sonderuntersuchungen als Weg­
weiser dienen sollen. Für Deutschland sind sie für den 
Stand von 1932 abgeschlossen, für Großbritannien, Frank­
reich und die Schweiz sollen sie folgen. Die Sonderunter­
suchungen erstrecken sieh für das Deutsche Reich (II 
und III) auf (Steinkohlenbergbau, eisenschaffende Indu­
strie, Bauwirtsehaft, Automobilindustrie, Braunkohlenberg­
bau, Maschinenindustrie, Chemische Industrie und Tabak­
industrie.
Vergleicht man ihre Ergebnisse mit der Aufgabenstellung, 
so zeigt es sich, wie berechtigt einerseits die Beschränkung 
des Herausgebers lediglich auf die Ordnung der Ursachen 
ohne Einschätzung ihrer Bedeutung für die Folgen und wie 
sehr anderseits die Aufklärung der Verhältnisse durch 
branehenmäßige Sonderuntersuehungen erforderlich ge­
wesen ist. So ist z. B. in der Aufgabenstellung eine 
Gruppe der Ursachen als „industriepolitische“ (Rationali­
sierung, Monopolisierung und technischer Fortschritt) auf­
geführt. Die Sonderuntersuchungen lassen in jeder der 
oben angeführten Industrien andere Begriffsinhalte, andere 
Voraussetzungen, andere Ziele und Ergebnisse und daher 
auch andere Rückwirkungen auf die Arbeitslosigkeit er­
kennen. Ähnlich verhält es sich bei den übrigen Ursachen. 
Es wäre zu begrüßen, wenn die Untersuchung als Gegen­
stück zur Aufgabenstellung auf Grund der Ergebnisse der 
Sonderuntersuchungen mit einer Bewertung der Ursachen 
der strukturellen Arbeitslosigkeit abschließen würde.

H innenthal [2443]

Die Rationalisierung der W irtschaftsprozesse in
ihren Auswirkungen auf den in der Wirtschaft tätigen
Menschen und seine Erziehung. Von Carl Matthes.
Zürich, Leipzig und Stuttgart 1932, Verlag Rascher
& Cie., A. G. 131 S. Preis 3,20 RM.

Die kleine Schrift, deren Besprechung aus besondern Grün­
den verzögert ist, ist mit einer an sich erfreulichen Frische 
verfaßt. In dem letzten Abschnitt, der die Auswirkung der 
Rationalisierung auf den in der Wirtschaft tätigen Men­
schen behandelt, fühlt man, daß der Verfasser, der offen­
bar selbst in der Werkstattspraxis steht, festen Boden 
unter den Füßen hat. Schade, daß dieser Abschnitt, von 
dem man nach dem Untertitel des Buches eine größere 
Ausführlichkeit eigener Erfahrungen hätte erwarten dür­
fen, nicht zum eigentlichen Inhalt des Buches gemacht 
worden ist.
Die vorhergehenden Teile „Wirtschaftlicher Rationalis­
mus“ und „Probleme der Rationalisierungsbewegung“ 
lassen sich auf so kleinem Raum nur oberflächlich streifen. 
Sie bringen wenig Neues. Die Ausführungen sind weder 
auf einen einheitlichen Zweck, noch auf einen vorgestellten 
Leserkreis abgestellt. H innenthal [2444]

Verkehr

Die Grundlagen der Verkehrswirtschaft. Von C.
Pirath. Berlin 1934, Verlag Julius Springer. 263 S. 
Preis 19,50 RM.

Kein Wirtschaftszweig ist in seiner w i r t s c h a f t ­
l i c h e n  Seite literarisch so wenig erfaßt wie das Ver­
kehrswesen, und nirgends ist die Behandlung so unvollkom­



men, e i n s e i t i g  und rückständig wie hier. Das Inter­
esse an Verkehrsfragen ist, aus durchaus begreiflichen 
Gründen, überaus gering. Das beweist nicht nur das 
Schrifttum, sondern auch der Besuch der verkehrswissen­
schaftlichen Vorlesungen an den Hochschulen. Die Be­
tätigungsmöglichkeiten im Verkehr sind für den Wirt­
schafter gleich Null, und der Einfluß der privaten Wirt­
schaft auf Führung und Tarifpolitik der Verkehrsbetriebe 
ist nicht viel größer. Die monopolistischen Eisenbahnen 
besitzen am Verkehrsumfang den Löwenanteil, und für 
Wirtschafter ist in diesen Wirtschaftsbetrieben nach alter 
Überlieferung kein Raum. Bei dem tiefen Stand des ver­
kehrswissenschaftlichen Schrifttums und den zahlreichen 
neuen Verkehrsfragen wird jedes neue Werk über Ver­
kehrswesen warm begrüßt.
Die bisher beste und ausführlichste deutsche Arbeit über 
das Verkehrswesen ist die von Sax, die freilich schon reich­
lich überholt ist. Nun legt Pirath ein neues Werk vor, das 
er überaus vielversprechend „Die Grundlagen der Verkehrs­
wirtschaft“ nennt. Es ist verständlich, daß man mit Span­
nung zu dieser Arbeit greift.
Das Ziel des Verfassers ist überaus hoch: eine Gesamt­
darstellung des Verkehrswesens. Er gliedert den gewal­
tigen Stoff in folgender Weise: I. Die Verkehrswirtschaft 
und ihre Bedeutung für die Allgemeinwirtschaft, II. Die 
Verkehrsbedlirfnisse und die Ausdrucksformen des Ver­
kehrs, III. Das Verkehrsbild im heutigen Verkehrswesen, 
IV. Die betriebs- und verkehrswirtschaftlichen Grundlagen 
der verschiedenen Verkehrsmittel, V. Wissenschaftliche 
Betriebsführung im Verkehrswesen, VI. Die organisatori­
schen Grundlagen der Verkehrsmittel, VII. Die Synthese 
der verschiedenen Verkehrsmittel im Dienste der Volkswirt­
schaft.
Diese G l i e d e r u n g  befriedigt in keiner Weise. Sie muß 
zu zahlreichen Wiederholungen führen und ist alles andere 
als erschöpfend. Und was heißt: „Ausdrucksformen“ des 
Verkehrs1?, was „Das Verkehrsbild“ ? Sind nicht die 
„organisatorischen“ Grundlagen (VI) ein Hauptteil der be­
triebswirtschaftlichen Grundlagen (IV)? Von einer
scharfen Scheidung zwischen „betriebs- und verkehrswirt­
schaftlichen“ Grundlagen kann nirgends die Rede sein, 
ganz abgesehen von der in den Wirtschaftswissenschaften 
nicht gebräuchlichen Terminologie des Verfassers. Die 
wissenschaftliche Betriebsführung (V) ist ein Teil der be­
triebswirtschaftlichen Grundlagen, bildet hier aber einen 
selbständigen Hauptteil (V), der freilich nur drei Seiten 
umfaßt.
Wie wenig e r s c h ö p f e n d  die Darstellung ist, sei an 
einigen Beispielen dargelegt: Die P r e i s b i l d u n g  der 
Verkehrsmittel, eines der Hauptprobleme, ist überaus 
mager, umfaßt ganze zehn Seiten. Außerdem bleibt ihre 
Darstellung völlig im üblichen Rahmen stecken. Die 
neuere Forschung und die veränderten Verhältnisse (Kraft­
wagen!) werden nicht berücksichtigt. Eine Lösung des 
neu entstandenen Tarifproblems wird in keiner Weise ge­
zeigt. Ferner wird die so wichtige F i n a n z i e r u n g s ­
f r a g e  kaum berührt (S. 92 bis 100). Eine auch noch so 
knappe geschichtliche Darstellung, die gerade im Verkehrs­
wesen unerläßlich ist, fehlt. Dafür werden aber um so 
mehr zum Teil entbehrliche bildliche Darstellungen und 
Karten gegeben, z. B. auf den Seiten 52 bis 73.
Man empfindet überall, daß diese Wirtschaftslehre des Ver­
kehrs kein Wirtschafter geschrieben hat. Insbesondere zei­
gen dies die ersten 50 und die letzten 20 Seiten, wo die 
„Verkehrsbedürfnisse“ und die „Synthese der Verkehrs­
mittel im Dienste der Volkswirtschaft“ dargestellt werden. 
Schon der Ausdruck „Verkehrswirtschaft“ hat in der Wirt­
schaftswissenschaft einen ganz ändern Sinn als den einer 
„Wirtschaftslehre der Verkehrsbetriebe“, in dem der Ver­
fasser ihn gebraucht.
Wie sehr der Verfasser die Verkehrsfragen im Sinne der 
E i s e n b a h n e n  sieht, zeigt sich in der ganzen Arbeit, 
insbesondere in den Ausführungen zur „Synthese der Ver­
kehrsmittel“ (S. 238 ff.), aber auch in den Abschnitten 
„Das Verkehrsbild“, die „Wirtschaftlichen Leistungen“ und 
die „Preisbildung“.
Die weitaus besten Teile sind die t e c h n i s c h  f u n ­
d i e r t e n ,  insbesondere die „Leistungsfähigkeit“ und die

„Sicherheit der Verkehrsmittel“, obschon die „Sicherheit“ 
verhältnismäßig zu weitläufig dargestellt ist.
Angenehm berührt die r e i c h e  M a t e r i a l f u n d i e ­
r u n g ,  in der Materialsammlung muß man sogar das 
Wertvollste an dieser Arbeit sehen, zumal da sie gerade im 
Verkehrswesen sehr wichtig, aber überaus schwierig ist. 
Die vielen Zahlentafeln und sonstigen Zahlenangaben tra­
gen viel zur Klärung der komplizierten Verhältnisse im 
Verkehrswesen bei, obschon viele Zahlen, die zum Teil 
offenbar geschätzt sind, einer großen Skepsis begegnen 
werden. Schade, daß die Quellen nicht besser angegeben 
sind, so daß man die Zahlen nur schwer naehprüfen kann.
Die S p r a c h e  ist überaus wortreich und häufig überstei­
gert, was zur Klarheit nicht gerade beiträgt. Einige Bei­
spiele: „Die Haupttätigkeitsgebiete der einzelnen Men­
schen oder einer Gruppe von Menschen finden ihren Zu­
sammenfluß und ihre Wechselbeziehungen in der Wirt­
schaft“ (soll damit die Wirtschaft charakterisiert werden?) 
— oder: „Auch ihr Gesetz ist es daher, niemals zu seinj 
sondern immer zu werden“ usw.
Die angewandten tragenden B e g r i f f e  sind häufig sehr 
vieldeutig und unscharf, wie z. B. die schon angeführten: 
Verkehrsbild, Ausdrucksformen des Verkehrs u. v. a.
Insgesamt liegt die Stärke der Arbeit in den vielen E i n ­
z e l  tatsachen und Zahlen, e i n z e l n e n  Ideen und e i n ­
z e l n e n  Teilausfiihrungen. Zu einer systematischen, 
geschlossenen Darstellung ist der Verfasser nicht gekom­
men, was aber bei der Fülle des Stoffes und dem dauernden 
Fluß der Vorgänge im Verkehrswesen nicht zu verwundern 
ist. So bleibt die Arbeit von Sax  auch weiterhin die beste 
auf dem so spröden Gebiet des Transportwesens.

Konrad Mellerowicz [2434]

Wirtschaftsprüfung

Die Schätzung von industriellen Grundstücken und 
Fabrikanlagen sowie von Grundstücken und Gebäu­
den zu Geschäfts- und Wohnzwecken. Von Brich 
Heideck. Berlin 1935, Verlag Julius Springer. 143 S. 
67 Abb. 62 Zahlentaf. Preis 16,50 RM und 18 RM.

Der Verfasser, Leiter der bau- und masehinenteehnisehen 
Abteilung der AEG-Fabriken, hat mit der Herausgabe 
seiner Abhandlung sowohl den Sachverständigen als auch 
den Wirtschafts-Treuhändern und den schaffenden Bau­
meistern eine Reihe wertvoller Zahlen aus seiner lang­
jährigen Praxis an die Hand gegeben. Es sind weniger 
theoretische Ausführungen als in der Hauptsache Angaben 
über die Art und Weise, wie Größe, Wert und Raum von 
Industriebauten aller Art und verschiedenen Querschnitts 
auf Grund der Friedenspreise berechnet werden. Die Ab­
handlung enthält insgesamt 62 Tafeln mit Kurven und 
Diagrammen. Sie kann auch zur überschlägigen Berech­
nung von Bauentwürfen dienen. Das Buch kann bestens 
empfohlen werden.

*4. A. Schubert VD I, Geheimer Baurat [2388]

Organisation

Grundlagen der Organisationslehre. Von Fritz Nord- 
sieck. Stuttgart 1934, C. E. Poeschel Verlag. 188 S. 
mit zahlreichen Abb. Preis geh. 9,40 RM.

Der Verfasser will, im Gegensatz zum Buchtitel „Organi­
sations l e h r  e“, wie er schreibt, der neu entstehenden 
W i s s e n s c h a f t  von der Organisation e i n e  G r u n d ­
l a g e  geben und deren typische Einstellung herausarbeiten. 
Das Buch hat daher ganz systematischen Charakter. Daß 
dem Verfasser auch praktische Vorkenntnisse in weitem 
Maße eigen sind, hat sein Buch über die schaubildliche Er­
fassung und Untersuchung der Betriebsorganisation ( Stutt­
gart 1932) bewiesen. Ob es richtig war, schon jetzt zu so 
fertigen Schlüssen zu kommen, sei dahingestellt. Für ihn 
ist „Organisation ein System geltender organisatorischer 
Regelungen, deren Sinnzusammenhang durch die oberste 
B e t r i e b s a u f g a b e  gegeben ist“. Die Einengung auf 
die Betriebstruktur ist bewußt. Plenges allgemeiner 
Begriff als „Bewußte Lebenseinheit aus bewußten Teilen“



wird also abgelehnt, da Plenge die Organisationslehre dem 
Verfasser zu allgemein als Grundprinzip faßt.
Der spezielle Standpunkt für die Betrachtung ist der, „daß 
das Verstehen der organisatorischen Erscheinungen aus den 
A u f g a b e n  heraus erfolgen müsse“. Hierauf legt der 
Verfasser als grundlegenden Grundbegriff der Organi­
sationslehre größten Wert, und zwar wird die Wurzel der 
Aufgabenbereiche in der sozialen Aufgabe gesehen. Setzt 
nicht aber die bisherige Anschauung über „Organisation als 
die Verbindung von Einzelwesen zu einem einheitlichen 
Ganzen, derart, daß jene zu wechselseitig verbundenen, 
a r b e its te ilig e n  Organen des Ganzen werden“ , auch eine 
Berüeksiehtigupg des Ganzen voraus?
Ein besonderes Kapitel befaßt sich in diesem Sinne be­
gründend mit der Stellung zu den verwandten Wissen­
schaften: zur Soziologie, Technik, Betriebswissenschaft, 
Nationalökonomie und Rechtslehre. Das Wesen der Orga­
nisation als Idealbegriff wird in ändern Kapiteln ebenso 
behandelt wie die Problematik der Organisierbarkeit und 
deren Grenzen. Über die Beziehungs- und Ablaufslehre 
verbreitet sich der Verfasser gleichfalls, begleitet von zahl­
reichen Schaubildern. Ein Anhang zeigt in Stichworten die 
Disposition einer Lehre von der Organisationstechnik.
Das sehr zeitgemäße Buch wird sicher noch Gegenstand 
wissenschaftlicher Erörterung werden, um so mehr als vor 
einiger Zeit das Buch von Rennig  über das gleiche Thema 
erschienen ist. Ein Jahr zuvor hat Schönpflug im „Me­
thodenproblem in der Einzelwirtschaftslehre“ „die Einzel­
wirtschaftslehre ihrem innersten Wesen nach am zu­
treffendsten als Organisationslehre“ gekennzeichnet. Hierin 
gerade sieht er  die spezifische Eigenart der Einzelwirt­
schafttslehre begründet, die ihr eine selbständige Geltung 
im Kreise der Wissenschaft verschafft. All dies zeigt aber, 
daß es doch noch einer weiteren Läuterung der Grund­
voraussetzungen und damit der Ergebnisse über die Orga­
nisationslehre, also auch der vom Verfasser vorgelegten, 
bedarf. Dr. Brandi [2368]

Die rationelle Gestaltung der chem isch-technischen  
Produktion. Von Hans Hoppmann. Berlin 1934, 
Verlag Chemie G. m. b. LI. 140 S. mit 26 Abb. u. 
10 Tab. Preis geh. 8 RM, geb. 9 RM.

Der Verfasser hat mit dem vorliegenden Werk kein neues 
Lehrbuch der chemischen Technologie geschaffen, und er 
hat auch von vornherein bewußt auf eine derartige Ziel­
setzung verzichtet. Seine Absichten gehen nach einer 
ändern Richtung: er macht den Versuch, die Gesamtheit 
der chemisch-technischen Verfahrensweise unter dem Ge­
sichtspunkt einer rationellen Gestaltung aller mit der 
chemischen Gütererzeugung zusammenhängenden Einzel­
bedingungen zu erfassen. Damit sagt er im einzelnen zwar 
Dinge, die einem größeren Kreis bekannt sind, die aber 
in der besondersartigen Zusammenstellung, in der sie hier 
geboten werden, ein anderes, neues Gesicht bekommen.
Das Ziel, das sich der Verfasser gesteckt hat, ist hoch, 
besonders für ein Gebiet der Wissenschaft, bei dem nicht 
einmal die Grenzen fest Umrissen sind. Aus dem letzten 
Grund heraus hat der Verfasser offenbar auch besondern 
Wert darauf gelegt, die Abweichungen des chemisch- 
technischen Arbeitens von den Arbeitsweisen der mechani­
schen Technologie herauszuarbeiten und abzugrenzen. Er 
geht dabei vom Wesen der chemischen Gütererzeugung aus 
und behandelt die Rationalisierung erstens in bezug auf 
den Stoffverbrauch, zweitens hinsichtlich der Möglichkeit 
von Einsparungen am eigentlichen Arbeitsaufwand und 
drittens im Hinblick auf die Gestaltung der Apparate. In 
allen diesen Abschnitten werden die rein theoretischen Dar­
legungen ausgiebig durch Beispiele aus der chemischen 
Technik belegt; die Darstellungsweise hält sich aber gleich­
weit von einer Häufung der Beispiele wie von einer zu 
starken Betonung des Grundsätzlichen entfernt.
Wenn man ihren eigentlichen Wert in wenigen Worten zu- 
sammenfassen will, so ist er einmal darin zu erblicken, daß 
der Verfasser eine große Linie in die Betrachtungsweise 
der chemischen Technik (als ein dem Außenstehenden ge­
wöhnlich recht unübersichtliches Gebiet) hineingebracht 
hat, daß er damit zweitens wertvolle Ansätze zu einer um­
fassenden Darstellung dieses Gebietes der Technologie, die 
vom Grundsätzlichen ausgeht und die Gemeinsamkeiten

herausarbeitet, geschaffen hat, und daß er dntt • 
Nachweis führt, daß die rationelle Gestaltung chem _ -
technischer Verfahrensweisen keineswegs gegen die Aul­
gaben des Gemeinwohles verstößt, daß vielmehr die Aut - 
fassung, die Rationalisierung sei eine der Hauptursaehen 
der Arbeitslosigkeit, zumindest für die chemische Industrie 
keine Geltung hat. J  ■ Hausen 12412J
Analyse der W irtschaftlichkeit des Hollerithloch­

kartensystems. Von I. C. E ichenauer. Stuttgart 
1933, Verlag C. E. Poescliel. 264 S. Preis 16,50 RM. 
Aus Betriebswirtschaftliche Abhandlungen, Bd. XX. 
Herausg. Prof. Dr. W. Auler.

Eichenauer hat vor einer Reihe von Jahren in deutschen 
und amerikanischen Betrieben die gebräuchlichsten Ar­
beitsverfahren im Rechnungswesen untersucht. Es kam 
i hm dabei darauf an, die W i r t s c h a f t l i c h k e i t  des 
Lochkartenverfahrens zu beweisen. Als höchste Stufe der 
Vollendung erscheint ihm das Kombinationsverfahren.
Die Untersuchungen erstrecken sieh auf Materialverrech- 
nung, Lohnverrechnung, Gehaltsabreehnung, kalkulatorische 
Erfolgsrechnung, Verkaufsstatistik und Kontokorrent­
buchhaltung. Für jedes Gebiet wird der Vergleich herbei­
geführt durch Vergleich der Llanddurchschreibung, der 
Anwendung schreibender Rechen- und rechnender Schreib­
maschinen, Anwendung von Lochkartenmaschinen. Die 
Wirtschaftlichkeit der untersuchten Verfahren jedes Ge­
bietes wird zusammenfassend genau im Leistungs- und 
Zeitaufwandsvergleich, für die einzelnen Kostenarten und 
im Gesamtkostenvergleich für jedes Arbeitsgebiet vor­
geführt. Aus dem Einzelmaterial und den Tabellen ist die 
Vollständigkeit leicht zu kontrollieren. Die Angaben er­
strecken sich nur auf das u n m i t t e l b a r  den Aufgaben­
gebieten dienende Personal. So zählt naturgemäß zur 
Verkaufsstatistik nur das Loch- und Maschinenpersonal, 
aber weder Um- noch Aufarbeitungspersonal. Die Ergeb­
nisse gelten sowohl für Powers- als auch für jedes andere 
Lochkartenmaschinensystem, also auch für Hollerith.
Die breitere Öffentlichkeit wird die eindeutige Feststellung 
besonders interessieren, daß auch im heutigen Büro die 
P e r  so  n a l  k o s t e n  d e n  ü b e r w i e g e n d e n  K o ­
s t e n a n t e i l ,  nämlich % der gesamten Bürounkosten 
ausmachen. Maschinen, Material und Reparaturen bean­
spruchen das letzte Drittel. Je durchdachter das Loch­
kartenmaschinenverfahren im Betrieb eingegliedert wird, 
um so mehr Arbeitserleichterungen für den Bearbeiter und 
um so mehr Ergebnismöglichkeiten für den Betrieb wird 
es bringen. Nicht die Maschine verdrängt den Menschen, 
sondern der Mensch wird zum Herrn all der neuen Auf­
gabenbereiche gemacht, die er früher mangels von Mög­
lichkeiten, nämlich mangels von Maschinen nicht überneh­
men konnte. Die Lochkartenmaschine erst hat das rech­
nerische Element endgültig im kaufmännischen Betrieb 
verankert und den Kaufmann dadurch ebenso zum Herrn 
der Wirtschaftlichkeitsrechnung gemacht, wie es der In­
genieur dank der modernen Ingenieurwissenschaft für die 
fabrikatorische Rechnung geworden ist.

Dr. Brandl, Berlin [2392]

Schreibe richtig, schreibe klar. Takt-, Stil- und Form­
regeln für Briefe aller Art, mit über 100 Beispielen 
von Paul Michligk und Hermann Schneider. Dritte 
Auflage. Berlin 1934, Industrieverlag Spaeth & Linde. 
241 S. Preis kart. 3 RM, geb. 4 RM.

„Sprechen und an den Freund oder an die Braut schrei­
ben und Geschäftskorrespondenz erledigen, — das scheinen 
drei Welten zu sein. Warum eigentlich? Steht sich nicht 
immer Mensch und Mensch gegenüber? Ist die natürliche 
Sprache nicht immer diejenige, in der man sich am schnell­
sten und klarsten verständigen kann? Uns scheint, hier 
tragen viele einen mächtigen Zopf!“
Wo beginnt dieser Zopf, fragen wir mit dem Buch. Und 
das Buch antwortet treffend: „Man reitet auf verschiede­
nen Pferden. Man zieht sich gleichsam eine andere Seele 
an, wenn man ins Büro geht, oder vielmehr, man läßt 
seine Seele ganz zu Hause. Man kriecht in eine Ritter­
rüstung, die einen nicht nur in seiner Beweglichkeit hemmt, 
sondern die obendrein noch verrostet ist und in allen Ge­
lenken quietscht. — Schon in der ersten Arbeitsstunde 
freut man sich auf das Läuten der Feiertagsglocke, um
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aus seiner unbequemen Ritterrüstung herauszukommen. 
Man will doch vom „eigentlichen“ Leben etwas haben. — 
Ist das nicht töricht? Denn Dreiviertel unseres Lebens 
verbringen wir bei der Arbeit, dennoch suchen sehr viele 
ihr „Glück“ in dem verbleibenden kargen Rest. „Wollen, 
was man muß, das ist die große Kunst, in der wir uns 
üben müssen. Bitter wird das „Muß“ nur, wenn wir uns 
dagegen sträuben.“ Das wird sich auswirken in allem, was 
die Menschen beginnen. Um so mehr überall dort, wo 
geistige Arbeit verrichtet wird. „Und insofern gehört dies 
alles auch zu dem Thema Geschäftsbriefe schreiben.“
Das ist e i n e  der Ursachen des „geschraubten, hunde­
schnauzenkalten Geschäftsbriefes“. Die z w e i t e  besteht 
in der vielfach anzutreffenden Auffassung, daß der Ge­
schäftsverkehr eine Art „Kriegführung“ sei. Handelt es 
sich denn wirklich um die „Vernichtung des Gegners?“ 
Vielmehr dreht es sich im geschäftlichen Schriftwechsel 
doch stets darum, die besten Dienste zu leisten.
Mit allen diesen, teils unbewußt, teils bewußt vorhandenen 
Hemmungen aufzuräumen, dabei Hilfsmittel und Finger­
zeige an die Hand zu geben, hat sich das Buch zur Auf­
gabe gemacht. „Wir wollen das zusammen üben“, heißt 
es im Fettdruck auf einer Seite. Und in der Tat: es 
folgen zahlreiche, gut ausgewählte Übungsstücke.
In der gleichen Weise werden dann der Werbebrief und 
der Mahnbrief behandelt. Es folgt ein Kapitel „Zehn Mi­
nuten Sprachliches“ ; 25 Seiten des Buches bringen 
„608 Wörter — sinngleich, sinnähnlich und sinnwech­
selnd“, „Richtlinien für Maschinenschreiber“ schließen sich 
an. Zum Schluß sind gefällige Vordrucke und Textanord- 
nungen dargestellt. Ein gutgeordnetes Inhalts- und Stich­
wortverzeichnis machen diesen reichhaltigen und beherzi­
genswerten Inhalt des Buches jedem leicht zugänglich. 
Vom Direktor bis zur Stenotypistin sollte das Buch ge­
lesen werden. F. Heinrichs VD I [2281]

Technik und Recht

Der Ausübungszwang in der Patentgesetzgebung  
aller Länder. Von K. Schroeter u. R. Poschenrieder. 
Berlin 1931. Verlag Max Millenet. Teil I, 105 Bl. im 
Leinen-Wechselhefter. Preis 10 RM.

England, das als Wiege des Patentrechts gilt, hat in 
seinem Gesetz die Lehre aufgestellt, daß Patente nicht nur 
erteilt werden, um die Erfindertätigkeit zu fördern, son­
dern auch um zu gewährleisten, daß die geschützten Er­
findungen nach Möglichkeit baldigst im Inlande gewerbs­
mäßig ausgeübt werden. Das Allgemeinwohl, die Förde­
rung der Landesindustrie, soll den Belangen des einzelnen 
(und besonders des ausländischen) Patentinhabers Vor­
gehen. Abgesehen von sehr wenigen Ländern, welche einen 
Ausführungszwang überhaupt ablehnen (USA), haben 
fast alle Staaten Bestimmungen getroffen, die einen Miß­
brauch des Patents verhüten sollen und dem Patentinhaber 
Rechtsnaehteile (Zurücknahme des Patents, Erteilung von 
Zwangslizenzen usw.) androhen, wenn er der Ausübungs­
verpflichtung nicht nachkommt. Vielfach ist dabei der 
Bogen überspannt worden, und der Ausübungszwang stellt 
besonders wegen der Verschiedenartigkeit der zu beachten­
den Vorschriften eine schwere Belastung für den Patent­
inhaber dar. Eine Vereinheitlichung der Ausübungs- 
bestimmungen ist durch die zwischenstaatlichen Abmachun­
gen wohl angestrebt, aber nicht erreicht worden.
Das vorliegende Werk will ein Führer durch die mannig­
faltigen Ausübungsvorsehriften der verschiedenen Staaten 
sein und erfüllt seinen Zweck vorzüglich. Die Verfasser 
haben die Gesetzestexte selbst in deutscher Übersetzung 
vorangestellt und geben im Anschluß hieran eine ausführ­
liche, nach einheitlichen Gesichtspunkten geordnete Er­
läuterung. Die übersichtliche Anordnung im Weehselhefter 
auf einseitig bedruckten Blättern, die auf vorstehenden 
Zungen die Ländernamen tragen, ermöglicht ein rasches 
Zurechtfinden, das Einträgen von Vermerken und das Ein­
ordnen von Ergänzungsblättern, durch die das Werk auf 
dem laufenden gehalten werden soll. Für Nachträge sei 
der Wunsch geäußert, daß bei Großbritannien und Irland 
die Frage der vom Patentinhaber freiwillig auszubietenden 
Rechtslizenzen etwas ausführlicher behandelt werden möge.

Der bis jetzt vorliegende I. Teil umfaßt die europäischen 
Staaten mit Ausnahme der Sowjetunion. Diese soll im
II. Teil zusammen mit den außereuropäischen Ländern 
Berücksichtigung finden. W. Schb. [2305]

Verwertung und Schutz von Erfindungen in der 
USSR. Von Oscar Serafinowicz. Berlin 1935, Carl 
Heymanns Verlag. 788 S. Preis geh. 38 RM, geb. 
40 RM.

In seinem Werk „Das internationale Patentrecht“ 1) 
kommt Jungmann zu folgendem Urteil: „Der gewerbliche 
Rechtsschutz in Rußland, wie er tatsächlich gehandhabt 
wird, ist nur eine Form der Industriespionage zugunsten 
des russischen Staates. Es ist schade um jeden Pfennig, 
den ein Ausländer für eine Patentanmeldung in der USSR 
ausgibt.“ Diese ablehnende Kritik entspricht wohl der 
rein gefühlsmäßigen Einstellung der meisten Industriellen 
und Techniker, an die gelegentlich die Frage der Nach- 
suchung eines Patentschutzes in der USSR herantritt. 
Demgegenüber muß es verwundern, daß gerade aus 
Deutschland noch zahlreiche Patentanmeldungen in der 
USSR eingereicht werden, ja daß Deutschland immer 
noch den weitaus stärksten Anteil an den Ausländer- 
Patentanmeldungen in der Sowjetunion hat. Die Zusam­
menhänge mit der Warenausfuhr nach der USSR und dem 
hierbei sich abspielenden Wettbewerbskampf mit ändern 
Ländern sind ohne weiteres klar. Trotzdem erhebt sich 
immer wieder — nicht zuletzt auch aus Gründen der 
Devisenpolitik — die Frage, ob es noch einen Zweck hat, 
in der USSR Patente nachzusuchen, und ob insbesondere 
eine Patentverwertung für den Ausländer überhaupt mög­
lich ist. Mit einem einfachen Ja oder Nein ist diese Frage 
nicht abschließend zu beantworten. Sie bedingt unter Be­
rücksichtigung des Einzelfalls eine Untersuchung der be- 
sondern Wirtschaftsverhältnisse und letzten Endes eine 
grundsätzliche Auseinandersetzung mit dem Gesamtpro­
blem der US1,SR. Welchen Schwierigkeiten eine Klärung 
der hiermit zusammenhängenden Fragen begegnet, gehl 
schon daraus hervor, daß 390 Seiten, also die Hälfte des 
vorliegenden Werkes, allein die Verwertung und ihre 
Grundlagen behandeln. Es ist auch nicht möglich, das Er­
gebnis dieser umfangreichen Untersuchung, die sich z. B. 
eingehend mit der Rechtsentwicklung, der Wirtschafts­
politik und der Gliederung des gesamten Wirtschaftskör­
pers der USSR auseinandersetzt, in wenigen Zeilen zu­
sammenzufassen .
An sich ist die Möglichkeit einer Patentverwertung in der 
USSR gegeben. Aber nicht jede Erfindung eignet sich zur 
Verwertung, und die Entscheidung darüber, ob eine Pa­
tentanmeldung in der USSR lohnt, muß in jedem einzelnen 
Fall nach ganz ändern Gesichtspunkten als in ändern Län­
dern getroffen werden. Von den zur Zeit vorhandenen 
beiden Schutzarten, Patent und Urheberschein, hat nur 
das Patent für den Ausländer praktischen Wert. Die 
Privatwirtschaft der USSR ist bedeutungslos und scheidet 
für eine Verwertung vollkommen aus. Dem Staate und 
seinen Gliederungen ist dagegen durch das jetzt geltende 
Patentgesetz die Verwertung nützlicher Erfindungen zur 
Pflicht gemacht. Was nicht unter Patentschutz steht, 
kann und wird ohne weiteres nachgebaut werden. Dafür, 
daß ein Nachbau aber auch beim Bestehen eines Patent­
schutzes erfolgt, sofern dies mit den in der USS.R vor­
handenen Mitteln möglich ist, liegen genug Anzeichen vor. 
Ebenso ist die Befürchtung begründet, daß der Patent­
inhaber in einem solchen Fall wenig Aussicht hat, zu einer 
angemessenen Entschädigung zu gelangen, da er gegen den 
Staat prozessieren müßte, und schon die Feststellung einer 
Patentverletzung überaus schwierig sein dürfte. Der Ent­
schluß des Staates, mit einem Ausländer ein Verwertungs­
abkommen zu treffen, hängt von reinen Zweckmäßigkeits- 
erwägungen ab. Sind die im Lande vorhandenen Mittel 
und Anlagen nicht ausreichend oder ist zur praktischen 
Durchführung die Mithilfe des Patentinhabers nicht zu 
entbehren, so wird der Abschluß eines Verwertungsver­
trages um so eher anzunehmen sein. Ist bei allen der­
artigen Vereinbarungen größte Vorsicht ohnehin eine 
Selbstverständlichkeit, so ist sie im Falle der USSR ganz 
besonders geboten. Devisenmangel und Devisenausfuhr­
verbot, Unmöglichkeit der Verwertung von Zahlungen in 
russischer Währung, Feststellung des Gerichtsstandes für
’) Techn. u. W irtsch . 1933. S. 254.
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Streitigkeiten aus dem Vertrag sind nur einige der Punkte, 
die besondere Beachtung erheischen.
Die Kernfrage der Verwertung ist aber immer die, ob die 
Erfindung nützlich und geeignet ist, die Interessen des 
Staates und der Landesindustrie zu fördern. Wer diese 
Frage untersucht, muß sich vergegenwärtigen, welchem 
Zweck der mit größtem Nachdruck betriebene Ausbau der 
Staatsindustrie dient, und welches die Ziele des Sowjet­
staates sind. Die USSR kennt nur ein Ziel: die Herbei­
führung der Weltrevolution. Dieses Ziel zu erreichen, sind 
ihr alle Mittel recht, auch solche, die zeitweise nach außen 
hin eine Abkehr von den Grundsätzen des proletarischen 
Staates bedingen (es genügt, z. B. an die Außenpolitik 
der USSR während der letzten Monate zu erinnern). Ist 
dieses Ziel aber erkannt — und der Verfasser hat sich ein 
Verdienst erworben, den Beweis zweifelsfrei an Hand von 
aus der USSR selbst herrührendem Material zu erbringen 
— so ist die Frage der Erfindungsverwertung nicht mehr 
allein nach den Interessen des einzelnen Patentinhabers 
und seinem persönlichen Nutzen zu beurteilen, sondern 
muß in einem ganz ändern Licht betrachtet werden.
Der zweite Teil des Werkes behandelt den Erfindungs­
schutz und stellt den ersten ausführlichen Kommentar zu 
den einschlägigen Gesetzen der USSR dar. Rechtsentwick­
lung, Fachliteratur und Rechtsprechung sind unter Angabe 
zahlreicher Entscheidungen bis Mitte 1934 berücksichtigt. 
Das Werk ist in jedem seiner beiden Hauptteile eine her­
vorragende Leistung, und die Arbeit des Verfassers, eines 
deutschen Patentanwalts, verdient allergrößte Anerken­
nung. W . Schb. [23971

Aus ändern Zeitschriften

Die Einführung einer Pflichtprüfung in Frankreich.
J. Semler. Der Wirtseh'aftstreuhänder, Jg. 4 (1935)
H. 6 S. 121/24.

Die Neigung zur Überwachung des Aktienwesens in F rank­
reich. Ausbau der Stellung des französischen „Commissaire 
aux Comptes“ und die Verstärkung der H aftung  der M it­
glieder des „Conseil d’Administation“ sollen den Mißständen 
in der Verwaltung der Aktiengesellschaften steuern. E rläute­
rung des französischen Systems, bei dem Verwaltung und 
Geschäftsführung der Aktiengesellschaft von einem einzigen 
Organ ausgeübt werden, dem „Conseil d’Administration“ , aus 
dessen Mitgliederkreise eine oder mehrere Personen den eigent­
lichen geschäftsführenden Vorstand bilden. Der bisherige 
„Commissaire aux Comptes“ war ein Organ der Aktiengesell­
schaft, nicht der öffentlichen Verwaltung. Der daraus zu 
entwickelnde „Commissaire de Surveillance“ soll einen erheb­
lichen Teil der A ufgaben erhalten, die nach deutschem Recht 
dem A ufsiehtsrat zustehen, ferner soll er ähnliche Funktionen 
ausüben, wie die deutschen W irtschaftsprüfer. Dabei ist 
aber seine Stellung eine grundsätzlich andere als in Deutsch­
land; man vermeidet ängstlich, sowohl in einer Vorlage der 
Regierung als auch in Vorschlägen des Senats, den P rü fer zu 
einer öffentlich-rechtlichen Überwachungsinstanz zu erheben.

Selbstkostenrechnung, Preispolitik und W irtschafts­
steuerung. W . Kalveram. Zeitschrift für Betriebs­
wirtschaft. Jg. 7 (1935) H. 1 S. 1/15.

K ritik  der bisherigen Gleichgewichtstheorie des klassischen 
Liberalismus und der daraus gezogenen Folgerungen über den 
Preismechanismus. Rolle des Staates als übergeordneter 
Gestalter, aber nicht D iktator der neuen W irtschaftsverfas­
sung. Untersuchung des Verhältnisses der drei Faktoren 
Angebot, N achfrage und Preis zueinander unter der neuen 
Ordnung, die elastisch und zur Erreichung übergeordneter 
Ziele beeinflußbar ist. Bejahung der Möglichkeit bewußter 
Steuerung der Preis- und Marktverhältnisse im Rahmen der 
Spannkraft und Tragfähigkeit der natürlichen M arktfaktoren 
selbst. Kennzeichnung der E igenart der deutschen Binnen­
konjunktur. Preisregelungsmögliehkeiten und -aufgaben des 
Reichskommissars fü r Preisüberwachung (nicht schlechthin: 
Preissenkung) zur Auflockerung des vorhandenen Systems 
von Preisbindungen; Bedeutung der Verordnung vom 21. De­
zember 1934. Betonung der Notwendigkeit, die Selbstkosten 
genauer zu erfassen und vergleichende Kostenuntersuchung 
zu treiben. Der zwischenbetriebliche Kostenvergleich auf 
einheitlicher Reehnungsgrundlage als notwendiges M ittel zur 
W irtschaftssteuerung von der Preis- und Kostenseite her.

Methodisches zur statischen und dynamischen Kostenbetrach­
tung. Sinn und W irkung „gerechter“ Preise in  einem solchen
System.

Uniform accounting for industry. C. B . Couchmun. 
The Cost Accountant. Bd. 14 Nr. 11 (April 1935) 
S. 372/84.

Kritische Betrachtungen zur Frage der Vereinheitlichung des 
industriellen Rechnungswesens. Die Vorteile werden nicht 
geleugnet, aber auch Nachteile nicht verschwiegen. Bedenken 
werden nicht nur gegenüber einer selbstzwecklichen Über­
spannung der Vereinheitlichung geäußert, sondern auch aus 
der jahrelangen praktischen E rfahrung begründet hinsicht­
lich der Anpassungsfähigkeit an die Verschiedenheiten der 
praktischen Bedürfnisse und der K larheit der Rechnungs­
legung, die unter Umständen durch die W ahrung der formalen 
Einheitlichkeit gestört wird. Die Betonung dieser Schwierig­
keiten bedeutet aber nicht die Ablehnung des Grundgedankens 
überhaupt. Besonders wird auch auf die Notwendigkeit hin­
gewiesen, daß bei der Vereinheitlichung des Rechnungswesens 
der Entwicklung in der praktischen W irtschaft und der ver­
schiedenartigen Eignung der einzelnen Bestandteile des Rech­
nungswesens fü r eine Vereinheitlichung die nötige Aufmerk­
samkeit gewidmet bleibt.

Muß das Gewinn- und Verlust-Konto in den Büchern 
der G esellschaften mit der veröffentlichten Ge­
winn- und Verlust-Rechnung nach § 261 c über­
einstimmen? § 261 c und der Kontenplan. Von
C. E . Schulz. Der Wirtsehaftstreuhänder. Jg . 4 Nr. 9 
(1. 5. 1935) S. 200/204, 4 Scliem.; Nr. 10 (15. 5. 1935) 
S. 227/32, 3 Schern.

Der B eitrag behandelt die buchtechnische Seite der m it dem 
HGB § 261 c zusammenhängenden Fragen unter Ausschaltung 
der Problematik der darin fü r die Gewinn- und Verlustrech­
nung der Aktiengesellschaften vorgeschriebenen Gliederung. 
B ejaht man die Frage nach Übereinstimmung von Gewinn- 
und Verlust-Konto (in den Büchern) und gesetzlich vorge­
schriebener Gewinn- und Verlustrechnung (im Geschäftsbericht 
veröffentlicht), dann gibt es nur den einen W eg: Herausnahme 
sämtlicher betrieblicher Buchungen aus dem Hauptbuch, Tren­
nung von Geschäfts- und Betriebsbuehhaltung („interne 
Buchungen“ ). Der Verfasser gibt ein V erfahren an fü r die 
Herausnahme der internen Buchungen aus dem Hauptbuch, 
welches sich nach seiner Angabe in verschiedenen größeren 
Unternehmungen verschiedener Industriezweige praktisch be­
währt hat. E r geht dabei aus vom Kontenplan, den man so 
einrichtet, daß Geschäfts- und Betriebsbuchhaltung getrennte 
Systeme sind; er gibt dazu ein Schema, welches den bekannten 
Kontenplan nach Schmalenbach in diesem Sinne umgestaltet. 
Der grundsätzliche Unterschied gegenüber dem Kontenplan 
ohne Trennung von Geschäfts- und Betriebsbuehhaltung wird 
klargestellt und anschließend der A ufbau der einzelnen Konten­
klassen durchgesprochen. Nach Darstellung der kurzfristigen 
Erfolgsrechnung aus den Salden der Geschäfts- und Betriebs- 
buchhaltung wird gezeigt, wie die Jahresabschlüsse der beiden 
Buchhaltungssysteme vorgenommen werden. Das gezeigte Ver­
fahren erfülle seinen Zweck unter Vereinfachung der Ge- 
schäftsbuchhalt.ung. Die Übergangsschwierigkeiten seien gering.

Verbraucherwerbung für die Verarbeitung techni­
scher Markenartikel. H . F . W aldschm idt. Die 
Anzeige, Jg . 11 (1935) H. 3 S. 120/21 4 Abb. 

Besprechung der Möglichkeiten, fü r ein industrielles Fertig­
erzeugnis m it M arkeneigenschaft zu werben, das als solches 
allein nicht zum Verbraucher gelangt, sondern nur in Ver­
bindung m it einem ändern Fertigerzeugnis, z. B. K raftfah r­
zeug-Zubehör, Reißverschlüsse an Sportkleidung u. dgl. Die 
N achfrage ist hier durch A ufklärung über Eigenschaften und 
Gebrauchswert des betr. Erzeugnisses und über die W ert­
erhöhung, die es dem Enderzeugnis verleiht, von der allge­
meinen Forderung nach irgendeinem Erzeugnis der Gattung 
auf das ganz bestimmte Markenerzeugnis zu lenken.

Die japanische Landwirtschaft in der Krise. Von
K . Pritzkow. Der deutsche Volkswirt Jg. 9 Nr. 27 
(5. 4. 1935) S. 1222/27, 10 Zahlent.

E in B eitrag zur Kehrseite der industriellen Entwicklung 
Japans; er zeigt, daß der Bauer m it Elend, Verfall, tatsäch­
lich m it Hunger und Verzweiflung das tropische Wachstum 
der Industrie bezahlt. Solange er diesen heroischen Preis 
au f sich nimmt, wird diese einseitige „prosperity“ und der



Vormarsch japanischer Ausfuhr sich durchhalten lassen; 
seine Lage ist aber so furchtbar, daß mit ihrer unbegrenzten 
Fortdauer nicht gerechnet werden darf. B II

Kulturförderung durch Technik und W issenschaft.
Von J. Zenneck VDI. Abhandlungen und Berichte 
des Deutschen Museums. 7. Jg. 1. H. Berlin 1935, 
VDI-Verlag. 20 S. m. 5 Abb. Preis 0,90 RM.

Betriebsgemeinschaft und Betriebsführung. Auf­
gestellt vom Deutschen Ausschuß für Technisches 
Schulwesen E. V., Fachgruppe 7. 2. Aufl. Beiheft 
zur Technischen Erziehung. Berlin, Leipzig .1935, 
B. G. Teubner. 10 S. Preis 0,50 RM.

Stoffersparnis in der Werkstatt. Drei Vorträge der Be- 
triebswissenschaftlichen Tagung der ADB vom 24. und 
25. September 1934 in Berlin. Berlin 1935, VDI-Ver- 
lag. 34 S. m. 54 Abb. auf 15 Taf. Preis 1,90 RM 
(für VDI-Mitgl. 1,70 RM).

Einführung in die Dinormen. Von W . Zimmermann, 
F. Brinkmann und E. Böddrich. 3. Aufl. Leipzig und 
Berlin 1934, B. G. Teubner. 160 S. m. Abb. Preis
2,50 RM.

Der Stand des W eltluftverkehrs und seine Pro­
bleme, insbesondere in Deutschland. Von Jürgen 
Ulderup. Neue Deutsche Forschungen. Abteilung Be­
triebswirtschaftslehre. 1. Bd. Berlin 1935, Junker und 
Dünnhaupt. 157 S. Preis 6 RM.

Das gesamte Reichssteuerrecht auf Grund der Neu­
ordnung vom Oktober 1934. Von Friedrich Raab. 
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Zur Neugestaltung der Kartellgesetzgebung
Eine K a r t e l l k o m m i s s i o n  de r  A k a d e m i e  f ü r  
d e u t s c h e s  R e c h t  beschäftigt sich zur Zeit mit der 
Prüfung der Grundlagen für eine Neufassung unserer 
Kartellgesetzgebung. Daraus ist zunächst zu schließen, daß 
die auch an dieser Stelle stets vertretene Auffassung seitens 
der zuständigen Stellen geteilt wird, wonach jedenfalls 
diese Sonderorganisation noch für eine sehr geraume Über­
gangszeit auch im Rahmen der im Ausbau rüstig fort­
schreitenden neuen berufsständischen Gesamtregelung nicht 
entbehrt werden kann.
Ebenso trifft es ohne allen Zweifel zu, daß unser jetziges 
Kartellsonderreeht, das bisher seit der Kartellverordnung 
von 1923 immer nur durch Ergänzungen fortgebildet, hier­
durch aber zweifellos in rechtstechnischer wie sachlicher 
Hinsicht nicht verbessert worden ist, einer gründlichen 
Neugestaltung im Sinne der neuen Zeit durchaus bedarf. 
Das erfordert zunächst schon die Notwendigkeit einer- 
klaren Scheidung gegenüber der berufsständischen Organi­
sation. Die beiden Interessengebiete müssen eine ganz ein­
deutige rechtliche Scheidung erfahren, die es jedenfalls ver­
hindert, daß über den Berufsverband ein unmittelbarer 
oder auch nur mittelbarer Zwang zur Kartellierung aus­
geübt wird, wie es unstreitig in der verflossenen Übergangs­
zeit geschehen ist. Es muß also die sachlich heute klare 
Sonderstellung der Kartelle als wettbewerbsregelnde, un­
mittelbar marktbeeinflussende Organisation auch rechtlich 
sowohl hinsichtlich des Zweckes, wie des organisatorischen 
Aufbaues und der Zulässigkeit der Mittel unzweideutig 
festgesetzt werden. Es wird hierbei aber ferner auch not­
wendig sein, die Wirksamkeit der staatlichen Preisüber­
wachung, die ja gegenwärtig weder zu ihrem, noch zum 
Vorteil der Kartellpolitik Sonderverwaltungsrecht ist, dabei 
aber erfreulicherweise starken Einfluß auf die Kartell­
politik ausübt, zu einem systematischen Bestandteil des 
Kartellreehts zu gestalten. Da hierbei durchaus nicht nur 
die Aufgabe einer Bekämpfung volkswirtschaftlich bedenk­
licher Hochpreise in Frage kommt, sondern ebenso die 
Unterdrückung ungesunder individueller Preisschleuderei, 
wird im Rahmen der Neugestaltung des Organisations­
zwanges der Kartelle, also des heutigen § 9 der Kartellver­
ordnung, der ja jetzt schon nach seiner Ergänzung recht­
liche Möglichkeiten zur Verfolgung schleudernden Außen- 
seitertums bietet, das Rüstzeug zur Unterdrückung solcher 
Schädlinge verbessert werden können. Grade diese Frage 
greift aber zweifellos auch ganz erheblich in das Arbeits­
gebiet der berufsständisehen Organisation über, insofern es 
grade dieser obliegen soll und muß, an einer gründlichen 
Läuterung unseres Wettbewerbreehtes zu arbeiten. Ebenso 
kann, als für die praktische Wirksamkeit der Kartelle ganz 
wesentliche Grundlage, nicht übersehen werden, daß außer­

ordentlich viel von der Einwirkung unserer neuen sozial­
politischen Gesetzgebung auf die Gestaltung der Lohn- und 
Arbeitsverhältnisse, und damit der Wettbewerbsbedingun­
gen abhängen muß.
O rgan isationszw ang  und beru fsständ ische Läuterung
Es kann immerhin schon mit diesen wenigen Andeutungen 
ein Zweifel begründet werden, ob der Zeitpunkt für eine 
befriedigende Reform unseres Kartellreehts schon heran­
gereift ist. Jedenfalls ist es aber heute schon möglich 
und von reizvoller Bedeutung, einige der wichtigsten Teil­
probleme näher zu betrachten. Beginnen wir mit der Ein­
wirkung der Kartelle auf die Berufsauslese. Hierbei han­
delt es sich einmal um eine ausgesprochene Übergangs­
erscheinung, mit Hilfe von § 9 der Kartellverordnung die 
Zulassung zur Ausübung eines bestimmten Gewerbes zu 
„regulieren“. Aus den Tageszeitungen sind weiteren Krei­
sen die Sperren bekannt geworden, durch die etwa der 
Zentralverband des Kohlengroßhandels den Ausschluß von 
Groß-, namentlich aber von Einzelhändlern verfolgte. Auf 
Grund von Aussehließlichkeitsverträgen zwischen Indu­
strie, Groß- und Kleinhandel, also in durchaus kartell­
mäßigem Aufbau, haben die Verbände des Handels es bei 
der Industrie erreicht, daß die Zulassung von bestimm­
ten Voraussetzungen abhängig gemacht worden ist; über 
Anträge auf Ausschluß hat dann das Kartellgericht zu ent­
scheiden. Dem Kohlenhandel sind dann andere kommer­
zielle Kartelle, wie der Bund deutscher Eisenhändler 
usw. gefolgt, stets mit vertraglicher Zustimmung der In­
dustrie. Das Eigenartige dieses zur Zeit noch aktuellen 
Vorgehens mit Hilfe des Organisationszwanges liegt nun 
darin, daß es sich nicht allein um die echte, ursprüngliche 
Aufgabe des Organisationszwanges hierbei handelt, son­
dern um den grundsätzlich und tatsächlich viel weiter­
gehenden Versuch, durch Aufstellung von Eignungsnormen 
den Beruf „auszulesen“. Nun muß doch wohl ohne wei­
teres einleuchten, daß zwar selbstredend die Lage der Kar­
telle durch eine solche Einschränkung der Zahl der Mit­
bewerber gestärkt werden kann, daß es aber nicht zu den 
Zwecken dieser Organisation gehört, über die notwendige 
Sicherung ihrer Existenz, wofür allein der Organisations­
zwang dienen kann und soll, eine „berufsständische Läute­
rung“ des Gewerbes zu betreiben, indem Unternehmer aus­
geschlossen werden sollen, die durchaus organisationswillig 
und vielfach zudem gar nicht geeignet sind, die Kartell­
politik zu stören. Die im § 9 der Kartellverordnung gege­
benen 'Gründe für die Zulassung einer solchen Aussper­
rung decken jedenfalls jenes Ziel nur in den Ausnahme­
fällen, daß es sich zugleich um notorisch unzuverlässige 
Unternehmer handelt. Es ist aber zu erwarten, daß diese 
durchaus unerwünschte Überschneidung von Kartell- und 
Berufsstandaufgaben mit der endgültigen Durchführung

221



der Berufsstandorganisation verschwindet. Immerhin wäre 
es eine nützliche Aufgabe, durch Neufassung des § 9 dem 
Kartellorganisationszwang seine eigentliche Bedeutung zu 
bewahren, Schädlinge gesunder Kartellierung zu bekämp­
fen, wofür die scharfe Herausarbeitung der Begriffe „Lei- 
stungs- und Sehädigungs-Wettbewerb“ zugrunde zu legen 
wäre, da es sich bei diesem Kampfe der Kartelle gegen 
Außenstehende grundsätzlich immer nur um Ausmerzung 
von Drohnen und Schädlingen handeln darf, nicht aber um 
Durchsetzung eines numerus clausus im Interesse einer 
Sicherung der Kartellrente. Dafür sollte in unserer neuen 
Wirtschaftsordnung kein Raum mehr sein.

K a rte lle  und P re isg esta ltu n g
Ein weit schwierigeres Teilproblem ist die leidige Frage 
der organisatorisch zulässigen Preisstellung. Sie ist fliek- 
und stückweise auf dem Kartellrechtsgebiete in Angriff ge­
nommen worden, bis die erneute Einsetzung des Preis­
kommissars den Knoten durehgehauen, aber nicht gelöst 
hat. Die Schwierigkeit liegt hier zunächst rein wirtschaftlich 
gesehen darin, daß dieses Problem aus mehreren Teilproble­
men sich zusammensetzt. Da Kartelle nur zum Zwecke 
einer Sicherung der Rentabilität gegründet werden und 
diese Aufgabe nur durch künstliche Preisstellung — was 
nicht schlechthin mit willkürlicher oder gar schädlicher 
gleiehsteht — schaffen können, so bleibt zunächst stets die 
bislang weder theoretisch noch praktisch je gelöste Teil­
frage einer brauchbaren privat- und zugleich volkswirt­
schaftlichen Bestimmung dieses in beider Hinsicht gleich­
bedeutsamen Faktors. Unstreitig ist heute das Problem 
noch weit komplizierter geworden, als es sieh dem liberalen 
Wirtschaftssystem darstellte, insofern dieses die volks­
wirtschaftliche Rentabilität ja als die automatische und 
damit axiomatisehe Folge der privatwirtschaftlichen Ren­
tabilität ansah. Danach blieb also auch für die Kartell­
aufsicht eine verhältnismäßig einfache Linie: diejenige
Kartellpolitik zu bekämpfen, die durch Mißbrauch der 
Markt-, insbesondere Preismacht diese „natürliche“ Har­
monie störte. In der Praxis lief das auf eine ganz erheb­
liche Vereinfachung der öffentlichen Kontrolle hinaus — 
von dem § 4 der Kartellverordnung hat denn auch das 
Reichswirtschaftsministerium in dem Jahrzehnt 1923 bis 
1933 nur ganz vereinzelt Gebrauch gemacht.

Für die nationalsozialistische Wirtschaftspolitik liegt die 
ungleich schwierigere Problematik in der grundsätz­
lichen Unterordnung der Wirtschaft unter die Staatspoli­
tik und damit der Privatwirtschaft unter die Gemeinwirt­
schaft. Für die Kartellpolitik ergibt sieh hieraus ohne wei­
teres als leitender Grundsatz, daß diese Organisationen 
nur noch unter dem Gesichtspunkt einer mit ändern Mit­
teln nicht erreichbaren Sicherung des Gewerbes gegen 
akute Marktstörungen anerkannt werden können, daß also 
ein darüber hinausgreifendes Ziel eigensüchtiger Gewinn­
steigerung zu versagen ist. Die privatwirtschaftlieh an­
gemessene Rentabilität und damit die zulässige Preisstel­
lung des einzelnen Kartells zu bestimmen, begegnet, wie

seit Jahren in der wissenschaftlichen Erörterung und auch 
an dieser Stelle schon betont worden ist, der Schwierig­
keit, daß hierbei nicht die Verhältnisse eines Einzelunter­
nehmens in Betracht zu ziehen sind, daß es sieh vielmehr 
darum handelt, einen Durchschnitt zu gewinnen, der auch 
die Grenz-Unternehmen noch befriedigt, ohne gleichzeitig 
den Markt mit unwirtschaftlichen Preisen zu belasten und 
den Spitzen-Betrieben unberechtigte Differentialgewinne 
zuzuschanzen. An sieh handelt es sieh hierbei durchaus 
nicht um ein spezifisches Kartellproblem. Es taucht in den 
verschiedensten Abwandlungen vielmehr stets auf, sobald 
der Versuch korporativer kollektiver Regelung unternom­
men wird. Das ist auch der wesentliche Grund, weswegen 
der Nationalsozialismus in gesundem Gegensatz zum 
Faschismus die staatliche Reglementierung der Wirtschaft 
in materieller Hinsicht auf die Durchführung allgemeiner 
staatspolitiseh begründeter Richtlinien einengt und sich im 
übrigen auf die Heranbildung geeigneter Selbstverwal­
tungskörper beschränkt.
Sowohl seitens des Preiskommissars wie der Spitzen der 
Wirtschaftsführung ist immer wieder betont worden, daß 
die Gesundung der Kartellpreispolitik eine Aufgabe ist, 
die n u r  d u r c h  E r z i e h u n g  zu r i c h t i g e r  K a l ­
k u l a t i o n  gelöst werden kann. Die Erfolgshoffnung liegt 
nicht in der Neuheit dieses Programms, sondern in den 
jetzt gegebenen Möglichkeiten seiner Verwirklichung. Die 
pädagogischen Grundlagen sind für die Kartelle selbst auf 
diesem Gebiete gering anzusehlagen. Das ergibt sich schon 
daraus, daß bei ihrer Gründung Unternehmen in ausgepräg­
ter privatwirtschaftlicher Lage zusammengefaßt werden 
müssen und demnach regelmäßig im Wege des Kompro­
misses die Grundzüge der einzuschlagenden Markt-, ins­
besondere der Preispolitik festgelegt werden. Die sieh hier­
aus ergebenden Nachteile schematisierter Absatzgrund­
lagen können nur eingedämmt und im Laufe der Zeit be­
seitigt werden, wenn die Erziehungsarbeit bereits im Sinne 
einer Verbesserung und Vereinheitlichung der Kalkulation 
gewirkt hat. Es ist ein durchaus richtiger Gedanke, daß 
dieses schwierige Werk wesentlich in den berufsständischen 
Faehverbänden zu leisten ist. Hierdurch werden dann auch 
diejenigen Unternehmen oder Betriebe ausgelesen werden, 
die den Anforderungen der Zeit nicht mehr genügen kön­
nen. Grade sie sind es aber, die den Kartellschutz be­
gehren, um seine rationelle Durchführung durch überhöhte 
Forderungen dann fortdauernd zu stören. Gleichzeitig wer­
den die Berufsverbände aber auch den Kartellen gegenüber 
eine dauernde Kalkulationskontrolle leisten können. Denn 
ihnen steht hierfür ein entsprechend vielseitigeres Material 
durch die organisatorische Zusammenfassung des ganzen 
Gewerbes auch unter dem wichtigen Gesichtspunkte zur 
Verfügung, daß sie auch Kunden der Kartelle mit um­
schließen, die ein gewichtiges Wort zur Tragbarkeit der 
jeweiligen Kartellpolitik zu sagen haben. Es wird daher 
wohl zu erwägen sein, ob und wie eine Zusammenarbeit 
zwischen den berufsständischen Organisationen und den 
Kartellen in der angedeuteten Richtung bei der Reform 
des Kartellrechts sich gewinnen läßt. [2468]

INDUSTRIELLER VERTRIEB
UNTER MITWIRKUNG DER FACHGRUPPE VERTRIEBSINGENIEURE BEIM VDI

Die Schiedsklausel 
der Internationalen Handelskammer und 
ihre Bedeutung für die deutsche Ausfuhr
Von Export ingenieur G. A. LANGEN, Leipzig

Das Ausfuhrgeschäft ist stets mit einem höheren Wagnis 
belastet als das Inlandgeschäft. Vor allem herrscht im 
Ausfuhrgeschäft eine Rechtsunsicherheit, da Rechtsauffas­
sung und Rechtsprechung durchaus nicht in allen Ländern 
gleichartig sind.
Diese Rechtsunsicherheit hemmt gleicherweise den auslän­
dischen Kaufinteressenten wie auch den deutschen Ver­
käufer und erzeugt ein gegenseitiges Mißtrauen. Man muß 
sich einmal in die Lage eines überseeischen Käufers ver­
setzen, der deutsche Erzeugnisse kaufen möchte. Mag

auch die angebotene Ware und ihr Preis gefallen, so stei­
gen unausbleiblich in dem Kaufwilligen Bedenken hoch, 
wenn er in den „Allgemeinen Lieferbedingungen“ darauf 
hingewiesen wird, daß im Falle von Streitigkeiten das 
deutsche Gericht zuständig ist, dessen Rechtsprechung er 
nicht kennt, und das weit entfernt ist, so daß er dort kaum 
und nur mit großen Kosten etwaige Ansprüche geltend 
machen kann. Und weiter. Gewiß kann man vor einem 
deutschen Gericht schnell und sicher ein gerechtes Urteil 
erhalten, aber dieses Urteil ist nur in wenigen Ländern 
vollstreckbar. Die Mehrheit der Länder hat ihre eigene 
Rechtsprechung und erkennt ausländische nicht als voll­
streckbar an 1). Ist der deutsche Lieferer trotz seines deut-
1) Vgl. V ollstreckung deutscher U rteile, K ostenentscheidungen und 
Schiedssprüche im A usland. Schriften der Industrie - und  H andels­
kam m er zu Köln.



sehen Urteils gezwungen, einen neuen Prozeß im Ausland 
zu beginnen, um ein dort vollstreckbares Urteil zu bekom­
men, dann muß er sieb von vornherein mit langwierigen 
Schriftwechseln und hohen Kosten abfindnn, um eine zweite 
Enttäuschung zu erleben, da der Beklagte einfach auf die 
ihm vom deutschen Lieferer selbst vorgeschriebenen „All­
gemeinen Lieferbedingungen“ verweist, in denen der Liefe­
rer selbst ausdrücklich als Gerichtsstand sein eigenes Amts­
gericht bestimmt hat. Das ausländische Gericht wird sich 
darauf formal juristisch richtig als unzuständig erklären 
und die Klage kostenpflichtig abweisem.
D ie  w i c h t i g s t e  A u f g a b e  besteht nun darin, P r o ­
z e s s e  ü b e r h a u p t  zu  v e r  m e i d e 11 und dafür zu 
sorgen, daß der Auslandskunde und der deutsche Lieferer 
Vertrauen zueinander fassen, da Vertrauen die Grundlage 
des Außenhandels ist. Je stärker das gegenseitige Ver­
trauen ist, um so leichter und reibungsloser wickeln sich 
auch die Auslandsgeschäfte ab. Vom Standpunkt der Kun­
denpsychologie ist es auch falsch, schon bei dem ersten 
Angebot oder im Vertrag den Prozeßweg zu „verankern“. 
Es hebt bestimmt nicht die Kauffreudigkeit, wenn sozu­
sagen der Rechtsanwalt schon bei Beginn drohend auf das 
kommende Gericht hinweist. In klarer Erkenntnis dieser 
Sachlage hat die Internationale Handelskammer eine Ver­
gleichs- und Schiedsgerichtsordnung ausgearbeitet, die — 
seit dem 1. Januar 1934 gültig — inzwischen in zahlreichen 
Fällen ihre Vorzüge erwiesen hat.

Die Internationale Handelskammer ging von dem Gedan­
ken aus, daß Streitfälle irgendeinen sachlichen Grund 
haben müssen. Selbst der böswillige Zahler pflegt sein Ver­
halten doch mit einem vermeintlichen sachlichen Grund zu 
bemänteln. Ein Gericht wird in solchen Fällen auch zu­
erst diese sachlichen Gründe prüfen und dafür meistens 
Sachverständige mit der Prüfung beauftragen. Es würde 
also das ganze Verfahren wesentlich vereinfacht werden, 
wenn diese Prüfung durch unabhängige Sachverständige 
sofort erfolgen würde, bevor überhaupt ein Gericht in 
Anspruch genommen wird, und da das Gericht sein Urteil 
sowieso auf den Befund der Sachverständigen zu gründen 
pflegt, so könnten diese vielleicht noch eher zu einem 
Urteil kommen, das beiden Teilen gerecht wird, da Sach­
verständige, also Geschäftsleute aus der Branche, doch 
mehr kaufmännisches Verständnis haben als reine Juristen, 
deren Urteile in manchen Fällen kaufmännischen Anschau­
ungen und Handelsgepflogenheiten nicht voll entsprechen.

Die Internationale Handelskammer beschritt also den nahe­
liegenden Weg des privaten Schiedsgerichts, w7ie es in der 
Praxis schon hier und da durch freiwillige Vereinbarung 
angewandt wird. Während aber die privaten Schieds- 
urteile den großen Nachteil haben, daß sie nur dann Sinn 
haben, wenn der unterliegende Partner redlich genug ist, 
um das Urteil freiwillig zu erfüllen, da ja private Schieds- 
urteile nur selten vollstreckbar sind2'), hat die Internatio­
nale Handelskammer ihr Schiedsgerichtsverfahren prak­
tisch wertvoll gemacht, indem erreicht wurde, daß eine 
Reihe von Staaten nicht nur die Schiedsklausel der Inter­
nationalen Handelskammer für bindend erklärten, also etwa 
bei Gericht anhängig gemachte Klagen auf Grund der 
Schiedsklausel zurückweisen und an die Internationale Han­
delskammer verweisen, sondern auch die gefällten Schieds- 
urteile für vollstreckbar erklärten. Andere Staaten sind 
zwar noch nicht so weit gegangen sondern machen für die 
Vollstreckbarkeit der Schiedsurteile der Internationalen 
Handelskammer verschiedene Vorbehalte, z. B. daß das 
Schiedsurteil nach den Grundsätzen der Rechtsprechung 
des betreffenden Landes gefällt wurde, oder sie erkennen 
wenigstens das Schiedsurteil als beweiskräftig in einem 
Prozeß an.
Hier ist also schon der erste und sehr bedeutsame Schritt 
zu einer internationalen Rechtsprechung im Interesse einer 
stärkeren Reehtsieherheit getan.

Der Schiedsgerichtshof und die Anwendung des Schieds­
verfahrens der Internationalen Handelskammer steht jeder 
Firma, also nicht nur den Mitgliedern der Internationalen 
Handelskammer zur Verfügung, da eine möglichst breite 
Anwendung zur Förderung des Welthandels wünschens­
wert ist. Man unterscheidet
2) Vgl. Anm erk. 1.

1. Das fre iw illig e  V erg le ichsverfahren

Das Vergleichsverfahren sucht einen gütlichen Ausgleich 
der Meinungsverschiedenheiten zwischen den Partnern her­
beizuführen. Der Verwaltungsausschuß der Internatio­
nalen Handelskammer macht auf Grund der Akten und 
auch nach Anhörung der beiden Parteien einen Vergleichs­
vorschlag, dessen Annahme oder Ablehnung dem freiwilli­
gen Ermessen der beiden Parteien überlassen bleibt. In 
zahlreichen Fällen führt dieser Vergleichsvorschlag schon 
zum Ziel. Die Kosten betragen für jede Partei 500 frz. 
Fr, können jedoch in besondern Fällen natürlich auch 
höher werden. Das Sekretariat der Internationalen Han­
delskammer ist aber bestrebt, die Kosten möglichst niedrig 
zu halten, da man ja beabsichtigt, das Verfahren billiger 
zu gestalten. Scheitert der gütliche Vergleichsvorschlag, 
dann bleibt es den Parteien überlassen, das Gericht in An­
spruch zu nehmen, oder falls die Schiedsklausel von beiden 
Parteien anerkannt ist, sich an das Schiedsverfahren zu 
wenden.

2. Das S ch iedsgerichtsverfahren

Bei der Internationalen Handelskammer besteht ein Inter­
nationaler Ausschuß für Sehiedsgeriehtsbarkeit. S c h i e d s ­
g e r i c h t s h o f  genannt. Der Schiedsgeriehtshof wählt 
den oder die Schiedsrichter, die auf Grund ihrer fachlichen 
und juristischen Kenntnisse für die Beurteilung des Streit­
falles geeignet sind. Es wird dabei vor allem Wert darauf 
gelegt, daß der gewählte Schiedsrichter als Persönlichkeit 
das volle Vertrauen der beiden Parteien genießt, daß sein 
Urteil weniger von formaljuristischen Gesichtspunkten aus 
diktiert wird, sondern nach Recht und Billigkeit, gesundem 
Menschenverstand und objektiver Sachlichkeit und Sach­
verständnis. Die Arbeit des Schiedsrichters ist ehrenamt­
lich, so daß nur seine materielle Arbeit entschädigt wird, 
wie überhaupt die Internationale Handelskammer keiner­
lei Gewinn aus ihrer Schiedstätigkeit zieht, sondern ledig­
lich die tatsächlich verauslagten Post- und Schreibgebühren 
nach niedrigsten Sätzen berechnet. Im Gegensatz zum 
ordentlichen Gerichtsverfahren werden also die Kosten 
nicht nach der Höhe des Objektes berechnet, was natürlich 
das ganze Verfahren wesentlich verbilligt.

Der Schiedsspruch ist für beide Parteien bindend. Irgend­
welche Verschleppungsmöglichkeiten sind infolgedessen 
ausgeschlossen, wie überhaupt das Verfahren sehr schnell 
arbeitet.

Fügt sich die unterliegende Partei dem Schiedsspruch 
nicht, so kann sofort die Vollstreckung betrieben werden. 
Die Internationale Llandelskammer leitet dann alle Maß­
regeln ein, um dem Schiedsspruch Geltung zu verschaffen. 
Sehr schwerwiegend ist der moralische Druck, den die 
Internationale Handelskammer auf den böswilligen Part­
ner ausüben kann. Jede Firma wird sich sehr überlegen, 
ob sie durch Nichtbeachtung des Schiedsspruchs ihren Kre­
dit und ihr moralisches Ansehen verlieren will. Es gehört 
deshalb zu den seltenen Ausnahmefällen, daß eine unter­
liegende Partei den Schiedsspruch nicht sofort erfüllt.

Um Anhaltspunkte über die Kosten des Verfahrens zu 
geben, seien einige Streitfälle aufgeführt, die durch das 
Schiedsgericht der Internationalen Handelskammer ab­
gewickelt wurden:

Streitsache No. 288. — Deutsch-französischer Streit über 
die Nichtlieferung eines Gleitbootes in der festgesetzten 
Zeit.
Klageobjekt rd. 26 000 RM; Kosten 2291,30 frz. Fr.

Streitsache No. 161. — Japanisch-französischer Streit über 
die Qualität von Kunstseide.
Geforderter Nachlaß 523 655,88 frz. Fr. Kosten 
5027,60 frz. Fr.

Streitsache No. 6. — Englisch-französischer Streit über die 
Güte von 23 Maschinen.

Der Kläger beanspruchte 787 652 frz. Fr. Der Beklagte 
stellte eine Gegenforderung von 350 780 frz. Fr. Kosten 
4902 frz. Fr.
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Streitsache No. 67. — Englisch-französischer Streit über 
die Verzögerung einer Cif-Lieferung einer Schiffsladung 
Kreosotöl.

Streitobjekt 145 886,10 frz. Fr. Kosten 993,10 frz. Fr. 
(Der Schiedsrichter hatte nur die Erstattung der Unkosten 
verlangt.)
Man sieht also aus diesen Beispielen, wie geringfügig die 
Kosten im Verhältnis zum Streitgegenstand sind.

3 . D ie  S ch ied sg erich tsk lau se l

Da ein zahlungsunwilliger Kunde im Ausland meistens in 
der stärkeren Position ist, wenn der deutsche Kläger den 
langwierigen Weg zum ausländischen Gericht beschreiten 
muß, so ist es dringend zu empfehlen, die Schiedsklausel 
schon bei Vertragsabschluß beiderseitig festzulegen.

Die Klausel, die natürlich auch für bestimmte Fälle anders 
gehalten werden kann, worüber man am besten den Rat 
der Internationalen Handelskammer einholt, lautet:

„Alle aus dem gegenwärtigen Vertrag sich ergebenden Mei­
nungsverschiedenheiten werden nach der Vergleichs- und 
Schiedsgeriehtsordnung der Internationalen Handelskam­
mer von einem oder mehreren gemäß dieser Ordnung er­
nannten Schiedsrichtern unter Ausschluß der ordentlichen 
Gerichte endgültig entschieden.“

In f r a n z ö s i s c h e n  Verträgen:
„Tous différends découlant du présent contrat seront 
tranchés définitivement suivant le Règlement de Conciliation 
et d’Arbitrage de la Chambre de Commerce Internationale 
par un ou plusieurs arbitres nommés conformément à ce 
Règlement.“

In e n g l i s c h e n  Verträgen:
„All disputes arising in connection with the present eon- 
tract shall be finally settled under the Rules of Con­
ciliation and Arbitration of the International Chamber of 
Commerce by one or more arbitrators appointed in 
accordance with the Rules.“

Die Internationale Handelskammer hat Landesgruppen in 
USA, Australien, Belgien, Chile, China, Dänemark, Dan­
zig, Deutschland, Estland, Finnland, Frankreich, Griechen­
land, Großbritannien, Indien, Indochina, Italien, Japan, 
Jugoslavien, Luxemburg, Niederlande, Norwegen, Öster­
reich, Polen, Rumänien, Schweden, Schweiz, Spanien, 
Tschechoslowakei, Ungarn und in allen ändern Ländern 
entweder maßgebende Vertrauensleute oder Verbindung mit 
dortigen Handelskammern, so daß sie in allen Plätzen der 
Welt sofort die richtigen Vertrauensleute für das Schieds­
gerichtsverfahren zur Verfügung stellen kann.

4. V orzüge des S ch ied sg erich tsverfah ren s

Für den deutschen Lieferer bietet die Schiedsklausel der 
Internationalen Handelskammer folgende sehr ins Gewicht 
fallende Vorzüge. Zunächst ist sie ein Prüfstein für die 
Redlichkeit des ausländischen Kaufinteressenten, wenn er 
sieh freiwillig der Möglichkeiten, die ihm der ordentliche 
Gerichtsweg hinsichtlich Versehleppungsmanövern bietet, 
begibt und sich dem Schiedsspruch der Internationalen 
Handelskammer unterordnet. Wenn der Auslandskunde das 
ablehnt, dann ist immer große Vorsicht geboten, wenn nicht 
wirklich stichhaltige Begründungen für die Ablehnung 
gegeben werden. Für den Ausländer bedeutet aber die 
Schiedsklausel ebenfalls eine erhöhte Rechtssicherheit, weil 
er weiß, daß seine Interessen ebenfalls korrekt und schnell 
gewahrt werden können.

In den Verkaufsverhandlungen ist es bestimmt vorteilhaf­
ter, statt mit vielen Paragraphen, die nur Mißtrauen er­
regen, und wohlmöglich gleich mit einem Gerichtsstand zu 
drohen, das Schiedsgericht der Internationalen Handels­
kammer vorzuschlagen, dem nicht das Odium von Prozessen 
anhaftet, sondern das, wie der Auslandskunde auch weiß, 
doch einen mehr freundschaftlichen Charakter kollegialer 
Natur hat.

Abgesehen von dem großen Vorzug der Schnelligkeit und 
Billigkeit dieses Schiedsverfahrens hat es aber noch einen

Vorzug. Der Schiedsspruch wird nicht so leicht zu einem 
Geschäftsabbrueh führen, wie es bei Gerichtsurteilen der 
Fall zu sein pflegt. Auch der unterliegende Teil wird sich 
ohne Kränkung dem von ihm freiwillig anerkannten 
Schiedsspruch beugen, da dieser Spruch immerhin von 
Fachkollegen gefällt ist, die volles Verständnis für die 
Mentalität der Partner haben. Das Verfahren^ ist nicht 
öffentlich wie ein Gerichtsverfahren, kann also im beider­
seitigen Interesse Geschäftsgeheimnisse besser wahren. ^Be­
anstandungen werden nieht so häufig gemacht, da der Käu­
fer genau weiß, daß er es nicht mit einem Gericht, also 
mit Juristen zu tun hat, die von der technischen Seite 
nichts verstehen, sondern mit Sachverständigen, die sofort 
an Ort und Stelle prüfen und durchschauen, was sachlich 
berechtigt oder was schikanöse Beanstandungen sind. Da­
durch wird die Gefahr der böswilligen, nur zum Preis­
druck erhobenen Beanstandungen wesentlich verringert.
Der deutsche Lieferer kommt schneller zu seinem Recht 
und seinem Geld, da Vollstreekungsmaßnahmen sehr selten 
nötig sind, weil die Autorität der Internationalen Han­
delskammer und das Interesse des Kunden, seinen guten 
Ruf in der Geschäftswelt nicht zu verlieren, eher zur Er­
füllung eines Schiedsspruchs zwingen als ein Gerichts­
urteil, das von Instanz zu Instanz verschleppt werden kann 
und dem deutschen Kläger immer neue Kostenvorschüsse 
und Zeitverluste verursacht.
Es ist nur darauf zu a c h t e n ,  d a ß  a u c h  d e r  a u s ­
l ä n d i s c h e  K ä u f e r  d i e  S c h i e d s k l a u s e l  a u s ­
d r ü c k l i c h  a n e r k e n n t ,  da es in manchen Ländern 
nicht genügt, wenn diese nur einseitig in Kostenanschlä­
gen, Lieferbedingungen usw. enthalten ist.
Wird außerdem bei Abschluß von Auslandsgeschäften 
darauf geachtet, daß man nur mit finanziell und moralisch 
einwandfreien Partnern arbeitet, dann wird das Ausfuhr­
wagnis dank der Schiedsklausel der Internationalen Han­
delskammer wesentlich verringert und eine schwere Hem­
mung, die sich der von der Reichsregierung gewünschten 
Ausfuhrsteigerung bisher entgegenstellte, beseitigt.. Alle 
weiteren Auskünfte über Einzelheiten des Schiedsverfah­
rens sind bei der Deutschen Landesgruppe der Internatio­
nalen Handelskammer, Berlin NW 7, Neue Wilhelmstr. 9/11,
zu erhalten. [2458]

I n h a l t  Seite
A uf satzteil :

D er E influß der Technik a u f  die berufliche und  soziale Gliede­
ru n g  des deutschen Volkes. Von P rof. D r. E . G ü n t h e r  . 193

D as Reich als U n te r n e h m e r ......................................................................197
D er deutsche F rem denverkehr 1929 bis 1933 ...................................  198
G angbare W ege zur T reibstoff-E igenversorgung D eutschlands.

Von O berbaurat D r.-Ing . H . M e u t h  V D Í ..................................199
A usnutzung der W asserkräfte  im A uslande. Von D r. K r e u z ­

k a m  ............................................................................................................. 203
A rchiv fü r  W irtschaftsp rü fung :

Die neue Indexziffer der In d u s t r ie p ro d u k t io n ...................................207
W irtschaftsberichte  :

D ie deutsche W irtschaft im J u n i 1935. Von D r.-Ing . O t t o
B r  e d t  ........................................................................................................ 208

W irtschaftskennzahlen  ....................................................................................210
S t a t i s t i k ................................................................................................................. 210
V e r s i c h e r u n g ................................................................................................... 211
V erkehr ............................................................................................................. 211
E nerg iew irtschaft ..............................................................................................212
U hren industrie  ...................................................................................................213
Chemische In d u s trie   .......................................................................... 214
L änderberichte  ...................................................................................................215

S chrifttum  :
W irtschaftsw issenschaft u nd  - p o l i t i k .......................................................215
V erkeh r ..................................................• .............................................................216
W irtschaftsp rü fung  ......................................................................................... 217
O rganisation  ........................................................................................................ 217
Technik u nd  R echt ......................................................................................... 219
A us ändern  Z e i t s c h r i f t e n ............................................................................... 220
Eingegangene B ü c h e r .....................................................................................221

K artellw esen. Von D r. S. T s c h i e r s c h k y .................... ....  . . 221

In  dustrie lle r V ertrieb  :
Die Schiedsklausel der In te rna tiona len  H andelskam m er u n d  ihre 

B edeu tung  fü r  die deutsche A usfuhr. Von Ing . G. A. 
L a n g e n   .....................................................................................222

Verantwortlich für die Schriftleitung Dr. Georg F reitag  VDI, Berlin. — VDI-Verlag G. m. b. H., Berlin NW 7, Dorotheenstr. 40.
Triasdruck G .m .b .H ., Berlin SW  19, Dresdener Str. 97.


